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SITZUNGSVORLAGE 
 
 
Fachbereich: Bauen und Umwelt Datum: 06.03.2023 

Aktenzeichen: 51122-370-04/BA Vorlage Nr. 2-0103/23/37-002 
 

Beratungsfolge Termin Status Behandlung 

Ortsgemeinderat 20.03.2023 öffentlich Entscheidung 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Im obersten Gierten" - Beratung über die eingegangenen 
Stellungnahmen und Bedenken; Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB 
 
Sachverhalt: 
 
Der Ortsgemeinderat Üxheim hat in seiner öffentlichen Sitzung am 24.01.2022 den Aufstellungsbeschluss 
gefasst, in der Gemarkung Üxheim-Niederehe, Flur 9, Parzelle 2/1 (teilweise), einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan aufzustellen. Das Verfahren wurde nach § 13 b BauGB gewählt, unter Einbeziehung von 
Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren. Im aktuellen Flächennutzungsplan (FNP) der Ver-
bandsgemeinde Hillesheim (alt) ist die Fläche nicht als Bauerwartungsland ausgewiesen und befindet sich 
nach § 35 BauGB im Außenbereich. Da die Planung nach § 13 b BauGB durchgeführt wurde, kann der FNP 
für das Plangebiet nach erfolgtem Bebauungsplanverfahren im Zuge der Berichtigung angepasst werden. 
 
Mit Sitzungsdatum vom 19.12.2022 hat der Rat die seinerzeit vorliegende Entwurfsplanung zur Kenntnis 
genommen. Da gegen die Planung keine Einwände erhoben wurden, hat der Rat in gleicher Sitzung den 
Beschluss zur Offenlage gefasst. Die Verwaltung wurde beauftragt den Bebauungsplanentwurf zusammen 
mit den Textfestsetzungen, Begründung, den Umweltaspekten und der artenschutzrechtlichen Einschät-
zung öffentlich nach § 3 (2) BauGB auszulegen und die Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 
(2) BauGB am Verfahren zu beteiligen. Der Bebauungsplanentwurf „Am obersten Gierten“ hat in der Zeit 
vom 23.01.2022 bis einschl. 27.02.2023 gem. § 3 (2) BauGB im Rathaus der Verbandsgemeinde Gerolstein 
öffentlich ausgelegen. Die Bekanntmachung hierüber erfolgte am 13.01.2023 im Mitteilungsblatt der Ver-
bandsgemeinde Gerolstein „Verbandsgemeinde Gerolstein aktuell“. 
 
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde mit Schreiben 
vom 20.01.2023 am Verfahren beteiligt und um Abgabe einer Stellungnahme gebeten. Für die Fortführung 
des Verfahrens ist nunmehr die Abwägung zu den während der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen 
erforderlich. Die Stellungnahmen sind aus der beigefügten Aufstellung mit jeweiligen Abwägungsvorschlag 
beigefügt.  
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Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Maßgebend ist die Darstellung in der Planurkunde.  

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ortsgemeinderat Üxheim nimmt die während der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen, Hinweise 
und Bedenken zur Kenntnis. Sie werden im Sinne des jeweiligen Abwägungsvorschlages vollumfänglich 
übernommen, teilweise auch begründet zurückgewiesen. Durch die Stellungnahmen wird eine Planände-
rung nicht erforderlich. Der Ortsgemeinderat beschließt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Im 
obersten Gierten“ gem. § 10 BauGB als Satzung.  
 
Die Verwaltung wird gebeten den Satzungsbeschluss nach Ausfertigung der Planurkunde durch den Orts-
bürgermeister zu veröffentlichen. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Für die Ortsgemeinde entstehen keine Kosten.  
 
 
Anlage(n):  
Abwägungstabelle 
Begründung 
Planurkunde 
Textfestsetzungen 
Umweltaspekte 
Vorhaben- und Erschließungsplan 
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Ortsgemeinde Üxheim 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Im obersten Gierten“ 

 

Stellungnahmen / Anregungen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

vom 23.01.2023 bis einschließlich 27.02.2023 

sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

 

 

 

Beteiligt wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange: 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange Rückmeldung 

01 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn 23.01.2023 (keine Bedenken) 

02 Deutsche Telekom Technik GmbH, T NL Südwest, PTI 14, Bauleitplanung, Mayen 03.02.2023 (keine Bedenken) 

03 Deutsche Telekom Privatkunden-Vertrieb GmbH, Region-Manager Infrastrukturvertrieb Süd-West, Frankfurt  

04 Deutscher Wetterdienst, Mainz 27.02.2023 (keine Bedenken) 

05 Dienstleistungszentrum ländlicher Raum - DLR – Eifel, Bitburg 09.02.2023 (keine Bedenken) 

06 DN Services Immobilien GmbH, Frankfurt  

07 Eifel Tourismus GmbH, Prüm  

08 Landesverband Rheinland-Pfalz der Deutschen Gebirgs- und Wandervereine e.V., c/o Eifelverein e.V., 
Düren 

12.02.2023 

09 Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, Fachgruppe Luftverkehr, Hahn-Flughafen  

10 Handwerkskammer, Trier 16.02.2023 (keine Bedenken) 

11 Industrie- und Handelskammer Trier, Trier 21.02.2023 (keine Bedenken) 
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12 Forstamt Hillesheim, Hillesheim 06.02.2023 (keine Bedenken) 

13 Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Koblenz 23.01.2023 

14 Natur- und Geopark Vulkaneifel, Daun  

15 Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH & Co. KG, Trier  

16 Kreisverwaltung Vulkaneifel, Untere Landesplanungsbehörde, Daun 27.02.2023 

17 Kreisverwaltung Vulkaneifel, Brandschutzdienststelle, Daun 24.01.2023 

18 Landesaktionsgemeinschaft Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz e.V., Obermoschel  

19 Landesamt für Denkmalpflege, Mainz  

20 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz 01.03.2023 

21 Landesjagdverband Rheinland-Pfalz e.V., Gensingen  

22 Landwirtschaftskammer Dienststelle Trier, Trier  

23 LBB Niederlassung Trier, Trier 14.02.2023 (keine Bedenken) 

24 LBM Gerolstein, Gerolstein 14.02.2023 (keine Bedenken) 

25 NABU Rheinland-Pfalz, Mainz  

26 Deutsche Post, Real Estate Management West, Geschäftsort Bonn, Bonn  

27 Naturpark Nordeifel im Deutsch-Belgischen Naturpark Hohes Venn, Nettersheim  

28 Planungsgemeinschaft Region Trier, Trier  

29 Referat Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Mainz  

30 Rheinisches Landmuseum Trier, Trier 02.03.2023 

31 Westnetz GmbH, Gerolstein  

32 Amprion GmbH, Dortmund 01.02.2023 (keine Bedenken) 

33 Polizeiwache Gerolstein, Gerolstein  

34 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord – Regionalstelle Gewerbeaufsicht, Trier 23.01.2023 (keine Bedenken) 

35 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord – Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz, Trier 

06.02.2023 

36 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Koblenz  

37 Gemeinde Blankenheim, Blankenheim  
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38 Gemeinde Dahlem, Dahlem 14.02.2023 (keine Bedenken) 

39 Gemeinde Hellenthal, Hellenthal 24.01.2023 (keine Bedenken) 

40 Verbandsgemeinde Prüm, Prüm  

41 Verbandsgemeinde Adenau, Adenau 30.01.2023 (keine Bedenken) 

42 Verbandsgemeinde Kelberg, Kelberg  

43 Vermessungs- und Katasteramt Westeifel-Mosel, Bernkastel-Kues  

44 Westnetz GmbH, Regionalzentrum Rauschermühle, Faid 26.01.2023 (keine Bedenken) 

45 Zweckverband Wasserversorgung Eifel, Gerolstein  

46 Verbandsgemeindewerke VG Gerolstein, Gerolstein 23.02.2023 (keine Bedenken) 

47 Vodafone GmbH, Trier 27.02.2023 (Keine Bedenken) 

 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB: 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange Rückmeldung 

01 Bürger*in 1 21.02.2023 

02 Bürger*in 2 21.02.2023 

03 Bürger*in 3 über RA Thorsten Amsel, Gerolstein 22.02.2023 

 

 

Folgende Stellungnahmen / Anregungen von Behörden sowie Trägern öffentlicher Belange liegen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vor: 

 

01 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn Kommentierung 

„…vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht 
beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher 
Belange keine Einwände.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
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02 Deutsche Telekom Technik GmbH, T NL Südwest, PTI 14, Bauleitplanung, Mayen Kommentierung 

„…Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände.“ Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

04 Deutscher Wetterdienst, Mainz Kommentierung 

„…Der DWD hat keine Einwände gegen die von Ihnen vorgelegte Planung, da keine Standorte des DWD 
beeinträchtigt werden bzw. betroffen sind.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

05 Dienstleistungszentrum ländlicher Raum - DLR – Eifel, Bitburg Kommentierung 

„…aus Sicht der Landentwicklung und Landeskultur bestehen keine Bedenken gegen die vorliegende 
Planung.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

08 
Landesverband Rheinland-Pfalz der Deutschen Gebirgs- und Wandervereine e.V., c/o 
Eifelverein e.V., Düren 

Kommentierung 

„…nach Einsicht in die Planungsunterlagen nehmen wir gemäß § 63 BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz wie 
folgt Stellung.  
In der Ergänzungssatzung der OG Üxheim Niederehe- erstellt durch das Planungsbüro LOP vom Oktober 2022 
ist die aktuelle Situation der Grünfläche gut beschrieben. Aufgrund der Baumaßnahme werden Eingriffe nach 
§ 44 BNatSchG erforderlich sein. Die in diesem Bereich vorkommenden Arten sind auf den Seiten 8- 17 
aufgeführt. Sollten die Maßnahmen wie beschrieben schonend und nicht motorbetrieben durchgeführt werden, 
um evtl. vorhandene Habitate insb. der Haselmaus nicht zu gefährden. Ggf sollte folgende Maßnahmen in 
Erwägung gezogen werden. Ausgleichspflanzungen naturnahe Hecken und Anlegung von Stein- und 
Totholzhaufen um dadurch eine biologische Aufwertung der übrigen Flächen zu schaffen. Bei den zu fällenden 
Bäumen erscheint es gewinnbringend, wenn einige Torso der Bäume als Habitatbäume erhalten bleiben.“ 

Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Es handelt sich um einen Bebauungsplan, nicht um eine 
Ergänzungssatzung. Das Büro LOP hat den 
Umweltfachbeitrag zum Bebauungsplan erstellt, der 
nach § 13b BauGB aufgestellt wird.  
Die Umsetzung des Bauvorhabens soll unter geringst 
möglichem Eingriff in den Bestand der Pflanzen erfolgen. 
Dies ist in den Unterlagen beschrieben. Ergänzende 
Maßnahmen sind nach den Vorgaben des § 13b BauGB 
nicht erforderlich. 
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Es werden ansonsten keine Einwände oder Ergänzungen vorgetragen und das Bestreben der Ortsgemeinde 
Walsdorf- VG Gerolstein befürwortet.“ 

Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. An der Planung wird festgehalten.  

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

10 Handwerkskammer, Trier Kommentierung 

„…bezugnehmend auf Ihr vorgenanntes Schreiben teilen wir Ihnen mit, dass gegen das o. g. Vorhaben 
unsererseits keine Bedenken erhoben werden.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

11 Industrie- und Handelskammer Trier, Trier Kommentierung 

„…vielen Dank für die Beteiligung an dem oben genannten Verfahren. Der Bauleitplanung der Ortsgemeinde 
Üxheim zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Im obersten Gierten stehen seitens der 
Industrie- und Handelskammer Trier keine Bedenken entgegen.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

12 Forstamt Hillesheim, Hillesheim Kommentierung 

„…Aus Sicht des Forstamts Hillesheim bestehen keine Bedenken. Es sind keine waldrechtlichen Belange 
betroffen.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

16 Kreisverwaltung Vulkaneifel, Untere Landesplanungsbehörde, Daun Kommentierung 

„…Naturschutzbelange stehen dem Vorhaben am Ortsrand nicht entgegen. Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft sind gegeben, jedoch aus Sicht der Naturschutzbehörde kompensierbar. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Eine Bilanzierung von Beeinträchtigungen im Sinne des Naturschutzrechts erfolgte nicht, wird aber im Leitfaden 
zur Kompensation des Landes auch für die Bauleitplanung empfohlen. Das Vorhaben liegt im Naturpark 
Vulkaneifel und eine Zustimmung der Naturschutzbehörde ist erforderlich. 

Eine Eingriffsbilanzierung ist in Verfahren nach § 13b 
BauGB nicht erforderlich. 



Ortsgemeinde Üxheim  Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Im obersten Gierten“  sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

 

 
Seite 6 

Es werden keine schutzwürdigen Flächen oder Biotope überplant, die naturschutzrechtlich einen besonderen 
Schutzstatus genießen. 

 

Wir halten jedoch eine Korrespondenz der Grünordnungsaussagen/Festsetzungen in Text (Festsetzung) und 
Karte/Planurkunde (Planzeichen) für erforderlich. Zur transparenteren Nachvollziehbarkeit von 
Grünordnungsfestsetzungen sollte eine Abgrenzung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans zur freien 
Landschaft/Außenbereich dargestellt und festgesetzt werden. 

Da es sich vorliegend nicht um ein Baugebiet sondern 
um ein einziges Bauvorhaben handelt, wird auf die 
Festsetzung einer Ortsrandabgrenzung verzichtet.  

Diese Abgrenzung wurde bereits im Landschaftsplan der ehemaligen VG Hillesheim vorgenommen und sollte 
sich in Text und Karte zum VEP „Im obersten Gierten“ wiederfinden.“ 

 

Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. An der Planung wird festgehalten.  

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

17 Kreisverwaltung Vulkaneifel, Brandschutzdienststelle, Daun Kommentierung 

„….I. Bedenken: 
- Einwendungen aufgrund fachgesetzlicher Regelungen mit Angabe der Rechtsgrundlage: 
Aus brandschutztechnischer Sicht bestehen gegen folgende Punkte der Planung Bedenken: 
--- 
- Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen und Befreiungen): 
-- 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken 
bestehen.  

II. Hinweise: 
- Sonstige fachliche Informationen und Anregungen: 

 

Die Zufahrt bis in die Nähe des Grundstückes muss für Feuerwehrfahrzeuge leicht befahrbar sein. Die 
erforderlichen Breiten und Kurvenradien können der „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ entnommen 
werden. Diese Maße gelten allerdings nur für Wege ohne Begegnungsverkehr. Zu diesen Maßen sind noch 
die Breiten für Begegnungsverkehr zumindest mit Pkw zuzurechnen. Nach Messungen der Feuerwehr ist bei 
geradlinigen Straßen eine Fahrbahnbreite von 5,00 m erforderlich, damit der vorgenannte Begegnungsfall 
ausreichend zügig ablaufen kann. 
Max. 50 m vom Gebäude entfernt muss auf der Zufahrt eine Bewegungsfläche mit mind. 5 m Breite und 12 m 
Länge vorhanden sein. 
Zur Löschwasserversorgung muss eine Löschwassermenge von mindestens 800 l/min (48 m3/h) über einen 
Zeitraum von zwei Stunden zur Verfügung stehen. 

Die Erreichbarkeit des Grundstücks für die Feuerwehr ist 
gewährleistet. Ein nennenswerter Gegenverkehr wird 
nicht erwartet. 
 
 
 
Aufstellflächen sind um das Grundstück herum 
vorhanden. 
Nach Auskunft der Werke bestehen gegen die Bebauung 
keine Bedenken. Daher ist mit ausreichendem 
Löschwasservorkommen zu rechnen. 

- Beabsichtigte eigene Planungen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstands: 
-keine.“ 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
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20 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz Kommentierung 

„…aus Sicht des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) werden zum oben genannten 
Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Bewertungen gegeben: 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Bergbau / Altbergbau: 
Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans "Im obersten Gierten" im Bereich des auf Eisen verliehenen, bereits erloschenen 
Bergwerksfeldes "Armada" liegt. Aktuelle Kenntnisse über die letzte Eigentümerin liegen hier nicht vor. 

 
Wird zur Kenntnis genommen.  

Aus den vorhandenen Unterlagen geht hervor, dass im Planungsbereich kein Altbergbau dokumentiert ist und 
kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt. 

 

Bitte beachten Sie, dass unsere Unterlagen keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, da grundsätzlich die 
Möglichkeit besteht, dass nicht dokumentierter historischer Bergbau stattgefunden haben kann, Unterlagen im 
Laufe der Zeit nicht überliefert wurden bzw. durch Brände oder Kriege verloren gingen. 

 

sollten Sie bei dem geplanten Bauvorhaben auf Indizien für Bergbau stoßen, empfehlen wir Ihnen spätestens 
dann die Einbeziehung eines Baugrundberaters bzw. Geotechnikers zu einer objektbezogenen 
Baugrunduntersuchung. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Boden und Baugrund – allgemein: 
Nach unseren geologischen Informationen stehen im Bereich des Planungsgeländes voraussichtlich 
oberflächennah Sedimentgesteine des Devon an. Diese setzen sich hier vorwiegend aus einer Wechselfolge 
von Kalk- und Mergelsteinen sowie kalkhaltigen Tonsteinen zusammen. Die Kalksteine können von 
Verkarstung betroffen sein. In diesem grundsätzlichen Sinne kann eine Gefährdung durch Geländesenkungen 
und Erdfälle ohne ortsbezogene Untersuchungen nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Darüber hinaus sind 
die Ton- und Mergelsteine zumindest im verwittertem Zustand für ihre Rutschungs- und Wasserempfindlichkeit 
bekannt. 

 
Nebenstehende Informationen werden in den 
bestehenden Hinweis zum Baugrund ergänzt.  

Aufgrund der genannten Gegebenheiten empfehlen wir für die Planung und Bauausführung der Maßnahme 
die Einbeziehung eines Baugrundgutachters (Geotechniker). 

 

Der Hinweis auf die einschlägigen Baugrund-Normen sowie die Empfehlung von objektbezogenen 
Baugrunduntersuchungen in den Textlichen Festsetzungen unter 3.2 werden fachlich bestätigt. 

 

Die Baugrunduntersuchungen sind dem LGB anzuzeigen und die Ergebnisse (Geodaten) sind mitzuteilen 
(siehe https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz.html). 

 

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen.  

mineralische Rohstoffe: 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus rohstoffgeologischer Sicht keine Einwände.“ 

 
Wird zur Kenntnis genommen.  

Beschlussvorschlag: Der bestehende Hinweis zum Baugrund wird um Aussagen der Stellungnahme ergänzt.  

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz.html).
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23 LBB Niederlassung Trier, Trier Kommentierung 

„…im Bereich der aufgeführten Maßnahme befinden sich keine Liegenschaften des Landes, des Bundes oder 
der Gaststreitkräfte, welche von der Maßnahme jetzt betroffen, und vom Landesbetrieb Liegenschafts- und 
Baubetreuung, Niederlassung Trier, zu betreuen sind.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

24 LBM Gerolstein, Gerolstein Kommentierung 

„…das Plangebiet befindet sich an einer Gemeindestraße. Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes 
erfolgt über die Gemeindestraße „Stroheicher Straße“, welche innerhalb der Ortslage von Niederehe an die K 
74 anbindet. 
Wir stimmen der Aufstellung des Bebauungsplanes zu.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

30 GDKE, Rheinisches Landesmuseum, Trier Kommentierung 

„…in dem angegebenen Planungsbereich sind der GDKE, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier 
bislang keine archäologischen Fundstellen bekannt. 
Grundsätzlich sei darauf verwiesen, dass eine Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht für archäologische 
Funde bzw. Befunde besteht (§§ 16–19 DSchG RLP). 
Diese Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf die Belange der GDKE, Direktion Landesarchäologie, 
Außenstelle Trier. Gesonderte Stellungnahmen der GDKE, Direktion Landesarchäologie, Erdgeschichte 
Koblenz, der GDKE, Landesdenkmalpflege etc. bleiben vorbehalten und sind ggf. noch einzuholen.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Ein entsprechender Hinweis befindet sich bereits in den 
Unterlagen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

32 Amprion GmbH, Dortmund Kommentierung 

„…im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchstspannungsleitungen unseres Unternehmen. Wird zur Kenntnis genommen. 

Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht nicht vor. Wird zur Kenntnis genommen 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zuständigen Unternehmen 
beteiligt haben.“ 

Die Zuständigen Unternehmen wurden an den 
Verfahren beteiligt. 



Ortsgemeinde Üxheim  Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Im obersten Gierten“  sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

 

 
Seite 9 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

34 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord – Regionalstelle Gewerbeaufsicht, Trier Kommentierung 

„…Aus Sicht des anlagenbezogenen Immissionsschutzes bestehen keine Einwände gegen die beabsichtigte 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

35 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord – Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Trier 

Kommentierung 

„…das Plangebiet hat eine Größe von 1.250 m2 und liegt innerhalb der Zone III a (weitere Schutzzone) des im 
Entwurf befindlichen Wasserschutzgebiets, WSG 400 „Hillesheimer Kalkmulde“. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Innerhalb der vorgesehenen SZ III a kann eine Wohnbebauung unter folgenden Aspekten erfolgen: 

− Anschluss an die öffentliche Trinkwasserversorgung, (private Brunnen zur Eigenversorgung sind nicht 
möglich) 

− Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseitigung, bzw. ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung, 
(zugelassene Kleinkläranlage) 

− Beseitigung des nicht behandlungsbedürftigen und nicht schädlich verunreinigtem 
Niederschlagswasser nach wasserwirtschaftlichen Zielsetzungen: 

             Rückhaltung/Versickerung vor Ableitung, 

− Verbot von Erdwärmesondenanlagen (EWSA) im geplanten WSG 400 „Hillesheimer Kalkmulde“, 

− Insbesondere stellt dabei die Bohrung und der Betrieb von Erdwärmesondenanlagen eine erhöhte 
Gefährdung dar und die Errichtung solcher Anlagen in WSG vorsorglich nicht zulässig. 

− Heizölverbraucheranlagen und Lagerung von Heizöl nach den Vorschriften der geltenden AwSV 
(insbesondere wiederkehrende Prüfungen) 

Die nebenstehenden Anregungen werden bei der 
konkreten Vorhabenplanung beachtet. Sie werden 
zusätzlich als Hinweise in den Bebauungsplan 
aufgenommen.  

Abwasserbeseitigung 
Die Abwasserbeseitigung (Schmutz- und Niederschlagswasser) ist mit dem Abwasserbeseitigungspflichtigen 
abzustimmen. 

 
Die Abstimmung mit den Werken ist erfolgt.  

Bodenschutz/Altlasten 
Für das Plangebiet sind im Bodenschutzkataster des Landes keine Altablagerungen, Rüstungsaltstandorte, 
militärische Altstandorte oder gewerblich-industrielle Altstandorte kartiert.“ 

 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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Beschlussvorschlag: Es werden Hinweise zur Berücksichtigung der WSG Zone IIIa (Entwurf) in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

37 Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Koblenz Kommentierung 

„…wir haben das Vorhaben zur Kenntnis genommen. Im Planungsgebiet sind fossilführende Schichten und 
Fossilfundstellen bekannt (Devon, etwa 380 Millionen Jahre alt). 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Die Zustimmung der Direktion Landesarchäologie/Abteilung Erdgeschichte ist daher grundsätzlich an die 
Übernahme folgender Auflagen gebunden: 

Die nebenstehenden Hinweise werden als Hinweise in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 

1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 
vom 23.3.1978 (GVBl.,1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBl. 
S. 543) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, erdgeschichtliche Fund unverzüglich zu melden, die 
Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

 

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von 
der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 

 

3. Sollten erdgeschichtliche Funde angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie/Abteilung 
Erdgeschichte ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache 
mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen erdgeschichtlichen Forschung 
entsprechend durchführen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der 
evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen 
erforderlich. 

 

Die Punkte 1 – 3 sind auch in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen.  

Der Beginn der Erdarbeiten ist rechtzeitig (mindestens vier Wochen vorher) anzuzeigen, damit die Vorplanung 
einer Dokumentation und Bergung der erdgeschichtlich relevanten Funde und Befunde anlaufen kann. Deren 
fachgerechte Untersuchung und Dokumentation muss vor Baubeginn und während der Bauarbeiten ermöglicht 
werden. Dadurch sind ggf. auch zeitliche Verzögerungen einzukalkulieren. Im Falle größerer Bergungen 
werden entsprechende Absprachen getroffen. 

 

Die örtlich beauftragten Firmen sind entsprechend in Kenntnis zu setzen. Etwa zu Tage kommende Fossilfunde 
etc. unterliegen gemäß §§ 16-21 des Denkmalschutzgesetzes Rheinland-Pfalz der Meldepflicht an die 
Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie-Abteilung Erdgeschichte, Niederberger Höhe 
1, 56077 Koblenz, Tel.: 0261-6675-3032, Fax: 0261-6675-3010. 
Die finanzielle Beteiligung des Bauträgers richtet sich nach dem Denkmalschutzgesetz (§21 Abs. 3). 
Die Anzeige des Baubeginns ist zu richten an erdgeschichte@gdke.rlp.de oder an die unten genannte 
Telefonnummer. 

 

Gesonderte Stellungnahmen der Direktion Landesdenkmalpflege/Abteilung Praktische Denkmalpflege Mainz 
und der Direktion Landesarchäologie/Außenstelle Trier bleiben vorbehalten und sind ggf. noch einzuholen.“ 
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Beschlussvorschlag: Die Hinweise der GDKE werden als Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen.  

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

38 Gemeinde Dahlem, Dahlem Kommentierung 

„…die vorgenannte Bauleitplanung kann gem. § 2 Abs. 2 BauGB als mit der Gemeinde Dahlem abgestimmt 
gelten.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

39 Gemeinde Hellenthal, Hellenthal Kommentierung 

„…gegen die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Im obersten Gierten“, bestehen seitens 
der Gemeinde Hellenthal keine Bedenken, da die Belange der Gemeinde Hellenthal von der v.g. Bauleitplanung 
nicht betroffen sind.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

41 Verbandsgemeinde Adenau, Adenau Kommentierung 

„…Belange der Verbandsgemeinde Adenau oder der angehörigen Ortsgemeinden werden durch die o.g. 
Planung nicht berührt.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

44 Westnetz GmbH, Regionalzentrum Rauschermühle, Faid Kommentierung 

„…nach Einsichtnahme in die uns zugesandten Planunterlagen teilen wir Ihnen mit, dass unsererseits keine 
Einwände gegen die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes bestehen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Als Anlage senden wir Ihnen einen Planausschnitt in dem unsere im Planungsgebiet vorhandenen 
Leitungen/Anlagen eingetragen sind mit der Bitte, diese bei der weiteren Planung zu berücksichtigen. 

Die Leitungen sind durch die Planung nicht berührt. 

Sollten Änderungen unserer Leitungen/Anlagen notwendig werden, so richtet sich die Kostentragung nach den 
bestehenden Verträgen bzw. sonstigen Regelungen.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

46 Verbandsgemeindewerke VG Gerolstein, Gerolstein Kommentierung 

„…Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen seitens der Verbandsgemeindewerke Gerolstein 
keine Bedenken.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

47 Vodafon GmbH, Trier Kommentierung 

„…Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen die von Ihnen geplante 
Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine 
Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist 
unsererseits derzeit nicht geplant.“ 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag: Kein Beschluss erforderlich. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
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Folgende Stellungnahmen / Anregungen aus der Öffentlichkeit liegen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vor: 

 

01 Bürger*in 1 Kommentierung 

„…Mit diesem Schreiben möchte ich meine Bedenken, meinen Unmut und meine Ängste zum Ausdruck 
bringen! 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Vorweg sei gesagt, daß ich zu den öffentlichen Sitzungen am 24.1.22 und am 19.12.21 nicht anwesend und 
im Urlaub war.  

 

Nun zur Stellungnahme zum eigentlichen Bauvorhaben.  

Zur Niederschrift von Herrn Dip.-Ing. Daniel Heßer Es handelt sich vorliegend nicht um eine Niederschrift, 
sondern um die Begründung zum Bebauungsplan. 

1 Anlass und Ziele der Planung:  

Die Planung des Grundstück Flur 9 Parzelle 2/1 wurde ohne Umweltprüfung vollzogen. Warum? Wird diese 
noch nachgeholt. 

In Verfahren nach § 13b BauGB ist eine Umweltprüfung 
nicht erforderlich.  

6.1 Naturschutz und Landespflege:  

Eine erhebliche nachteilige Auswirkung des Planvorhabens auf das FFH-Gebiet kann nicht ausgeschlossen 
werden! 

Gemäß naturschutzfachlicher Bewertung sind keine 
Auswirkungen zu erwarten. Seitens der Unteren 
Naturschutzbehörde werden ebenfalls keine Bedenken 
geäußert. 

Begründung:  

Es wird schon jetzt, seit den Pferdebetriebs von Frau Hinterkräuser (jeden Tag 2-3 Autos 2x am Tag), das 
Leben der Wildtiere beeinträchtigt! 
Es ist ja ein Pferdebetrieb (?), da 2 Damen dauerhaft ihre Pferde dort stehen haben und versorgen. Es gibt 
durch diese Störung keine Wildtiere mehr, in diesem Gebiet! 
Früher gab es dort Rehe, Füchse, Hasen und seltene Vogelarten wie z.B. den Schwarzspecht. 
Da ich seit 2006 dauerhaft in der Stroheicherstr. lebe, kann ich dieses beurteilen. 

Die aktuelle Nutzung des Geländes ist nicht Gegenstand 
des Bebauungsplans, der die zukünftige Nutzung 
steuert. 

Dort steht auch: 
Erdaufschlüsse sind so herzustellen, das die Deckschichten nicht wesentlich vermindert werden. Wer prüft 
dieses? 

 
Dabei handelt es sich um einen Hinweis, der in 
Eigenverantwortung zu beachten ist. 

6.4 Radon 
Dort steht: Mögliche Maßnahmen können in Form einer Folienabdichtung der Bodenplatte sein. 
Meine Befürchtung: 
Nachweislich kommt das ganze Regenwasser den Hönsel runter bis auf die Stroheicherstr (mit Geröll). 

 
Es handelt sich um eine vorgeschlagene 
Sicherheitsmaßnahme in Verbindung mit der 
Bodenplatte, die den Boden ohnehin versiegelt. Die Folie 
sorgt nicht für einen verstärkten Oberwasserabfluss. 
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Die Wiese fängt das meiste Wasser ab. Wo fließt das Wasser hin, wenn eine Folienabdichtung der Bodenplatte 
erfolgt? Oder wenn überhaupt eine Bodenplatte des Hauses vorhanden ist? 

Das Oberflächenwasser wird gesammelt und gedrosselt 
abgeleitet.  

7.1 Maß der baulichen Nutzung 
Die Grundflächenzahl von 0,3 wird dort angegeben, Eine Überschreitung soll zur klaren Regelung für die 
Versiegelung nicht zugelassen werden. Wer prüft und kontroliert das? 

 
Die Einhaltung wird beim Bauantrag geprüft.  

Die Flächen zur Erklärung von Bäumen und Sträuchern sollen erhalten bleiben. Die Überprüfung von Erhaltmaßnahmen ist baupolizeilich 
geregelt.  

Wer kontroliert das? 

Nun zu meinen Befürchtungen:  

Wie bereits erwähnt fließt bei Regen, das ganze Wasser den geteerten Weg (Am Hönsel) bis zur Stroheicherstr. 
hinab! 

 

Das meiste Wasser wird von der Wiese – wo das Bauvorhaben stattfinden soll, abgefangen. Wo fließt das 
Wasser jetzt hin, wenn dort ein Haus (Versiegelung) steht und zusätzlich noch eine Südterrasse gebaut wird? 

Aufgrund der reduzierten Versiegelung wird auch 
weiterhin Wasser auf dem Grundstück direkt versickern.  

Ich habe die Befürchtung und schon schlaflose Nächte, das das Wasser dann in meinen Keller laufen wird, da 
ich unterhalb wohne. 

Grundsätzlich ist allen Bauherren zur Eigenvorsorge zu 
raten. 

Können Sie mir diese Angst nehmen?  

Jetzt noch einige Anmerkungen:  

Die Familie Hinterkräuser sind zwar Flutopfer, aber da gibt es noch mehr Bewohner im Dorf. Ihnen wurden 
nach hören sagen 2-3 Baugrundstücke vorgeschlagen (im vorhandenen Baugebiet), die sie aber abgelehnt 
haben. Sie sagen, das alte Haus sein unbewohnbar, wollen es aber verkaufen. Angeblich haben sie Angst vor 
einer neuen Flut, was ich durchaus nachvollziehen kann!! 

Nebenstehende Behauptungen sind in der Abwägung 
zum bebauungsplanverfahren sachlich nicht 
beachtenswert. Es handelt sich um einen 
Vorhabenbezogenen Plan, in dem die Gemeinde über 
die vorgelegten Unterlagen und Anträge befindet. Eine 
Alternativenprüfung ist daher nachrangig zu sehen. 

Aber dürfen sich Flutopfer einfachso ein Grundstück (was vorher keins war) aussuchen? Dann könnten in 
Rahmen der Gleichberechtigung die anderen Flutopfer sich auch ein schönes Grundstück ihrer Wahl 
aussuchen! Sicherlich dann auch, wo kein Bauland vorhanden ist! 

Die Vorhabenträger schaffen baurecht durch das 
Bebauungsplanverfahren – auf eigene Kosten. Dies steht 
grundsätzlich allen Bauwilligen zu. Dabei ist zu beachten, 
dass Bebauungsplanverfahren immer ergebnisoffen 
starten. Vorliegend ist mit einem positiven Abschluss zu 
rechnen.  

Sicherlich kann man den Bau des Gebäudes nicht mehr stoppen, aber ich wollte Bedenken und meine Ängste 
dalegen! 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Über eine Antwort von Ihnen, würde ich mich sehr freuen!“  

Beschlussvorschlag: Die Hinweise, Anregungen und Bedenken werden zur Kenntnis genommen. An der Planung wird festgehalten. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
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02 Bürger*in 2 Kommentierung 

„Bitte behandeln Sie dieses Schreiben vertraulich! Im Rahmen eines öffentlichen Beteiligungsverfahrens ist 
das vertrauliche Behandeln der Stellungnahme nicht 
möglich. Die Inhalte werden nachfolgend behandelt und 
gemäß geltendem Datenschutzrecht anonymisiert. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
Betr.: Meine Stellungnahme bzw. Anmerkungen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Im obersten 
Gierten“ in der Ortsgemeinde Üxheim, Ortsteil Niederehe 

 

Zu 1. Bedarfsgerecht soll Baurecht geschaffen werden im ungeplanten Außenbereich. Im vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
hat sich Gemeinde nur mit dem konkreten Antrag und 
den Unterlagen zu befassen. Die Frage der 
Alternativenprüfung ist dann nachrangig. 

Frage: Baugrundstücke standen und stehen von der Gemeinde zur Verfügung. Wurde darauf nicht 
zurückgegriffen oder wurden diese abgelehnt? 

In dem Entwurf sehe ich keine Begründung für diese außerordentliche Maßnahme. 

Zu 3.2. Aktuelle Nutzung 
Unbebaute Freifläche mit landwirtschaftlicher Nutzung (Pferdewiese). 
Diese Freifläche zieht sich hin bis zu einem großzügigen teils offenen Pferdestall mit Longierplatz und eigener 
Stromversorgung. 
Hier werden Pferde des Besitzers und Pferde in „Pension“ untergebracht. 
Es herrscht täglich reger Verkehr mit PKWs und anderen Fahrzeugen, die auf einem festgestampften 
Seitenweg, der unmittelbar in Höhe des Naturschutzgebietes vom Weg „Am Hönsel“ abzweigt, zur Stallung 
gelangen. 

 

Zu 4.1. Nutzungskonzept 
Einfamilienhaus (2 Vollgeschosse mit einem Spielraum von 0,5 m in der Höhe) mit Garage. 
Aus Abb. 1 ist nicht zu ersehen, welche Fläche das Haus, die Garage und evtl zu errichtende Stellplätze 
einnehmen. – Es wird eine Grundflächenzahl von 0,3 abgegeben. Was bedeutet sie? 

 
Die Daten des Vorhabens sind den Unterlagen zu 
entnehmen.  

Zu 4.2. Verkehrliche Erschließung 
Erfolgt über die Straße „Am Hönsel“. 
Handelt es sich dabei um eine öffentliche Straße oder um einen Privatweg? 

 
Gegen die Erschließung wurden seitens der Behörden 
keine Bedenken geäußert.  

Zu 5.1. Ziele der Raumordnung 
Niederehe befindet sich in einem Bereich mit der besonderen Funktion „Freizeit/Erholung. 
Der stark frequentierte Stichweg zur Stallung steht also der Erholung nicht im Weg? 
Zu 6.1. Naturschutz und Landespflege 
Nach Einschätzung von Umweltbehörden kann eine nachteilige Auswirkung des Planvorhabens auf das FFH-
Gebiet/Naturschutzgebiet „Hönselberg“ und die darin lebenden Tiere ausgeschlossen werden. 
Dem kann ich nicht zustimmen. 
Meine Familie wohnt seit 1948 am Ende der Stroheicherstraße. Diese setzt sich als landwirtschaftlicher Weg 
fort. 
Jährlich zogen bis vor kurzem auf Wildpfaden Rehe und Füchse vom Hönsel kommend, die Pferdewiese und 
den landwirtschaftlichen Weg überquerend über unsere Wiese in Richtung Betterberg. 

 
Solche Nutzungen stehen nicht im Konflikt mit dem Ziel 
Freizeit/Erholung. 
 
Die naturschutzfachliche Einschätzung wird seitens der 
Unteren Naturschutzbehörde bestätigt.  
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Zu 7.1. Art der baulichen Nutzung 
Einfamilienhaus mit Garage innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig. Normale Stellplätze hingegen sind 
auch außerhalb zulässig. Benötigen letzere keine Fundamente oder betonierte Grundflächen? Eine 
Versiegelung findet hier statt. 

 
Die Festsetzung ist bauplanungsrechtlich einwandfrei. 

Im Jahr benutze ich sehr häufig den Weg „Am Hönsel“ um den Hönsel herum auf meinen Spaziergängen.   

In den letzten Jahren ist Starkregen ein Thema, so auch hier. Schlamm und kleine Steine werden bis zur 
Stroheicherstraße gespült und verstopfen hier den Gulli. 
Die Wassermassen wurden bisher von der freiliegenden Wiese aufgefangen. – Besteht ein Konzept dagegen 
vorzugehen? 

Der Bebauungsplan überplant nur einen teil der Wiese. 

Beschlussvorschlag: Die Hinweise, Anregungen und Bedenken werden zur Kenntnis genommen. An der Planung wird festgehalten. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

 

03 Bürger*in 3 über RA Thorsten Amsel, Gerolstein Kommentierung 

„…unter Bezug auf meine Vertretungsanzeige vom 24.05.2022 trage ich für Herrn Prof. Dr. Broer in dem 
genannten Planungsverfahren wie folgt vor und erhebe nachfolgende Einwände. Der beabsichtigte 
Bebauungsplan unterliegt erheblichen rechtlichen Bedenken und ist daher nicht zu erlassen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

1. Nach der Begründung des Bebauungsplanes soll im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB 
Bauland im Außenbereich geschaffen werden. Die Voraussetzungen dieser genannten Vorschrift sind jedoch 
nicht gegeben. 

 

a) Nach dieser Vorschrift können Wohnnutzungen nur auf Flächen begründet werden, die sich an im 
zusammenhang bebaute Ortsteile anschließen. Dies ist vorliegend nicht der Fall. 
Die Wohnhäuser der Stroheicher Straße befinden sich selbst bereits im Außenbereich. Der erforderliche 
Bebauungszusammenhang besteht daher für die vorgesehene Fläche nicht mehr, da die im Zusammenhang 
bebaute Ortslage deutlich unterhalb des Planungsgebietes endet und die an das Plangebiet anschließende 
Bebauung nicht mehr den Eindruck der Geschlossenheit und Zusammengehörigkeit mit dem Ortskern von 
Niederehe vermittelt. 

Seitens der Kreisverwaltung wird die korrekte 
Anwendung des § 13b BauGB bestätigt. Nebenstehende 
Bedenken werden seitens der Fachbehörden und der 
Gemeinde nicht bestätigt. 

b) An diesem Umstand wird auch nichts dadurch geändert, dass der Flächennutzungsplan der VG Hillesheim 
die vorgenannten Grundstücke der Stroheicher Straße 28 bis 37 in ein Mischgebiet einbezieht. Nach ständiger 
Rechtsprechung können die Darstellungen des Flächennutzungsplanes als vorbereitender Bauleitplan kein 
Baurecht begründen. Maßgeblich für die Frage der im Zusammenhang bebauten Ortslage ist ausschließlich 
und allein die tatsächlich vorhandene Bebauung, die eine prägende Wirkung im Sinne des § 34 Abs. 1 BauGB 
entfalten muss. Nur unter dieser Voraussetzung ist ein Plangebiet nach § 13b BauGB ausweisbar. 

 

2. Darüber hinaus muss ein Planerfordernis für die Gemeinde bestehen, was ebenfalls nicht ersichtlich 
ist. Diese Voraussetzung ist nach § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB. Hiernach dürfen Bauleitpläne nur aufgestellt werden, 
sobald und soweit es für städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

Die Planung ist erforderlich, da das Gesuch zu einem 
Vorhabenbezug sonst nicht gesteuert werden könnte. 
Die Planung entspricht den Vorgaben des § 12 BauGB. 
Es handelt sich nicht um eine Angebotsplanung der 
Gemeinde.  

a) Hierzu wird im Bebauungsplan lediglich ausgeführt, dass im Plangebiet ein Einfamilienhaus mit Garage 
errichtet werden soll und dafür bedarfsgerecht Baurecht geschaffen werden müsse. 
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b) Auch die ergänzende Begründung der Ortsgemeinde Üxheim, es müssen ein Ersatzneubau für das durch 
die Flut zerstörte Wohnhaus der Fam. Hinterkeuser ermöglicht werden, trifft nicht zu. Das ursprünglich 
beschädigte Haus ist bereits wieder hergestellt, saniert und bewohnbar. 

Nach Kenntnis der Gemeinde ist das zerstörte Gebäude 
nicht hergestellt. Die Behauptung ist falsch. 

c) Abgesehen davon wären Sanierungsaufwand und -möglichkeit vor einer bauplanungsrechtlichen Änderung 
zu prüfen. Dies ist offenkundig nicht geschehen. 

Die Alternativenprüfung stellt sich bei 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplänen nur nachrangig.  

d) Außerdem konnten der betroffenen Familie seitens der Ortsgemeinde drei Baugrundstücke angeboten 
werden, die bereits im Innenbereich des Bebauungsplanes liegen und zur Nutzung bereit stehen. Dies hat 
allerdings die betroffene Familie abgelehnt, da sie offenkundig in die unmittelbare Nachbarschaft des von ihr 
(illegal) errichteten Pferdestalles ziehen will. Die Ortsgemeinde soll auf diese Weise dahingedrängt werden, 
den bereits illegal errichteten Stall in einen Planungsbereich einzubeziehen und so nachträglich zu legalisieren. 
Eine solche Gefälligkeitsplanung ist allerdings dann unzulässig, wenn ausschließlich private Interessen 
hierdurch befriedigt werden sollen (BayVerfGH vom 18.02.2016 - BayVBl 2017, 153). 

Nebenstehend werden Behauptungen aufgeworfen, die 
für die Abwägung des Bebauungsplanverfahrens 
sachfremd sind. Lediglich der vorliegende Antrag des 
Vorhabenträgers und die Planung ist zu bewerten.  

Von solchen ausschließlich privaten Zwecken der Gefälligkeitsplanung muss ausgegangen werden, da die 
betroffene Familie die von der Ortsgemeinde angebotenen Grundstücke ausdrücklich zurückgewiesen hat 
ohne überzeugende Begründung. Die Erforderlichkeit der Bauleitplanung ist damit nicht gegeben. 

Vorhabenbezogene Planungen sind immer geleitet von 
privaten Interessen. Daher greift der unsachgemäße 
Vorwurf der Gefälligkeitsplanung nicht.  

3. Aus den gleichen Gründen ist somit auch den Vorgaben des § 1a Abs. 2 BauGB nicht entsprochen, 
wonach mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden muss (Bodenschutzklausel). Damit 
sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
Nahverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das 
notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich genutzte Flächen können nur im notwendigen Umfang 
umgenutzt werden. 

Dieser Umstand ist mit dem grundsätzlichen 
Aufstellungsbeschluss abgewogen. Der Antrag lautet auf 
eine Bebauung, wie in den Unterlagen dargelegt. Dem 
stimmt die gemeinde zu.  

Diese Grundsätze sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit einer 
Umwandlung landwirtschaftlich genutzter Flächen muss begründet werden, wobei Ermittlungen zu den 
Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden müssen, zu denen insbesondere Brachflächen, 
Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nahverdichtungsmöglichkeiten zählen. Hierzu schweigt die 
Bebauungsplanbegründung gänzlich. 

Die Alternativenprüfung ist bei Anträgen auf 
Vorhabenbezogene Planung nachrangig zu sehen. Dies 
ist in Planverfahren der Gemeinden anders. 

Da aber eine solche Innenentwicklung möglich ist und hier freistehende Grundstücke in Anspruch genommen 
werden könnten (was die betroffene Familie aber grundlos nicht wollte), sind die erforderlichen Abwägungen 
unzureichend ausgeführt. 

Es werden Behauptungen aufgestellt, die sachfremd sind 
und den Abwägungsprozess nicht tangieren.  

4. Durch das geplante Bauvorhaben wird eine weitere Versiegelung des Bodens erreicht. Bei Starkregen 
ist es bereits jetzt (ohne diese Versiegelung) zu starken Wasseransammlungen und Schlammlawinen 
gekommen, die die Straße Hönselweg hinabgeschwemmt werden. Durch das Bauvorhaben würde dies noch 
gravierend verschlechtert, so dass der von den Eifelgemeinden anvisierte Plan der "Starkregenvorsorge" hier 
nicht Genüge getan wird. 

Über eine Verschlechterung des Abflusses am 
Hönselweg liegen keine Kenntnisse vor. Durch die 
Bebauung wird das dort anfallende Niederschlagswasser 
erstmals ordnungsgemäß zurückgehalten und abgeleitet.  

5. Gänzlich unberücksichtigt bleibt der Umstand, dass in unmittelbarer Nähe ein Naturschutz- und FFH-
Gebiet liegt und durch die Bauplanänderung beeinträchtigt wird. Das betroffene Hönselgebiet ist für sehr 
seltene Orchideenvorkommen und als Wasserschutzgebiet bekannt, was durch ein weiteres Bauvorhaben 
gefährdet ist. Auch eine weitere nachhaltige Störung der Natur ist durch das Bauvorhaben gegeben. Dies wird 
sich nicht nur auf das Verhalten von Wildtieren auswirken. 

Zu den Schutzgebieten wurden Aussagen getroffen. Der 
Vorwurf, man habe sich mit der Thematik nicht 
auseinandergesetzt, ist falsch. 
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Aufgrund dessen ist die Verträglichkeitsprüfung hinsichtlich des FFH-Gebiets durchzuführen. Bislang ist dies 
nicht geschehen.  

Die Untere Naturschutzbehörde sieht kein Erfordernis für 
die Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung.  

Im Ergebnis ist somit festzustellen, dass der Planänderung und dem geplanten Bauvorhaben erhebliche 
verfahrensrechtliche und tatsächliche Einwände entgegenstehen.“ 

Die Einwände werden sämtlich zurückgewiesen. 

Beschlussvorschlag: Die Hinweise, Anregungen und Bedenken werden zur Kenntnis genommen. An der Planung wird festgehalten. 

Abstimmungsergebnis Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 
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1. Anlass und Ziele der Planung 

Auf dem rund 1.250 m² großen Grundstück (Flurstück 2/1, Flur 9 Gemarkung Niederehe), zwi-

schen „Am Hönsel“ und „Stroheicher Straße“ wird die Errichtung eines Einfamilienhauses mit 

Garage beabsichtigt. Hierfür soll über einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan bedarfsge-

recht Baurecht geschaffen werden.  

Die Planung erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB ohne Umweltprüfung. Die 

Umweltbelange wurden separat geprüft.  

2. Verfahren 

In seiner Sitzung am __.__.____ hat der Rat der Ortgemeinde Üxheim beschlossen den vor-

habenbezogenen Bebauungsplan „Im obersten Gierten“ aufzustellen. 

Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans wurde in der Sitzung vom __.__.____ 

durch den Ortsgemeinderat gebilligt und der Beschluss gefasst, dass die Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 Abs. 2 BauGB und die Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 

BauGB zu beteiligen sind. Der Beschluss wurde bekanntgemacht am. Die Beteiligung erfolgte 

vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____. Die Behörden und Träger öffentlicher Belange 

wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom __.__.____ um Stellungnahme gebeten.  

Der Rat der Ortsgemeinde Üxheim hat in seiner Sitzung am __.__.____ die eingegangenen 

Stellungnahmen gesichtet, bewertet und abgewogen. Am __.__.____ fasste der Ortsgemein-

derat den Satzungsbeschluss. 

3. Das Plangebiet 

3.1. Lage und Geltungsbereich 

Das Plangebiet befindet sich am südlichen Rand des Ortsteils Niederehe in der Ortsgemeinde 

Üxheim. Es wird seitlich von den beiden Straßen „Am Hönsel“ und „Stroheicher Straße“ ein-

gefasst. Die Planfläche hat eine Größe von 1.250 m² und umfasst das Flurstück 2/1, Flur 9, 

Gemarkung Niederehe. 

Der genaue Geltungsbereich ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
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Abbildung 1 Lage Plangebiet  
(ALKIS © GeoBasis-DE/LVermGeoRP 2002-10-15) 

3.2. Aktuelle Nutzung 

Das Plangebiet ist derzeit noch unbebaut. Die Freifläche wird landwirtschaftlich genutzt (Pfer-

deweide). Am östlichen Rand verläuft entlang der „Stroheicher Straße“ eine Baumreihe. 

3.3. Derzeitige Planungssituation 

Es handelt sich beim Plangebiet planungsrechtlich um einen unbeplanten Außenbereich.  

4. Planungskonzept 

4.1. Nutzungskonzept 

Im Plangebiet soll ein Einfamilienhaus mit Garage gebaut werden und die Fläche wohnbaulich 

genutzt werden. Neben dem Wohngebäude soll eine separate Garage mit Zugang zum Haus 

errichtet werden. Neben einer Sonnenterrasse im Süden des Wohnhauses und den Zufahrten 

und Wegen wird die restliche Fläche des Grundstücks gärtnerisch gestaltet und genutzt.  
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4.2. Verkehrliche Erschließung 

Das Plangebiet wird über die Straße „Am Hönsel“ erschlossen. Diese führt in die Ortsmitte, 

von wo aus über verschiedene Landesstraßen die Bundesstraße 421 erreicht werden kann. 

Richtung Südosten gelangt man zur Autobahn A 1 und Richtung Nordwesten erreicht man in 

wenigen Minuten Hillesheim. 

4.3. Technische Erschließung 

Die technische Erschließung erfolgt über die technischen Anschlüsse der Straße „Am Hönsel“. 

Hierüber kann die Versorgung mit Wasser, Strom und Telekommunikation, die Schmutzwas-

ser- sowie Niederschlagswasserentsorgung erfolgen. 

4.4. Planungsalternativen 

Alternativ zur Planaufstellung könnte lediglich von der Planung abgesehen werden. In dem 

Fall könnte das Vorhaben nicht umgesetzt werden. 

5. Ziele und Darstellungen übergeordneter Planungen 

5.1. Ziele der Raumordnung 

Gemäß den Darstellungen des Landesentwicklungsprogramm IV befindet sich Niederehe im 

ländlichen Bereich mit disperser Siedlungsstruktur und einer niedrigen Zentrenerreichbarkeit 

mit maximal 3 Zentren in weniger als 30 PKW-Minuten. Das nächstgelegene Mittelzentrum ist 

Gerolstein. 

Nach dem Entwurf des Regionalen Raumordnungsplans (RROPneu, Stand 2014) befindet 

sich Niederehe in einem Bereich mit der besonderen Funktion „Freizeit / Erholung“. Die Pla-

nung steht dem Ziel nicht entgegen.  

Ziele der Raumordnung werden durch die Planung nicht berührt. 

5.2. Flächennutzungsplanung 

Der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Hillesheim stellt für den Ortsteil Niederehe 

der Ortsgemeinde Üxheim das Plangebiet aktuell als Außenbereich dar. Die angrenzende 

Wohnbebauung wird als Mischbaufläche dargestellt. Da die Planung nach § 13b BauGB 

durchgeführt wird, kann der Flächennutzungsplan für das Plangebiet nach erfolgtem 

Bebauungsplanverfahren im Zuge der Berichtigung angepasst werden. Ein separates 

Änderungsverfahren ist nicht erforderlich.  
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Abbildung 2 Ausschnitt Flächennutzungsplan Verbandsgemeinde Hillesheim – Ortslage Niederehe  
(© Vulkaneifelkreis, 2007) 

6. Umweltbelange 

Zur Planung wird keine Umweltprüfung durchgeführt. Es erfolgten eine Bewertung der Umwel-

taspekte und eine artenschutzrechtliche Einschätzung.1 Nachfolgend werden die wesentlichen 

Themenbereiche kurz beschrieben.  

6.1. Naturschutz und Landespflege 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Naturparks Vulkaneifel, außerhalb einer Naturpark-

Kernzone. Weitere naturschutzrechtliche Schutzgebietsausweisungen liegen nicht vor. Inner-

halb der untersichten Fläche befinden sich keine biotopkartierten Flächen. 

Außerhalb des Plangebietes befindet sich westlich in etwa 90 m Entfernung das Naturschutz-

gebiet (NSG) „Hönselberg“, welches gleichzeitig auch als Teilfläche des FFH-Gebiets 5605-

306 „Obere Kyll und Kalkmulden der Nordeifel“ erfasst wurde. Der nördliche Teil der FFH-

Fläche liegt nur 3 m östlich der Straße „Am Hönsel“ zum Plangebiet. Schützenswerte FFH-

Lebensraumtypen befinden sich jedoch in größerer Entfernung. Daher kann eine erhebliche 

 
1 Vgl. LOP, Traben-Trarbach: Umweltaspekte und Artenschutzrechtliche Einschätzung (Oktober 2022) 
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nachteilige Auswirkung des Planvorhabens auf das FFH-Gebiet und die darin lebenden Tier-

arten ausgeschlossen werden. 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Zone IIIa des im Entwurf befindlichen Trinkwasserschutz-

gebiets „Hillesheimer Kalkmulde“. Eine Wohngebietsentwicklung ist in der Schutzzone III 

grundsätzlich möglich, wenn Abwässer vollständig aus dem Plangebiet hinausgeleitet, keine 

Bohrungen für Erdwärmesonden durchgeführt und keine wassergefährdenden Materialien für 

den Wegebau eingesetzt werden. Erdaufschlüsse sind so herzustellen, dass die Deckschich-

ten nicht wesentlich vermindert werden. 

6.2. Artenschutz 

Für die im Plangebiet vorkommenden Säugetiere und Vogelarten sind die artenschutzrechtli-

chen Tatbestände „Verletzung bzw. Tötung“, „erhebliche Störung“ (mit Auswirkungen auf die 

lokalen Populationen) und „Beschädigung bzw. Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten“ mit hinreichender Sicherheit auszuschließen. Ein Verlust von essenziellen Nahrungs-

habitaten ist durch die Planungen nicht zu erwarten. 

Der Gehölzstreifen entlang des östlichen Wirtschaftswegs beherbergt verschiedene in Gebü-

schen brütende Vögel und sollte vollumfänglich erhalten bleiben. Zum Schutz der am Boden 

brütenden Arten ist im Randbereich des Gehölzstreifens der Wiesenaufwuchs im Jahr der 

Bautätigkeiten bis zum Beginn der Bauarbeiten regelmäßig, in einem Abstand von drei Wo-

chen, zu mähen, um die Anlage von Gelegen zu verhindern. 

6.3. Immissionsschutz 

Mit der Bebauungsplanaufstellung wird die bereits vorhandene Wohnbebauung entlang der 

Straße „Auf dem Garten“ Richtung Südosten erweitert. Hierdurch ist nicht mit Auswirkungen 

auf die bestehenden Nutzungen zu rechnen. 

6.4. Radon 

Das Plangebiet liegt gemäß Radonkarte des LfU RLP innerhalb eines Bereiches, in dem eine 

mittler Radonkonzentration von 32,1 kBq/m³ (Kilo-Becquerel pro Kubikmeter) in der Bodenluft 

zu erwarten ist.  

Radon 222 ist ein im Grundgestein natürlich vorkommendes, radioaktives Edelgas mit einer 

Halbwertszeit von 4 Tagen, welches mit der Bodenluft über Klüfte im Gestein und durch den 

Porenraum der Gesteine und Böden an die Erdoberfläche wandert. Die radioaktiven Zerfalls-

produkte lagern sich an feinsten Teilchen in der Luft (Aerosole) an. Innerhalb von Gebäuden 

können, je nach geologischer Eigenschaft des Baugrunds und der Bauweise der Gebäude, 
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erhöhte Konzentrationen von Radon 222 in der Raumluft entstehen und somit für den Men-

schen zu erheblichen gesundheitlichen Folgen führen.  

Aufgrund dieser Erkenntnisse sollte für konkrete Vorhaben eine Untersuchung durchgeführt 

werden. Eine Begutachtung bereits i.R. der Aufstellung des Bebauungsplanes wäre nicht sinn-

voll, da es hier in kleinsten Bereichen auf Grund von Bodenverwerfungen zu höchst unter-

schiedlichen Ergebnissen kommen kann. In Abhängigkeit vom Ergebnis kann beim Bau von 

Gebäuden mit geeigneten Methoden ein Eindringen und damit eine mögliche Konzentration in 

Aufenthaltsräumen verhindert werden. Die Bebaubarkeit des Baugebietes wird nicht einge-

schränkt. Mögliche Maßnahmen können z.B. in Form einer Folienabdichtung der Bodenplatte, 

durch zum Untergeschoss hin abgeschlossene Treppenhäuser, dichte Türen von nicht abge-

dichteten zu für Aufenthaltszwecke bestimmten Räumen oder mechanische Luftabführungen 

unter dem Gebäude sein. 

Auf die §§ 123, 124 und 126 Strahlenschutzgesetz (StrSchG v. 27.06.2017) und § 154 Strah-

lenschutzverordnung (StrSchV v. 29.11.2018) wird besonders hingewiesen. 

7. Begründung der Planfestsetzungen und Inhalte 

7.1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

Art der baulichen Nutzung 

Im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist es möglich von den strikten Regelungslinien des 

§ 9 BauGB und der BauNVO abzuweichen, da das zu realisierende Vorhaben im Vorhaben- 

und Erschließungsplan konkretisiert wird. Vorliegend soll von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-

macht werden. Daher wird keine Gebietsart nach BauNVO festgesetzt. Vielmehr wird die kon-

krete Nutzung festgesetzt, die sich aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan ableiten lässt 

und den Entwicklungsabsichten entspricht. Mit dem Verweis auf die Durchführungsverpflich-

tung nach dem Durchführungsvertrag wird die Festsetzung den Anforderungen des § 12 

BauGB gerecht. 

Konkret festgesetzt wird ein Einfamilienhaus mit Garage. 

Maß der baulichen Nutzung 

Mit der Grundflächenzahl von 0,3 wird ein ausreichendes Maß für eine Wohnnutzung unter 

Beachtung von Freiräumen erreicht. Eine Überschreitung soll zur klaren Regelung für die Ver-

siegelung nicht zugelassen werden. 

Die städtebauliche Struktur wird durch die Zahl der Vollgeschosse von II geregelt, was einer 

üblichen Struktur eines Einfamilienhauses entspricht.  
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Die maximale Gebäudehöhe lässt nach der Vorhabenplanung eine hinreichende Höhe für das 

Wohnhaus zu und gibt der Planung noch einen Spielraum von rund 0,50 m, um auf kleinere 

Änderungen reagieren zu können. Durch die Zulässigkeit von Überschreitungen für PV- und 

Solaranlagen ist die Nutzung in jedem Fall im festgesetzten Höhenmaß zulässig. 

Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche orientiert sich am Vorhaben- und Erschließungsplan und 

gibt dem dort aufgezeigten Bauvorhaben geringfügig Freiraum für Anpassungen aus bautech-

nischen Gründen, die im Zuge der Ausführungsplanung erforderlich werden könnten. 

Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 

Die Festsetzung greift die Regelungen des Vorhaben- und Erschließungsplans auf und dient 

ebenfalls der städtebaulichen Ordnung. So sollen alle als Hochbau in Erscheinung tretenden 

Nutzungen, also auch Garagen, nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig sein. Nor-

male Stellplätze hingegen sind auch außerhalb zulässig. Gleichzeitig ermöglichen diese Re-

gelungen eine flexible Umsetzung in der Gestaltung des Grundstücks. 

Flächen zur Erhaltung von Bäumen und Sträuchern 

Die Fläche zum Erhalt des östlich im Plangebiet gelegenen Gehölzstreifens dient dem Arten-

schutz und dem Schutz und Erhalt der in diesem Habitat lebenden Tierarten. 

7.2. Hinweise 

Hinweise dienen dazu auf Normen, Regelungen und fachbehördliche Vorgaben aufmerksam 

zu machen, ohne dass sich daraus eine verbindliche Festsetzung ergeben würde. Daher sind 

diese lediglich als Verweis auf nachfolgende Verfahren und Genehmigungen zu sehen. Sie 

sind inhaltlich nicht abschließend und greifen die allgemein bekannten sowie die im Zuge des 

Planverfahrens bekannt gewordenen Belange auf. 

8. Abwägung 

Die vorliegende Bauleitplanung berücksichtigt alle öffentlichen und privaten Belange, über die 

die Ortsgemeinde Üxheim Kenntnis hat.  

Aus dem Beteiligungsverfahren ergingen seitens der Behörden und Träger öffentlicher Be-

lange lediglich Anregungen, die in Hinweise zum Bebauungsplan mündeten. Anregungen, die 

zu Änderungen and er Planung führten, ergingen nicht. 

Seitens der Nachbargemeinden ergingen keine Anregungen zur Planung. 
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Durch die Öffentlichkeit wurden Bedanken and er Planung vorgebracht. Diese sind in den vor-

liegenden Planunterlagen hingegen bereits abgearbeitet und wurden seitens der Behörden im 

Verfahren bestätigt. Die Bedenken sind sämtlich nicht planungsrelevant und sorgten nicht für 

ergänzende fachliche Stellungnahmen oder Planänderungen.  

Die Gemeinde kann in abwägender Entscheidung über alle öffentlichen und privaten Belange 

den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan zur Satzung beschließen.  

9. Flächenbilanz 

Nutzung Größe in m² Anteil in % 

Geltungsbereich 1.250 100,0 

 
Überbaubar (Baugrenzen) 
Erhaltfestsetzung 

515 
180 

41,2 
14,4 

 

 

Diese Begründung ist dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Im obersten Gierten“ der 

Ortsgemeinde Üxheim beigefügt. 

Üxheim, den   

 

  

 (Ortsbürgermeister) 
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1 Bestandteil des Bebauungsplans 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan „Im obersten Gierten“ besteht aus den Unterlagen 

des Bebauungsplans (Planzeichnung und Textliche Festsetzungen mit beigefügter Begrün-

dung, dem Vorhaben- und Erschließungsplan sowie dem Durchführungsvertrag. Alle Unterla-

gen gemeinsam bilden den Regelungsgehalt dieser Planung ab. 

2 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gemäß BauGB 

2.1 Art der baulichen Nutzung 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Folgende Vorhaben sind zulässig:  

 Ein Einfamilienhaus mit einer separaten Garage 

2.2 Maß der baulichen Nutzung 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Zahl der zulässigen Vollgeschosse 

Die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse wird auf 2 festgesetzt. 

Gebäudehöhe 

Die maximale Gebäudehöhe wird auf 454 m.ü.NHN (DHHN2016) festgesetzt. Die Höhe darf 

durch Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie um bis zu 0,50 m überschritten werden.  

Grundflächenzahl (GRZ) 

Die zulässige Grundfläche wird auf 0,3 festgesetzt und darf nicht überschritten werden. 

2.3 überbaubare Grundstücksfläche 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die in der Planzeichnung eingetragenen Bau-

grenzen begrenzt. 

2.4 Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Nicht überdachte Stellplätze sind im Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Überdachte Stellplätze und Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 

zulässig und müssen mit der Vorderkante einen Mindestabstand von 5,00 m zur das Grund-

stück erschließenden Verkehrsfläche einhalten. 



Ortsgemeinde Üxheim – Ortsteil Niederehe  Textliche Festsetzungen 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Im obersten Gierten“  Fassung zum Satzungsbeschluss 

 

 

  Seite 4 von 9 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO sind im Geltungsbereich des Vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplans allgemein zulässig. 

2.5 Flächen zur Erhaltung und Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Gehölzerhalt / Gehölzrodung 

Die im Bebauungsplan zum Erhalt dargestellten Bäume sind zwingend auf Dauer ihres natür-

lichen Lebenszyklus zu erhalten. 

Sind Gehölze zwingend zu roden, Auf-den-Stock-zu-setzen oder das den Arbeitsablauf stö-

rende Astwerk im lichten Arbeitsraum zurückzuschneiden, muss dies gem. § 39 BNatSchG 

außerhalb der Vegetationsperiode, d.h. in der Zeit von 01. Okt. bis 28./29. Feb. des nachfol-

genden Jahres erfolgen. Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 Bundesnatur-

schutzgesetz sind zu beachten. 

3 Hinweise 

3.1 Gesundheitsschutz 

Das Plangebiet liegt gem. Radonkarte des LfU RLP innerhalb eines Bereiches, in dem eine 

mittlere Radonkonzentration (32,1 kBq/m³) zu erwarten sind. Es liegt kein Vorsorgegebiet gem. 

Strahlenschutzgesetz (StrlSchG) vor. 

Kleinräumig, also auf der konkreten Baustelle, können aufgrund der örtlich variierenden geo-

logischen Einflussgrößen deutliche Unterschiede bei den Radonwerten auftreten. Den Bau-

herr*innen wird empfohlen, etwaige Radonmessungen projektbezogen für die betreffende 

Baustelle durchzuführen. 

Es wird empfohlen, Neubauten von vornherein so zu planen, dass eine Raumluftkonzentration 

von 100 Bq/m³ Radon-222 im Jahresmittel im Aufenthaltsbereich nicht überschritten wird. Prä-

ventive Maßnahmen können sein: 

▪ Durchgehende Bodenplatte statt Streifenfundament 

▪ Mechanische Luftabführung im Unterbau (bzw. unter dem Gebäude) 

▪ Eventuell radondichte Folie unter die Bodenplatte bringen 

▪ Leitungsdurchführungen (Wasser, Elektrizität, TV, Erdsonden etc.) ins Erdreich 

sorgfältig abdichten eventuell oberirdisch verlegen 

▪ Dichte Türen zwischen Kellerräumen und Wohnräumen 

▪ Abgeschlossene Treppenhäuser  
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3.2 Baugrund  

Im Geltungsbereich werden Baugrunduntersuchungen (insbesondere Überprüfung der 

Rutschgefährdung) für die erforderlichen Gründungsarbeiten empfohlen. Die Anforderungen 

der einschlägigen DIN-Normen sind dabei zu beachten. 

Nach geologischen Informationen stehen im Plangebiet voraussichtlich oberflächennah Sedi-

mentgesteine des Devon an. Diese setzen sich hier vorwiegend aus einer Wechselfolge von 

Kalk- und Mergelsteinen sowie kalkhaltigen Tonsteinen zusammen. Die Kalksteine können 

von Verkarstung betroffen sein. In diesem grundsätzlichen Sinne kann eine Gefährdung durch 

Geländesenkungen und Erdfälle ohne ortsbezogene Untersuchungen nicht gänzlich ausge-

schlossen werden. Darüber hinaus sind die Ton- und Mergelsteine zumindest in verwittertem 

Zustand für ihre Rutschungs- und Wasserempfindlichkeit bekannt. 

Für Bebauung in hängigem oder rutschgefährdetem Gelände werden grundsätzlich folgende 

Empfehlungen gegeben, die im Rahmen von individuellen Baugrunduntersuchungen konkre-

tisiert werden können: 

▪ die Anschnitthöhe sollte begrenzt werden (<1,5 m Höhe),  

▪ durch die Bebauung sollten keine nennenswerten zusätzlichen Lasten aufgebracht 

werden (Kräftegleichgewicht), 

▪ für die Gründung sollte wenigstens eine massive, bewehrte Bodenplatte verwen-

det werden, die auf einer Trag-/ Polsterschicht angeordnet ist, 

▪ auf Versickerungsanlagen sollte verzichtet werden. 

Hangwasserzüge sind nicht auszuschließen, daher wird empfohlen im Boden liegende Bau-

werksteile gegen drückendes Wasser zu schützen. 

3.3 Bodenschutz 

Bei Bodenarbeiten sind die Vorgaben des § 202 BauGB i.V.m. DIN18915 und DIN19731 sowie 

die Anforderungen des Bodenschutzes (BBodSchG, BBodschV) zu beachten. 

3.4 Altlasten 

Werden bei Baumaßnahmen Abfälle wie Bauschutt, Hausmüll o.ä. angetroffen oder ergeben 

sich sonstige Hinweise durch geruchliche/visuelle Auffälligkeiten, ist die SGD Nord, Regional-

stelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz in Trier zu informieren. Anfallende Bo-

denaushub- und Bauschuttmassen sind entsprechend den abfall- und bodenschutzrechtlichen 

Bestimmungen ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten bzw. zu entsorgen. 



Ortsgemeinde Üxheim – Ortsteil Niederehe  Textliche Festsetzungen 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Im obersten Gierten“  Fassung zum Satzungsbeschluss 

 

 

  Seite 6 von 9 

3.5 Grundwasserschutz 

Die anerkannten Regeln der Technik und Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor Schadstoff-

eintrag in Boden und Grundwasser sind zu beachten. 

3.6 Schutz vor Starkregenereignissen 

Zum Schutz vor Gebäudeschäden im Rahmen von Starkregenereignissen, die auch außerhalb 

gefährdeter Bereiche auftreten können, wird empfohlen das Gefälle auf den jeweiligen Grund-

stücken zu berücksichtigen, um die baulichen Anlagen vor zufließendem Oberflächenwasser 

zu schützen. Zudem sollten Gebäudeöffnungen wie Türen, Hebe-Schiebeelemente, Licht-

schächte und Kellerzugänge möglichst mindestens 30cm oberhalb der Geländekante liegen. 

Entsprechende Maßnahmen nach dem Stand der Technik zum Schutz gegen Rückstau des 

Abwassers aus Kanälen sollten getroffen werden. 

3.7 Ressourcenschutz 

Es wird empfohlen, Niederschlagswasser in Zisternen oder Wasserteichen zu sammeln und 

als Brauchwasser für die Gartenpflege zu nutzen. Solche Anlagen zur Nutzung von Nieder-

schlagswasser sind mit einem gedrosselten Überlauf zu versehen, der an die öffentlichen Ent-

wässerungsanlagen angeschlossen werden kann. Die hygienischen Auflagen des Bundesge-

sundheitsamtes, die aktuelle Trinkwasserverordnung und die Satzungen der Kommune in den 

jeweils gültigen Fassungen sind zu berücksichtigen. Die Brauchwassernutzung ist den Südei-

felwerken anzuzeigen. 

3.8 Klimaschutz 

Die Stellung der baulichen Anlagen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB auf den Grundstücken 

wird nicht festgelegt. Es wird jedoch empfohlen, zur Nutzung der Sonnenenergie, die Gebäude 

entsprechend auszurichten. Die Umsetzung baulicher Maßnahmen zur Nutzung regenerativer 

Energiequellen (Photovoltaik-/Solaranlagen) und zur Reduzierung des Energiebedarfs (Wär-

medämmung) werden ebenfalls empfohlen. 

3.9 Immissionsschutz 

Durch die umliegende landwirtschaftlich genutzte Feldflur kann es betriebs- und witterungsab-

hängig zu subjektiv wahrnehmbaren Geruchs- und Lärmbelästigungen kommen, die unter An-

wendung der guten fachlichen Praxis und der gesetzlichen Vorgaben immissionsrechtlich nicht 

zu beanstanden sind. 
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3.10 Denkmalschutz 

Sollten bei Erdarbeiten, Bau- oder Abbrucharbeiten prähistorische oder historische Gegen-

stände (bewegliche oder unbewegliche), von denen bei ihrer Entdeckung anzunehmen ist, 

dass sie Kulturdenkmäler sind oder als solche gelten, gefunden werden oder Flurdenkmäler 

durch die Baumaßnahme betroffen sein, ist dies unverzüglich der Denkmalfachbehörde (Ge-

neraldirektion Kulturelles Erbe RLP, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier (Rheini-

sches Landesmuseum) anzuzeigen. Die Anzeige kann auch bei der Unteren Denkmalschutz-

behörde der Kreisverwaltung oder der Stadtverwaltung erfolgen.  

Auf §§ 19 und 21 Abs. 3 DSchG RLP wird allgemein hingewiesen. 

Im Planungsgebiet sind fossilführende Schichten und Fossilfundstellen bekannt (Devon, etwa 

380 Millionen Jahre alt). 

Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzge-

setzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBl.,1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 

Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBl. S. 543) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, 

erdgeschichtliche Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert 

zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

Dies entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch 

nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 

Sollten erdgeschichtliche Funde angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäolo-

gie/Abteilung Erdgeschichte ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Ret-

tungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen 

der heutigen erdgeschichtlichen Forschung entsprechend durchführen können. Im Einzelfall 

ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind 

von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich. 

Diese Hinweise sind auch in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen. 

Der Beginn der Erdarbeiten ist rechtzeitig (mindestens vier Wochen vorher) anzuzeigen, damit 

die Vorplanung einer Dokumentation und Bergung der erdgeschichtlich relevanten Funde und 

Befunde anlaufen kann. Deren fachgerechte Untersuchung und Dokumentation muss vor Bau-

beginn und während der Bauarbeiten ermöglicht werden. Dadurch sind ggf. auch zeitliche Ver-

zögerungen einzukalkulieren. Im Falle größerer Bergungen werden entsprechende Abspra-

chen getroffen. 

Die örtlich beauftragten Firmen sind entsprechend in Kenntnis zu setzen. Etwa zu Tage kom-

mende Fossilfunde etc. unterliegen gemäß §§ 16-21 des Denkmalschutzgesetzes Rheinland-
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Pfalz der Meldepflicht an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie-

Abteilung Erdgeschichte, Niederberger Höhe 1, 56077 Koblenz, Tel.: 0261-6675-3032, Fax: 

0261-6675-3010. 

Die finanzielle Beteiligung des Bauträgers richtet sich nach dem Denkmalschutzgesetz (§21 

Abs. 3). 

Die Anzeige des Baubeginns ist zu richten an erdgeschichte@gdke.rlp.de oder an die 0261-

6675-3032. 

3.11 Ver- und Entsorgungs- bzw. Telekommunikationseinrichtungen  

Die Sicherheitsbestimmungen der Betreiber von Ver- und Entsorgungs- bzw. Telekommunika-

tionsleitungen sind gemäß VDE-Bestimmungen und dem Merkblatt "Bäume, unterirdische Lei-

tungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (2013) be-

züglich Bebauung und Bepflanzung im Bereich der Sicherheitsstreifen von geplanten bzw. 

vorhandenen unter- und oberirdischen Leitungen zu beachten. 

3.12 Schmutzwasserableitung 

Für Geschosse unterhalb der Straßenebene, die einen Anschluss an den Schmutzwasserka-

nal benötigen, können aufgrund der im Einzelfall nicht ausreichenden Tiefenlage des Kanals 

ggf. private Abwasserhebeanlagen erforderlich werden. 

3.13 Wasserschutzgebiet 400 „Hillesheimer Kalkmulde“ Zone IIIa (Entwurf) 

Innerhalb der vorgesehenen SZ III a kann eine Wohnbebauung unter folgenden Aspekten er-

folgen: 

▪ Anschluss an die öffentliche Trinkwasserversorgung, (private Brunnen zur Eigenver-

sorgung sind nicht möglich) 

▪ Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseitigung, bzw. ordnungsgemäße Abwasser-

beseitigung, (zugelassene Kleinkläranlage) 

▪ Beseitigung des nicht behandlungsbedürftigen und nicht schädlich verunreinigtem Nie-

derschlagswasser nach wasserwirtschaftlichen Zielsetzungen: 

Rückhaltung/Versickerung vor Ableitung, 

▪ Verbot von Erdwärmesondenanlagen (EWSA) im geplanten WSG 400 „Hillesheimer 

Kalkmulde“, 

▪ Insbesondere stellt dabei die Bohrung und der Betrieb von Erdwärmesondenanlagen 

eine erhöhte Gefährdung dar und die Errichtung solcher Anlagen in WSG vorsorglich 

nicht zulässig. 
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▪ Heizölverbraucheranlagen und Lagerung von Heizöl nach den Vorschriften der gelten-

den AwSV (insbesondere wiederkehrende Prüfungen) 

 

 

Diese textlichen Festsetzungen sind Bestandteil des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

„Im obersten Gierten“ der Ortsgemeinde Üxheim, Ortsteil Niederehe. 

Üxheim, den   

 

  

 (Ortsbürgermeister) 

 

Ausfertigung 

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans mit dem Willen des Ortsgemeinderates sowie die Einhaltung des gesetzlich 

vorgeschriebenen Verfahrens zur Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans wer-

den bekundet. 

Üxheim, den   

 

  

 (Ortsbürgermeister) 
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Umweltaspekte und Artenschutzrechtliche Einschätzung  

Beschreibung und Bewertung der Flächen 

 

Abbildung 1: Luftbildausschnitt mit dem Plangebiet; [Quelle: LVermGeo-Rlp, verändert] 

Das zwischen 443,5 und 449 m ü. NHN gelegene, ca. 0,13 ha große Plangebiet liegt 

am, mit ca. 15 % in nordwestlicher Richtung abfallenden Hangfuß des Hönselbergs. Ver-

kehrlich wird die Fläche durch die östlich gelegene Straße „Am Hönsel“ erschlossen. West-

lich der Fläche verläuft in der Verlängerung der „Stroheicher Straße“ ein befestigter Wirt-

schaftsweg, welcher durch eine gehölzbestandene Böschung vom Plangebiet getrennt ist.  

Die Strauchhecke an der östlichen Plangebietsgrenze wird von Haselsträuchern (Corylus 

avellana) dominiert. Daneben wurden Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Schwarzer 

Holunder (Sambucus nigra), Hundsrose (Rosa canina) und Schlehe (Prunus spinosa) kar-

tiert.  

Die Wiesenfläche dient als Weidefläche für Pferde, die mäßig intensiv beweidet und ge-

düngt wird. Folgende Pflanzenarten konnten bestimmt werden:  

Gewöhnliche Schafgarbe - Achillea millefolium 

Wiesen-Kerbel - Anthriscus sylvestris 

Wiesen-Glatthafer - Arrhenatherum elatius 

Gewöhnliche Kratzdistel - Cirsium vulgare 

Wiesen-Pippau - Crepis biennis 

Knäuel-Gras - Dactylis glomerata 

Wiesen Bärenklau - Heracleum sphondylium 

Steifhaariger Löwenzahn - Leontodon hispidus 

Wiesen-Lieschgras - Phleum pratense 

TOP Ö  3TOP Ö  3
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Spitz-Wegerich - Plantago lanceolata 

Breit-Wegerich - Plantago major 

Einjähriges Rispengras - Poa annua 

Wiesen-Rispengras - Poa pratensis 

Kriechender Hahnenfuß - Ranunculus repens 

Stumpfblättriger Ampfer - Rumex obtusifolius 

Gemeiner Löwenzahn - Taraxacum officinale 

Wiesen-Klee - Trifolium pratense 

Kriechender Weißklee - Trifolium repens 

Gewöhnliche Brennnessel - Urtica dioica 

Gemäß der Biotoptypenkartieranleitung für Rheinland-Pfalz sind die Wiesenflächen als 

Fettweide (EB0) einzustufen.  

Die Kriterien für eine Einstufung als nach § 15 LNatSchG geschützte Wiesen sind nicht 

gegeben. Es wurden nur 4 der erforderlichen 9 Krautarten der Kartieranleitung für Bio-

toptypen in Rheinland-Pfalz gefunden.  

  

Das Baugrundstück, Blickrichtung Süd Blickrichtung Süd mit der Straße „Am Hönsel“ 

  

Strauchhecke an der östlichen Grundstücksgrenze Nördliche Spitze des Baugrundstücks mit der Straße  

„Am Hönsel“ 

Die Ansprache der Fauna erfolgt auf der Grundlage empirischer Einschätzungen und Zu-

fallsbeobachtungen während der Geländearbeiten. Spezielle faunistische Untersuchungen 

wurden nicht durchgeführt.  

In der 2x2 km großen Rasterzelle 3405574 des LANIS wurden 12 Arten nachgewiesen. 

Die im Plangebiet möglicherweise vorkommenden Arten sind in der nachfolgenden Tabelle 

grün markiert: 

Art deutsch Art wissenschaftl. 

Dunkler Dickkopffalter Erynnis tages 

Gelbe Spargelerbse Tetragonolobus maritimus 

Gewöhnliches Katzenpfötchen Antennaria dioica 
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Grüner Zipfelfalter Callophrys rubi 

Hauhechel-Bläuling Polyommatus icarus 

Kleiner Sonnenröschen-Bläuling Aricia agestis 

Kleiner Würfel-Dickkopffalter Pyrgus malvae 

Kleines Wiesenvögelchen Coenonympha pamphilus 

Roter Würfel-Dickkopffalter Spialia sertorius 

Schlüsselblumem-Würfelfalter Hamearis lucina 

Zitronenfalter Gonepteryx rhamni 

Zwerg-Bläuling Cupido minimus 

Die meisten der aufgeführten Falterarten bevorzugen Pflanzen, die in Magerwiesen und 

Heiden vorkommen. Lediglich das kleine Wiesenvögelchen und der Zitronenfalter sind 

bezüglich der Ansprüche an ihre Lebensräume etwas weniger anspruchsvoll. 

Das kleine Wiesenvögelchen bewohnt alle möglichen Arten von Grasfluren, von Flach-

mooren bis zu Steppenrasen und kommt sogar auf Wirtschaftswiesen meist zahlreich vor. 

Verschiedene Gräser dienen als Futterpflanzen der Raupen.  

Zitronenfalter leben sowohl in feuchten als auch in trockenen Gebieten wie beispielsweise 

in Wäldern, an Gebüschen nahe von Wäldern und auf sonnigen und grasbewachsenen 

oder felsigen Hängen, an denen es einige Sträucher gibt. Auch wenn die Raupenfutter-

pflanzen (Rhamnus-Arten) in der Hecke am östlichen Grundstücksrand nicht vorkommen, 

können die Falter verschiedene Blütenpflanzen (z. B. Weidekätzchen, Disteln, Wiesenklee 

oder versch. Korbblüter) zum Nektarerwerb nutzen.  

Die Gebüsche im Plangebiet eignen sich für Gebüschbrüter wie Buchfink, Mönchs-, Klap-

per- und Gartengrasmücke, Amsel, Rotkehlchen, Stieglitz, Elster, Singdrossel, u. a. (zu-

sammen mit den angrenzenden Wiesen- und Gärten) darüber hinaus als Nahrungs-, Rast 

und Ansitzbiotop sowie als Singwarte.  

Stare zeigen eine enge Bindung an Weidevieh, da sie sich im Frühjahr und Frühsommer 

vor allem von Insekten und deren Larven sowie anderen Wirbellosen am Boden oder in 

der Krautschicht wie Spinnen, Würmern, Käfern, Heuschrecken, Schnakenlarven u. ä. er-

nähren. Hierfür benötigen sie einen kurzrasigen Bewuchs. Im Sommer und Herbst ernäh-

ren sich Stare auch von Obst und Sämereien. Stare brüten in Baumhöhlen, Nistkästen o-

der Gebäudenischen; als Bruthabitat ist der Planbereich daher nicht geeignet.   

Von Greifvögeln wie Rotmilan, Mäusebussard oder Turmfalke (v. a. für die Winterjagd) 

können die Flächen des Plangebiets zur Jagd auf Vögel, Kleinsäuger, Insekten, Regen-

würmer u. a. genutzt werden.  

Die Weideflächen stellen aufgrund der mechanischen Belastung durch Tritt und Verbiss mit 

relativ geringen Anteilen von Blütenpflanzen und des Koteintrags besondere Lebensraum-

verhältnisse für die Insektenfauna dar. Zahlreiche Artengruppen, die für Grünlandbestände 

typisch sind, wie samenfressende Arten, werden durch die Beweidung zurückgedrängt, 

während andere Artengruppen, z.B. Dungbewohner oder an Jungtrieben fressende Arten, 

gefördert werden. In der Bodenschicht werden Insektenarten wie Erdbienen und Grabwes-

pen begünstigt, da sie in den durch Beweidung entstandenen Kahlstellen geeignete Eiab-

lageplätze finden. In der Krautschicht kommen ubiquitäre Grashüpfer-, Zikaden-, Wanzen-
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, Spinnen- und Käferarten vor, die sich von Blättern oder Pflanzensäften ernähren oder 

dort ihre Eier ablegen. Das Spektrum an blütenbesuchenden Insekten ist aufgrund der 

Kräuterarmut eingeschränkt. Die Fauna der intensiv beweideten Flächen beherbergt vor 

allem Arten ohne spezielle Biotopbindung. 

Schutzgebietsausweisungen  

Das Plangebiet liegt innerhalb des Naturparks Vulkaneifel, jedoch außerhalb einer Natur-

park-Kernzone.  

Schutzzweck des Naturparks ist 

 die Vulkaneifel als großräumigen, für Natur und Landschaft bedeutendes Gebiet zu 

schützen, zu pflegen und zu entwickeln, 

 seine besondere Eignung als naturnaher Raum für nachhaltige Erholung und um-

weltverträglichen Tourismus zu fördern und zu entwickeln sowie 

 die Kultur- und Erholungslandschaft unter Einbeziehung der Land- und Forstwirt-

schaft zu erhalten, zu pflegen und zu entwickeln. 

Nach § 8 (1) bedürfen alle Handlungen, die nachhaltig negative Auswirkungen auf den 

Schutzzweck bewirken, einer vorherigen Genehmigung durch die untere Naturschutzbe-

hörde, vor allem bei der Errichtung und Erweiterung von baulichen Anlagen aller Art, Neu- 

oder Ausbaumaßnahmen von Straßen oder Wegen sowie von Stellplätzen, Parkplätzen, 

Grillplätzen oder ähnliche Einrichtungen. Ausgenommen sind nach § 9 (1) Satz 2 Flächen 

im Geltungsbereich eines Bauleitplans, für die eine bauliche Nutzung dargestellt oder fest-

gesetzt ist, sofern die zuständige Naturschutzbehörde zugestimmt hat. Es ist davon auzuge-

hen, dass das Vorhaben nicht geeignet ist, die Naturpark-Schutzziele erheblich zu beein-

trächtigen.  

Weitere naturschutzrechtliche Schutzgebietsausweisungen liegen nicht vor. Innerhalb des 

Plangebiets befinden sich keine biotopkartierten Flächen.  

Ca. 90 m westlich des Plangebiets liegt das Naturschutzgebiet (NSG) „Hönselberg“, wel-

ches zum Schutz der dortigen Wacholderheide und des angrenzenden Laubwaldes mit 

ihren seltenen und in ihrem Bestand bedrohten Tier- und Pflanzengesellschaften sowie der 

für die Eifel typischen Schiffelheide ausgewiesen wurde. Im Plangebiet selbst kommen der-

artige Lebensräume nicht vor. Auswirkungen des Vorhabens auf den Schutzzweck des 

NSG’s sind auszuschließen.  

Gleichzeitig ist das NSG auch als Teilfläche des FFH-Gebiets 5605-306 „Obere Kyll und 

Kalkmulden der Nordeifel“ erfasst. Der nördliche Teil der FFH-Fläche, welcher über das 

NSG hinausragt, liegt unmittelbar östlich der Straße „Am Hönsel“ und damit in einer Ent-

fernung von nur 3 m zum Plangebiet. Schützenswerte FFH-Lebensraumtypen liegen jedoch 

in größerer Entfernung. Die als Artikel 4 bzw. Anhang II aufgeführten, streng geschützten 

Falterarten Spanische Flagge, Skabiosen-Scheckenfalter, Blauschillernder Feuerfalter und 

die Fischarten Groppe und Bachneunauge finden im Grünland des Plangebiets keine Le-

bensgrundlage. Erheblich nachteilige Auswirkungen des Vorhabens auf das FFH-Gebiet 

und die darin lebenden Tierarten können daher ausgeschlossen werden.  
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Abbildung 2: FFH-Gebiet (rötlich braun) und FFH-LRT (dunkelbraun) in der Nähe des Plangebiets (rote Einrahmung); 

[Quelle: LVermGeo-Rlp, verändert] 

Außerdem liegt der Planbereich innerhalb der Zone IIIa des im Entwurf befindlichen Trink-

wasserschutzgebiets „Hillesheimer Kalkmulde“. 

In der Zone III sind jegliche weitreichenden Beeinträchtigungen und jede schwer abbauba-

ren chemischen und radioaktiven Verunreinigungen des Grundwassers verboten. 

Die Anlage von Wohngebieten ist in der Schutzzone III grundsätzlich möglich, wenn des 

Abwasser vollständig aus dem Plangebiet hinausgeleitet wird, keine Bohrungen für Erd-

wärmesonden installiert - und keine wassergefährdenden Materialien für den Wegebau 

eingesetzt werden. Erdaufschlüsse sind so herzustellen, dass die Deckschichten nicht we-

sentlich vermindert werden. 

Orts- und Landschaftsbild/ Erholung 

Niederehe liegt in der Landschaftseinheit „Hillesheimer Kalkmulde“; einer durch die Ne-

benbäche von Kyll und Ahr stark zerschnittenen, in Kuppen und Rücken gegliederten Land-

schaft. Infolge von Aufforstungen sind die früher großflächig auf Kuppen und Hängen ver-

breiteten Halbtrockenrasen und Wacholderheiden zwar immer noch zahlreich, aber meist 

nur noch kleinflächig vorhanden (z. B. am Hönselberg in Niederehe). 

Der als Weidefläche genutzte Planbereich liegt am nördlichen Hangfuß des Hönselbergs. 

Nach Osten hin ist das Gebiet durch eine biotopkartierte Heckenstruktur entlang der 

„Stroheicher Straße“ eingegrünt; westlich der Straße „Am Hönsel“ befinden sich weitere 

Gehölze. In südlicher Richtung öffnet sich der Bereich in Richtung des Naturschutzgebiets 

mit seinen Halbtrockenrasen und Wacholderheiden, ist jedoch von diesem durch weitere 

Gehölzstrukturen abgeschirmt und somit von dort nicht frei einsehbar.  
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Die angrenzenden Straßen bzw. Feldwege werden für naturnahe Erholungsaktivitäten wie 

Wandern, Radfahren oder Joggen genutzt. Ortsansässigen dienen sie auch als Spazierwe-

ge zum Ausführen von Hunden oder für die ortsnahe Feierabenderholung.  

Der Landschaftsausschnitt mit dem Plangebiet ist als gut geeignet für landschaftsgebunde-

ne, stille Erholungsformen einzustufen. Es handelt sich um einen Bereich von hoher Eigen-

art, Vielfalt und Schönheit der Landschaft mit einem hohen Erholungswert und prägenden 

Landschaftselementen. 

Boden/Wasser 

Die Böden des Plangebiets sind als kalkreiche, mittelgründige Braunerde – Terra fusca 

Böden (auch Kalksteinbraunlehm genannt) aus flachem lössarmem, bimsasche- und grus-

führendem Ton zu bezeichnen. Es handelt sich um einen Bodentyp, der sich auf einem 

Untergrund aus Kalkstein oder Gips entwickelt. Die Terra fusca ist ein plastischer, tonrei-

cher und dichter Boden, der durch die Anreicherung von Lösungsrückständen aus einer 

durch Kalk- oder Gipslösung entstandenen Rendzina (flachgründiger Kalkboden) hervor-

geht1. Entlang der Straße „Am Hönsel“ an der Westseite des Plangebiets stehen Rendzinen 

aus flachem lössarmem, bimsasche, carbonat- und grusführendem Lehm an.  

Es handelt sich um Böden mit mittlerem Ertragspotenzial, geringer Wasserhaltekapazität 

und geringem Nitratrückhaltevermögen.  

Die naturräumlichen Funktionen der Böden sind intakt. Es handelt sich um lokal verbreitete 

Bodentypen und Bodenformen ohne wissenschaftliche, naturgeschichtliche, kulturhistori-

sche oder landeskundliche Bedeutung. Für die Biotopentwicklung ergibt sich eine mittlere 

Eignung.  

Die Grundwasserneubildungsrate liegt mit durchschnittlich 100 mm /Jahr im mittleren Be-

reich (bei einer Spanne von <25 mm bis >300 mm /Jahr). Die Überdeckung der grund-

wasserführenden Schichten wird als ungünstig angegeben2. Die Bedeutung des Plange-

biets für das Schutzgut Grundwasser wird, auch aufgrund der Lage in einem geplanten 

Trinkwasserschutzgebiet, als hoch eingestuft.  

Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

Klima/Luft 

Aufgrund ihres Grünflächencharakters (Offenlandflächen, Gehölze) dient das Plangebiet 

allgemein der Minderung von Temperatur- und Feuchtigkeitsextreme sowie der Luftreini-

gung.  

Aufgrund des eng beschränkten Einzugsgebietes kann die im Plangebiet erzeugte Kaltluft 

im benachbarten Siedlungskörper keine signifikanten Wirkungen erzeugen.  

Für das Siedlungsklima von Niederehe sind die Flächen von geringer Bedeutung. Wesent-

liche nachteilige Wirkungen auf das Schutzgut Klima sind durch das Vorhaben nicht zu 

erwarten. 

                                           

1
  https://de.wikipedia.org/wiki/Terra_fusca, aufgerufen am 05.10.2022. 

2
  https://gda-wasser.rlp-umwelt.de/GDAWasser/client/gisclient/index.html?applicationId=12588, aufgerufen 

am 05.10.2022. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Terra_fusca
https://gda-wasser.rlp-umwelt.de/GDAWasser/client/gisclient/index.html?applicationId=12588
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Artenschutzrechtliche Einschätzung 

Die generellen artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind 

folgendermaßen gefasst:  

"Es ist verboten,  

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-

tur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-

arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 

Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 

wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population ei-

ner Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-

schützten Arten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-

lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschä-

digen oder zu zerstören 

(Zugriffsverbote). 

Mit der Erweiterung des § 44 BNatSchG durch den Absatz 5 für Eingriffsvorhaben wird 

eine akzeptable und im Vollzug praktikable Lösung bei der Anwendung der Verbotsbe-

stimmungen des Absatzes 1 erzielt.  

Ein Verstoß gegen das Zerstörungsverbot von Fortpflanzungs- und Ruhestätten liegt dem-

nach für die streng geschützten Arten und die besonders geschützten europäischen Vogel-

arten nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben be-

troffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 

werden. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur 

Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die Zugriffsverbote vor. 

Im Folgenden wird die artenschutzrechtliche Einschätzung auf der Grundlage der im LANIS 

aufgeführten Arten innerhalb des 2 x 2 km-Rasters in dem sich das Plangebiet befindet 

sowie den in der Datenbank ARTeFAKT für die TK 5606 ‚Üxheim‘ durchgeführt, in der ins-

gesamt 285 Arten aufgelistet sind. 

Demnach sind neben anderweitigen europäischen Vogelarten folgende Arten auf das Ein-

treten artenschutzrechtlicher Tatbestände zu prüfen:  
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Tabelle 1: Zu prüfende Arten auf der Grundlage der Angaben in ARTeFAKT und im LANIS-

Artenraster 

Streng geschützte Tierarten sowie besonders geschützte europäische Singvogelarten die in der Roten Liste RLP geführt 

werden (1-3, V); grün eingefärbt: potentielle Nutzung des Plangebiets; Vorkommen im Gebiet: X= möglich, N= Nut-

zung als Jagdhabitat oder zur Nahrungssuche möglich, R= Nutzung als Rastbiotop möglich. 

Name wissenschaft-

lich 
Name deutsch Lebensraum 

V
o
r
k
o
m

m
e
n
 
i.
 

G
e
b
ie

t 
m

ö
g
li
c
h
 

Alytes obstetricans Geburtshelferkröte 

wärmebegünstigte offene Landhabitate auf sonnenexpo-

niertem Gelände mit hohem Steinanteil oder vegetations-

freie bzw. –arme Rohboden-, Ruderal- und Magerstand-

orte, die gleichzeitig zahlreiche bodenfeuchte Verstecke 

(Steinhaufen, Erdlöcher) und Stillgewässer aufweisen: 

Tongruben, Steinbrüche, Industriebrachen. Absetzgewäs-

ser für die Larven in unterschiedlichen Gewässertypen: 

sommerwarme Lachen und Flachgewässer, Tümpel und 

Weiher sowie sommerkühle, tiefe Abgrabungsgewässer. 

Bisweilen auch beruhigte Abschnitte kleinerer Fließgewäs-

ser.  

 

Astacus astacus Edelkrebs 

Nährstoffreiche, fließende und stehende Gewässer. Liebt 

sommerwarme, nährstoffreiche Gewässer der Niederung, 

ist aber auch in Fließgewässern höherer Lagen zu finden. 

Gräbt gerne Wohnhöhlen in den Uferböschungen und 

meidet daher schlammige Gewässer. Die Art versteckt 

sich aber auch unter Steinen, Wurzeln und Totholz. 

 

Bombina variegata Gelbbauchunke 

enge Gewässerbindung: in Bach- und Flussauen werden 

immer wieder neu entstehende, temporäre Kleingewässer 

(Überschwemmungstümpel, Bachkolke) besiedelt. Dar-

über hinaus in Steinbrüchen, Lehm- und Kiesgruben, auf 

Truppenübungsplätzen in temporär wasserführenden 

Klein- und Kleinstgewässer auf lehmigem Grund, wie 

Traktorspuren, Pfützen und kleine Wassergräben. Auf 

rasche Erwärmung der Laichgewässer angewiesen.  

 

Coronella austriaca Schlingnatter 

In reich strukturierten Lebensräumen mit einem Wechsel 

von Einzelbäumen, lockeren Gehölzgruppen sowie grasi-

gen und vegetationsfreien Flächen. Bevorzugt werden 

lockere und trockene Substrate wie Sandböden oder 

besonnte Hanglagen mit Steinschutt und Felspartien. Im 

Bereich der Mittelgebirge vor allem in wärmebegünstigten 

Hanglagen, wo Halbtrocken- und Trockenrasen, Geröll-

halden, felsige Böschungen, aufgelockerte steinige Wald-

ränder Trockenmauern und Totholzhaufen besiedelt wer-

den) 

 

Felis silvestris Wildkatze 

scheue, einzelgängerisch lebende Waldkatze; Leitart für 

kaum zerschnittene, möglichst naturnahe waldreiche 

Landschaften. Sie benötigt große zusammenhängende 

und störungsarme Wälder (v.a. alte Laub- und Mischwäl-

der) mit reichlich Unterwuchs, Windwurfflächen, Wald-

rändern, ruhigen Dickichten und Wasserstellen. 

 

Lacerta agilis Zauneidechse 

in Magerbiotopen wie trockene Waldränder, Bahndäm-

men, Heideflächen, Dünen, Steinbrüchen, Kiesgruben, 

Wildgärten und ähnlichen Lebensräumen. In kühleren 

Gegenden auf wärmebegünstigte Standorte beschränkt 

 

Lynx lynx Luchs 
Einzelgänger, die in großen, zusammenhängenden und 

strukturreichen Wäldern leben. Die Nähe zu Menschen 
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wird toleriert. 

Maculinea arion 
Quendel-

Ameisenbläuling 

kommt auf trockenwarmen Standorten mit einer lückigen 

Vegetationsstruktur und offenen Störstellen vor. Besiedelt 

werden kurzrasige Magerrasen, Kalk- und Sandtrockenra-

sen, Halbtrockenrasen, Silbergrasfluren sowie Heiden. 

 

Muscardinus avel-

lanarius 
Haselmaus 

Besiedelt alle Waldgesellschaften und –altersstufen, Feld-

hecken oder Gebüsche, ehemalige Kahlschlagflächen mit 

aufkommendem Jungwuchs. Abwechslungsreiche Bestän-

de von Gehölzen und krautigen Pflanzen. Bestandsränder 

und Schlagfluren mit fruchttragenden Gehölzen (Brom-

beere, Himbeere, Hasel, Schlehe) sind für eine Besied-

lung entscheidend. Menschliche Siedlungen werden ge-

mieden. Winterschlaf in Erdhöhlen, zwischen Wurzeln 

oder an Baumstümpfen. Bevorzugt in alten Eichenbestän-

den mit dichten Haselnuss- und Brombeerbeständen oder 

anderen Früchte tragenden Gehölzen im Unterstand. 

X 

Myotis bechsteinii 
Bechsteinfleder-

maus 

In alten, mehrschichtigen, geschlossenen Laubwäldern, 

vorzugsweise Eichen- und Buchenbestände, Jagd auch 

eher selten in Streuobstwiesen und in halboffener Land-

schaft; stark an Wald gebundene Art. Als Quartiere die-

nen Spechthöhlen oder auch Nistkästen. 

 

Myotis daubentonii Wasserfledermaus 

Waldfledermaus, die in strukturreichen Landschaften mit 

einem hohen Gewässer- und Waldanteil vorkommt. Als 

Jagdgebiete dienen offene Wasserflächen an stehenden 

und langsam fließenden Gewässern, bevorzugt mit Ufer-

gehölzen. 

 

Myotis myotis Großes Mausohr 

Besiedler großer Dachstühle; Bodenjäger, Jagd in unter-

wuchsarmen Wäldern, aber auch in Parks, Wiesen, Wei-

den, Ackerflächen und in Ortschaften entlang von He-

cken, Bächen, Waldrändern, Gebäuden und Feldrainen) 

N 

Myotis nattereri 
Fransenfleder-

maus 

in Wäldern und Siedlungen vorkommend. Jagd im Offen-

land über frisch gemähten Wiesen, Obstwiesen und an 

Waldrändern außerdem in reich strukturierten, halboffene 

Parklandschaften mit Hecken, Baumgruppen, Grünland 

und Gewässern. Quartiere in Baumhöhlen, Nistkästen, 

Dachböden und Viehställen. 

N 

Nyctalus leisleri 
Kleiner Abendseg-

ler 

Waldfledermaus, die in waldreichen und strukturreichen 

Parklandschaften vorkommt. Die Jagdgebiete befinden 

sich zum einen in Wäldern, wo die Tiere an Lichtungen, 

Kahlschlägen, Waldrändern und Wegen jagen. Außer-

dem werden Offenlandlebensräume wie Grünländer, 

Hecken, Gewässer und beleuchtete Plätze im Siedlungs-

bereich aufgesucht. Kleinabendsegler jagen im freien 

Luftraum in einer Höhe von meist über 10 m. Fortpflan-

zungsstätte: Baumhöhlen (Specht-, Fäulnishöhlen, größe-

re Spalten) überwiegend in (Laub)Wäldern, seltener Spal-

tenquartiere an Gebäuden, die als Wochenstuben- oder 

Paarungsquartier genutzt werden. 

N 

Pipistrellus pipistrel-

lus 
Zwergfledermaus 

Hauptlebensräume in Siedlungen und deren direktem 

Umfeld; sehr anpassungsfähig, nutzt Waldränder, Laub- 

und Mischwälder, Gewässer, Siedlungen, Hecken, Streu-

obstbestände, Wiesen, Weiden und Äcker zur Jagd 

N 

Pipistrellus pygma- Mückenfleder- Besiedelt v. a. naturnahe Feucht- und Auwälder. Wo-  
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eus maus chenstuben in Spaltenquartieren an und in Gebäuden, 

wie Fassadenverkleidungen, Fensterläden oder Mauer-

hohlräumen. Die Art nutzt regelmäßig auch Baumhöhlen 

und Nistkästen als Balzquartiere. Als Jagdrevier dienen 

Baggerseen, Hafenbecken und Weiher sowie Teichanla-

gen, aber auch dichte Vegetationsstrukturen 

Plecotus auritus Braunes Langohr 

Wald- und Gebäudefledermaus; auch in Parks, Garten-

anlagen, Friedhöfen und Obstbaumanlagen. Jagd in und 

an Wäldern, Obstwiesen, Gebüschgruppen, Hecken und 

insektenreichen Wiesen; Wochenstuben in oder an Ge-

bäuden, in Bäumen oder Kästen. Überwinterung in 

Baumhöhlen, aber auch in Kellern, Stollen, Höhlen. 

N 

Podarcis muralis Mauereidechse 

Vorkommen ausschließlich in felsigen und steinigen Le-

bensräumen. Bevorzugt offene, südexponierte, sonnen-

warme Standorte, die weitgehend vegetationsfrei oder nur 

schütter bewachsen sind. Zugleich müssen genügend 

Spalten und Hohlräume als Versteckmöglichkeiten vor-

handen sein. 

 

Triturus cristatus Kamm-Molch 

Typische Offenlandart, Vorkommen in den Niederungs-

landschaften von Fluss- und Bachauen an offenen Auge-

wässern (z.B. an Altarmen). Laichgewässer weisen eine 

ausgeprägte Ufer- und Unterwasservegetation auf, sind 

nur gering beschattet und in der Regel fischfrei. Landle-

bensräume sind feuchte Laub- und Mischwälder, Gebü-

sche, Hecken und Gärten in der Nähe der Laichgewäs-

ser. Bevorzugt in offenen Lebensräumen (Grünland, Bra-

chen, Ruderalfluren, Abgrabungen) 

 

Accipiter gentilis Habicht 

Bevorzugt bewaldete und deckungsreiche Landschaft mit 

ausgedehnten Grenzflächen zwischen Baumbestand und 

Offenland für die Jagd sowie Altbäumen zum Horsten. 

Brut bevorzugt im Nadel-, Misch- und Laubwald, bei 

ausgedehnten Wäldern bevorzugt in der Nähe von Rand-

lagen, Lichtungen und Schneisen. Außerhalb der Brutzeit 

zur Nahrungssuche vermehrt in baumreichen Siedlungen 

und Parks 

N 

Accipiter nisus Sperber 

Brut bevorzugt in Nadel-Stangenhölzern, außerhalb des 

Waldes auch in schmalen Gehölzstreifen, breiten, baum-

durchsetzten Hecken, Gehölzinseln, Grünanlagen; ist als 

Überraschungsjäger auf Deckungsstrukturen bei der Jagd 

auf Kleinvögel angewiesen. Benötigt eine strukturreiche 

Landschaft mit Hecken und deckungsreichen Freiflächen 

zum Jagen 

N 

Aegolius funereus Raufußkauz 

Seltener Brut- und Jahresvogel und es kommen nur weni-

ge Durchzügler aus anderen Regionen vor. 2008 wurden 

in der Eifel 27 Brutpaare, im Hunsrück 4 und im Wester-

wald 6 Brutpaare beobachtet (DIETZEN et al. 2011). 

Besiedelt bevorzugt Nadelwälder sowie Buchen-

Tannenwälder in Hanglage. Kommt auch in Laubwäldern 

vor, wenn Dickungen und Stangenholz der Fichte vor-

handen sind. Benötigt unterholzfreie Flächen zum Beute-

erwerb und Höhlen zum Brüten. Brut fast ausschließlich in 

Schwarzspechthöhlen, nimmt aber bei Höhlenmangel 

auch Nisthilfen an. 
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Alauda arvensis Feldlerche 

Charakterart der offenen Feldflur. Besiedelt reich struktu-

riertes Ackerland, extensiv genutzte Grünländer und Bra-

chen sowie größere Heidegebiete. Bevorzugt niedrige 

oder zumindest gut strukturierte Gras- und Krautfluren auf 

trockenen bis wechselfeuchten Böden in offenem Gelän-

de mit weitgehend freiem Horizont. Abstand zu Vertikal-

strukturen > 50 m (Einzelbäume), > 120 m (Baumrei-

hen, Feldgehölze 1-3 ha) Typische Biotope sind Äcker, 

(Mager-) Grünland und Brachen mit nicht zu dicht ste-

hender Krautschicht 

 

Alcedo atthis Eisvogel 

besiedelt Fließ- und Stillgewässer mit Abbruchkanten und 

Steilufern. Brütet v. a. an vegetationsfreien Steilwänden 

aus Lehm oder Sand in selbst gegrabenen Brutröhren, 

aber auch in Wurzelteller von umgestürzten Bäumen so-

wie künstlichen Nisthöhlen. Brutplätze oftmals am Was-

ser, aber auch bis zu mehrere hundert Meter vom nächs-

ten Gewässer entfernt liegend. Nahrungssuche in klein-

fischreichen Gewässern mit guten Sichtverhältnissen und 

überhängenden Ästen als Ansitzwarten 

 

Anas platyrhynchos Stockente 
Vorkommen auf nahezu allen Gewässern. Nahrungssu-

che in Ufernähe und auf Wiesen und Feldern 
 

Anthus pratensis Wiesenpieper 

Lebt in offenen, baum- und straucharmen, feuchten Flä-

chen mit höheren Singwarten (z.B. Weidezäune, Sträu-

cher). Die Bodenvegetation muss ausreichend Deckung 

bieten, darf aber nicht zu dicht und zu hoch sein. Bevor-

zugt werden extensiv genutzte, frische bis feuchte Dauer-

grünländer, Heideflächen und Moore. Darüber hinaus 

werden Kahlschläge, Windwurfflächen sowie Brachen 

besiedelt. Bevorzugt offenes oder baum- und strauchar-

mes, etwas unebenes oder von Gräben oder Böschungen 

durchzogenes Gelände mit kurzrasigem Grünland. 

 

Anthus trivialis Baumpieper 

Bewohnt offenes bis halboffenes Gelände mit höheren 

Gehölzen als Singwarten und einer strukturreichen Kraut-

schicht wie sonnige Waldränder, Lichtungen, Kahlschlä-

ge, junge Aufforstungen und lichte Wälder; außerdem in 

Heide- und Moorgebieten, Streuobstflächen, Grünländer 

und Brachen mit einzeln stehenden Bäumen, Hecken und 

Feldgehölzen 

X 

Asio otus Waldohreule 

Bevorzugt in halboffenen Parklandschaften mit kleinen 

Feldgehölzen und Baumgruppen sowie Wäldern mit grö-

ßeren Lichtungen (gerne Nadelgehölze), Waldrandlagen, 

Feldgehölze, Baumhecken mit Brutmöglichkeiten (Nester 

von Rabenvögeln v.a. Rabenkrähe, Elster, Mäusebussard, 

Ringeltaube). Darüber hinaus auch im Siedlungsbereich 

in Parks und Grünanlagen sowie an Siedlungsrändern. 

Offene Flächen mit Wühlmausvorkommen als Nahrungs-

habitate   

X 

Athene noctua Steinkauz 

Habitatbindung an Offenland mit niedrig bewachsenen 

Flächen zur Nahrungssuche und höhlenbietenden Alt-

bäumen als Rufwarten und zum Brüten. Bevorzugt in reich 

strukturierten Kulturlandschaften mit Streuobstwiesen, 

Viehweiden, Kopfweiden und Trockensteinmauern. Mei-

det geschlossene Wälder und die Konkurrenz von Wald-

käuzen. Neststand in Höhlen alter Bäume wie Weiden 

N 
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und Obstbäume sowie in Nischen und leeren Räumen 

von Scheunen und Ställen. Brütet auch in Nistkästen. 

Bubo bubo Uhu 

Vorwiegend Felsbrüter in Felswänden, Nischen und Fels-

bändern; nistet gerne in Steinbrüchen. Jagdrevier ab-

wechslungsreich strukturiert und durchzogen von Hecken, 

Gewässern und Feldgehölzen sowie offenen Feldflächen 

N 

Buteo buteo Mäusebussard 

Bruthabitat: Gehölze in Waldrandnähe oder Feldgehölze, 

auch Baumgruppen, -reihen oder Einzelbäume als Nist- 

und Ruhestätte. Nahrungshabitat: Niedrigwüchsiges, 

lückiges Offenland mit Grenzlinien. Bevorzugt werden 

reich strukturierte Landschaften 

N 

Carduelis cannabi-

na 
Bluthänfling 

Tieflandvogel; brütet auf sonnenexponierten, mit Ge-

büsch und jungen Nadelbäumen locker bestandenen 

offenen Flächen. Die Art benötigt samentragende Kräuter. 

Solche Lebensräume findet sie in der heckenreichen Feld-

flur, auf Heide-, Ruderal- und Ödlandflächen, an Wein-

bergen, in Parks und Gärten sowie an gebüschreichen 

Trockenhängen. Ernährt sich von Sämereien aller Reifes-

tadien verschiedenster krautiger Pflanzen, aber auch 

Bäumen. Der bevorzugte Neststandort befindet sich in 

dichten Büschen und Hecken 

 

Charadrius dubius Flussregenpfeifer 

Besiedelte ursprünglich die sandigen oder kiesigen Ufer 

größerer Flüsse sowie Überschwemmungsflächen; heute 

überwiegend in Sand- und Kiesabgrabungen und Klärtei-

chen. Gewässer sind Teil des Brutgebietes 

 

Ciconia nigra Schwarzstorch 

Besiedelt werden größere, naturnahe Laub- und 

Mischwälder mit naturnahen Bächen, Waldteichen, Alt-

wässern, Sümpfen und eingeschlossenen Feuchtwiesen. 

Nester werden auf Eichen oder Buchen in störungsarmen, 

lichten Altholzbeständen; diese können von den ausge-

sprochen ortstreuen Tieren über mehrere Jahre genutzt 

werden. Nahrungsflüge erfolgen über weite Distanzen (bis 

zu 5-10 km v. Nistplatz). Bevorzugt werden Bäche mit 

seichtem Wasser und sichtgeschütztem Ufer, vereinzelt 

auch Waldtümpel und Teiche. 

 

Cuculus canorus Kuckuck 

Siedelt bevorzugt in Parklandschaften, Heide- und Moor-

gebieten, lichten Wäldern sowie an Siedlungsrändern und 

auf Industriebrachen; ausreichende Kleinstrukturen wie 

Sträucher, Hecken, vereinzelte Bäume und Ansitzmöglich-

keiten müssen vorhanden sein. Brutschmarotzer. Nah-

rung: Überwiegend Insekten, häufig Schmetterlingsraupen 

sowie Maikäfer. Das Kuckucksweibchen verzehrt außer-

dem Singvogeleier in größerer Anzahl. 

X 

Delichon urbicum Mehlschwalbe 

Bevorzugt im Siedlungsraum in Dörfern aber auch in 

Großstädten anzutreffen, wenn ein ausreichendes Nah-

rungsangebot, Nistplatz und verfügbares Nistmaterial 

(Lehm) vorhanden sind. Lehmnester werden an den Au-

ßenwänden der Gebäude angebracht. Als Nahrungsflä-

chen werden insektenreiche Gewässer und offene Agrar-

landschaften aufgesucht. 

N 

Dendrocopos medi-

us 
Mittelspecht 

Waldvogel, Charakterart eichenreicher Laubwälder (v.a. 

Eichen-Hainbuchenwälder, Buchen-Eichenwälder). Besie-

delt aber auch andere Laubmischwälder wie Erlenwälder 
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und Hartholzauen an Flüssen. Bevorzugt große, zusam-

menhängende Waldflächen ab 30-40 ha. 

Dryobates minor Kleinspecht 

Besiedelt parkartige oder lichte Laub- und Mischwälder, 

Weich- und Hartholzauen sowie feuchte Erlen- und Hain-

buchenwälder mit einem hohen Alt- und Totholzanteil; 

auch in strukturreichen Parkanlagen, alten Villen- und 

Hausgärten sowie in Obstgärten mit altem Baumbestand. 

In dichten, geschlossenen Wäldern höchstens in Randbe-

reichen. Brut in feuchten Erlen- und Hainbuchenwäldern 

der Pfalz und besonders in den Auen entlang der großen 

Flüsse 

 

Dryocopus martius Schwarzspecht 

Lebt in alten Laub- und Mischwaldbeständen. Besiedelt 

ausgedehnte Waldgebiete (v.a. alte Buchenwälder mit 

Fichten- bzw. Kiefernbeständen), kommt aber auch in 

Feldgehölzen vor. Wichtige Habitatbestandteile sind ein 

hoher Totholzanteil und vermodernde Baumstümpfe, da 

die Nahrung v.a. aus Ameisen und holzbewohnenden 

Wirbellosen besteht. Glattrindige, astfreie Stämme mit 

freiem Anflug und im Höhlenbereich mindestens 35 cm 

Durchmesser (v.a. alte Buchen und Kiefern) dienen als 

Brut- und Schlafbäume 

 

Emberiza calandra Grauammer 

Besiedelt offene Landschaften, vor allem extensiv genutzte 

Wiesen, Weiden und Felder mit vereinzelten Büschen und 

Bäumen als Singwarten. Charakterart offener Ackerland-

schaften. Für den Nestbau werden Bereiche mit dichtem 

Krautbewuchs benötigt. Im Winter auch auf Stop-

peläckern und in Siedlungsnähe. Das Nest wird in Rand-

strukturen in dichter Bodenvegetation in busch- oder 

baumfreier Umgebung angelegt. Wälder, Waldränder, 

hohe Gehölzstrukturen oder intensives Grünland und 

Ackerlandschaften (Maisanbau) werden gemieden. 

 

Falco subbuteo Baumfalke 

Besiedelt halboffene, strukturreiche Kulturlandschaften mit 

Feuchtwiesen, Mooren, Heiden sowie Gewässern; Jagd 

meist in lichten Altholzbeständen (häufig 80-100jährige 

Kiefernwälder), in Feldgehölzen, Baumreihen oder an 

Waldrändern, aber auch an großlibellenreichen Gewäs-

sern, Feuchtwiesen, Mooren und Brachen 

 

Falco tinnunculus Turmfalke 

Bewohnt fast alle Lebensräume, die Nistmöglichkeiten 

und zu Mäusejagd geeignete freie Flächen bieten; Brut in 

Bäumen, an hohen Gebäuden oder in Felsnischen 

N 

Ficedula hypoleuca Trauerschnäpper 

Höhlenbrüter, der ursprünglich in lichten, altholzreichen 

Laub-, Misch- und, v. a. im nördlichen Verbreitungsge-

biet, auch in Nadelwäldern vorkommt. Heute eher in 

Gartenanlagen, kleineren Waldgebieten, Parks oder auf 

Friedhöfen. Gerne auch in Nistkästen. 

 

Gallinago gallinago Bekassine 

Bevorzugte Rastgebiete sind Verlandungsbereiche, 

Schlammflächen und Sümpfe in Feuchtgebieten (Moore, 

Feuchtgrünländer, Rieselfelder, Klärteiche, Gräben) in der 

Regel nur von Flachwasser durchsetzte oder unmittelbar 

ans Wasser grenzende, nicht zu dicht geschlossene und 

nicht zu hohe Pflanzenbestände. 

 

Gallinula chloropus 
Teichhuhn, Grün-

füßige Teichralle 

lebt in Uferzonen und Verlandungsgürteln langsam flie-

ßender und stehender Gewässer in uferseitigen Pflanzen-
 



Ortsgemeinde Niederehe  Bebauungsplan „Im obersten Gierten“ 

 

 
 Im Faller 13  56841 Traben - Trarbach  Seite 14 

 

Name wissenschaft-

lich 
Name deutsch Lebensraum 

V
o
r
k
o
m

m
e
n
 
i.
 

G
e
b
ie

t 
m

ö
g
li
c
h
 

beständen bis hin zu dichtem Ufergebüsch an Seen, Tei-

chen, Tümpeln, Altarmen und Abgrabungsgewässern, im 

Siedlungsbereich auch Dorfteiche und Parkgewässer.  

Grus grus Kranich 

In Rlp nur auf dem Durchzug; Zugpausen und Rast im 

Grünland und auf Äckern, sowie in störungsarmen 

Flachwasserbereichen von Stillgewässern oder unzugäng-

lichen Feuchtgebieten in Sumpf- und Moorgebieten. 

 

Hirundo rustica Rauchschwalbe 

In traditionell-bäuerlichen Siedlungen mit Großviehhal-

tung. Benötigt als Innenbrüter zugängliche Räume (z. B. 

Ställe) mit Einflugmöglichkeiten; Nahrung besteht über-

wiegend aus in der Luft erbeuteten Insekten über offenen 

Flächen (insb. Viehweiden), aber auch an Gewässern, 

windgeschützten Waldrändern, Hecken, Baumreihen 

N 

Jynx torquilla Wendehals 

Besiedler alter, strukturreicher Obstwiesen und Gärten 

sowie baumreicher, klimatisch begünstigter Parkland-

schaften mit Alleen und Feldgehölzen; auf Ameisen spe-

zialisiert; kommt nur noch in halboffenen Heidegebieten 

und Magerrasen mit lückigen Baumbeständen vor, wo er 

in Specht- oder anderen Baumhöhlen brütet 

 

Lanius collurio Neuntöter 

Besiedelt extensiv genutzte Weiden, Bahndämme, struk-

turreiche Böschungen, Streuobstflächen, verbuschte Bra-

chen, größere Windwurfflächen sowie Truppenübungs-

plätze. Typischer Brutvogel halboffener Kulturlandschaften 

mit aufgelockertem Gebüschbestand, Einzelbäumen so-

wie insektenreichen Ruderal- und Saumstrukturen. Nah-

rungssuche in blütenreichen Säumen, schütter bewachse-

nen Flächen, Heiden, Magerrasen und blütenreichem 

Grünland. 

X 

Lanius excubitor Raubwürger 

Zur Brutzeit in offenem bis halboffenem Gelände mit 

eingestreuten Hecken, Baumreihen, Streuobstbeständen 

oder Gehölzen mit niedrigwüchsigen Kraut- und Grasflu-

ren, besonders in extensiv genutztem Grünland. Nest in 

hohen, dichten Bäumen und dornenreichen Büschen. Im 

Winter auch in weitgehend ausgeräumten Landschaften 

mit Feldmaus-Vorkommen. Einzelne Bäume oder z.B. 

auch Leitungen sowie Gebüsche müssen aber vorhanden 

sein. 

 

Locustella naevia Feldschwirl 

Habitatbindung an offenes Grünland mit einer mindes-

tens 20 - 30 cm hohen, dichten Krautschicht mit höheren 

Singwarten; in extensiven Feuchtwiesen, Verlandungszo-

nen, Pfeifengraswiesen und v. a. in Flussniederungen. 

Typische Standorte für Brutplätze sind Großseggensümpfe 

und Pfeifengraswiesen, schütteres, mit Gras durchwach-

senes Landschilf, lichte und feuchte Waldstandorte, Kahl-

schlagflächen oder stark verkrautete Waldränder sowie 

extensiv genutzte Felder und Weiden, Heiden- und Ru-

deralflächen. Regelmäßig in jungen Aufforstungen mit 

hohem Grasbestand 

 

Milvus migrans Schwarzmilan 

Brut in Laubwäldern. Baumbrüter, Horst hoch in Bäumen 

in lichten Beständen v. a. in Flussauen und in der Nähe 

von Feuchtgebieten; Nahrung besteht v. a. aus toten oder 

kranken Fischen, die von der Wasseroberfläche aufgele-

sen werden. Die Art jagt auch in der offenen Kulturland-

N 
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schaft 

Milvus milvus Rotmilan 

Besiedelt offene, reich gegliederte Landschaften mit Feld-

gehölzen und Wäldern, Nahrungssuche in Agrarflächen 

mit einem Nutzungsmosaik aus Wiesen und Äckern 

N 

Passer domesticus Haussperling 

Kulturfolger mit einer ausgeprägten Bindung an den 

Menschen. Bevorzugt im (ländlichen) Siedlungsbereich, 

an Einzelgehöften, aber auch in Stadtzentren, wo Grün-

anlagen mit niedriger Vegetation, Sträucher und Bäume 

sowie Nischen und Höhlen zum Brüten vorhanden sind  

N 

Passer montanus Feldsperling 

Besiedelt halboffene Agrarlandschaften mit einem hohen 

Grünlandanteil, Obstwiesen, Feldgehölze, Randlagen 

lichter Wälder, Parks sowie Friedhöfe und Gartenanla-

gen. Darüber hinaus in Randbereichen ländlicher Sied-

lungen, wo er Obst- und Gemüsegärten oder Parkanla-

gen besiedelt. Bevorzugte Nahrungshabitate sind Feld-

randstreifen und Ackerbrachen. Höhlenbrüter, Neststand 

überwiegend in Baumhöhlen wie in alten Spechthöhlen, 

Kopfweiden, Nistkästen sowie in Nischen an Gebäuden 

N 

Perdix perdix Rebhuhn 

Besiedelt offene, gerne auch kleinräumig strukturierte 

Kulturlandschaften mit Ackerflächen, Brachen und Grün-

ländern selten auch am Rand von Feldgehölzen. Wesent-

liche Habitatbestandteile sind Acker- und Wiesenränder, 

Feld- und Wegraine sowie unbefestigte Feldwege. Zur 

Nestanlage werden flächige Blühstreifen, Stilllegungsflä-

chen und Brachen benötigt. Nahrung überwiegend aus 

Grünpflanzenteilen, Wildkrautsämereien und Getreide-

körnern, zeitweise auch Insekten und -larven. 

 

Pernis apivorus Wespenbussard 

Lebt in strukturreichen Landschaften (v.a. mit alten lichten 

Laubholzbeständen, Trocken- und Magerstandorten sowie 

Feuchtgebieten); Baumbrüter, Horst in Laub- und Nadel-

bäumen, Nahrungsspezialist (Wespen, Käfer, Raupen, 

Amphibien). Nahrungssuche erfolgt in lichten Altholzbe-

ständen, sonnenbeschienenen Lichtungen, Waldwiesen, 

jungen lückigen Aufforstungen, Waldrändern, Heiden, 

Magerrasen, Extensivgrünland und Feuchtgebieten mit 

Amphibien (z. B. Gräben und Tümpel im Wald) 

 

Phoenicurus phoe-

nicurus 
Gartenrotschwanz 

Bewohnt halboffene Landschaften wie trockene, aufgelo-

ckerte Laub- (insb. Eichen-) und Kiefernwälder, Streu-

obstwiesen, Auenwälder und Kopfweidenbestände, Klein-

gärten, Parks mit altem Baumbestand, Friedhöfe im Sied-

lungsbereich sowie reich strukturierte Gärten und Wein-

berge. Entscheidend sind das Vorhandensein geeigneter 

Brutnischen, d.h. Höhlungen in alten Bäumen, und eine 

lückige Bodenvegetation zur Nahrungssuche 

 

Phylloscopus sibila-

trix 
Waldlaubsänger 

Bewohnt die Innenbereiche von Laub- und Laub-

mischwäldern. Benötigt einen lichten, krautarmen Bereich 

in den unteren 4 m mit wenig belaubten Ästen als Warten 

sowie einen gut belaubten Kronenbereich für die Nah-

rungssuche 

 

Picus canus Grauspecht 

besiedelt vielfältige Habitate wie Auwälder, Laub- und 

Mischwälder mittlerer Standorte und Streuobstbestände. 

Gebietsweise lebt er auch in Buchenwäldern, Bruch- und 

Ufergehölzen 
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Picus viridis Grünspecht 

Besiedelt lichte Laub-Altholzbestände mit umliegenden 

Grasflächen zur Nahrungssuche, vor allem Waldränder, 

Feldgehölze, Streuobstwiesen, Friedhöfe, Parks, Kleingar-

tenanlagen, Haine und große Gärten mit Baumbestand 

sowie Rasenflächen in Stadtrand-Siedlungsgebieten 

 

Saxicola rubetra Braunkehlchen 

Bewohner von überwiegend offenen, extensiv genutzten, 

mäßig feuchten Wiesen und Weiden, besonders in leich-

ter Hanglage. Auch versumpfte Wiesen und Ödland, 

Feuchtbrachen, feuchte Hochstaudenfluren sowie Moor-

randbereiche sowie nicht allzu dicht mit Schilf bewachse-

ne Großseggenbestände werden besiedelt  

 

Saxicola rubicola Schwarzkehlchen 

Habitatbindung an Offenland mit niedriger, geschlosse-

ner Vegetation und solitär stehenden Sträuchern, Stauden 

oder Pfählen als Warten (z. B. Brachen, Ödländer, Ab-

grabungsgebiete, Kippen, Sukzessions- und Ruderalflä-

chen, Saumbiotope, Moorränder, Weinberge, Kahlschlä-

ge, Heiden). Vielerorts werden wärmebegünstigte, trocke-

ne Standorte bevorzugt, das Schwarzkehlchen kommt 

aber auch in Grabenniederungen, Auen und Marschen 

vor. Als Bodenbrüter baut es sein Nest in kleinen Vertie-

fungen nach oben abgeschirmt (z. B. unter Grasbü-

scheln), bevorzugt an Böschungen. Landschaften mit 

einem hohen Anteil an extensiv bewirtschaftetem Grün-

land oder auch Ruderalflächen werden bevorzugt besie-

delt. 

 

Scolopax rusticola Waldschnepfe 

Lebt in ausgedehnten Laub-, Misch- und Nadelwäldern 

mit einer reichen Kraut- und Strauchschicht auf frischen 

Bodenstandorten. Für die Balz müssen Lichtungen und 

Schneisen vorhanden sein. Für die Nahrungssuche benö-

tigt die Art feuchte Bodenstellen, Tümpel, Pfützen oder 

kleine Wasserläufe 

 

Streptopelia turtur Turteltaube 

Brutvogel der halboffenen Kulturlandschaft in warm-

trockener Lage. Brut meist in Feldgehölzen, baumreichen 

Hecken und Gebüschen, an gebüschreichen Waldrän-

dern oder in lichten Laub- und Mischwäldern, gern an 

Gewässern (Auenwälder, Ufergehölze). Nahrungssuche 

auf Ackerflächen, Grünland und schütter bewachsenen 

Ackerbrachen. 

X 

Strix aluco Waldkauz 

Lebt in reich strukturierten Kulturlandschaften, lichten und 

lückigen Altholzbeständen in Laub- und Mischwäldern, 

Parkanlagen, Gärten oder Friedhöfen mit Baumhöhlen. 

Brütet in Baumhöhlen und Nistkästen, aber auch in unge-

störten Winkeln in Gebäuden (Dachböden, Kirchtürme, 

Scheunen etc.), seltener auf Greifvogel- und Rabenkrä-

henhorsten, in Erdhöhlen oder auf dem Waldboden. 

 

Sturnus vulgaris Star 

Lebt in lichten Laub- und Mischwäldern, v. a. in den 

Randbereichen. Ferner hält er sich in Feldgehölzen, 

Streuobstflächen, Parks und Friedhöfen sowie in Garten-

anlagen aller Art, auch in Weinbergen, und Alleen auf. 

Höhlenbrüter, der auf Naturhöhlen an Bäumen angewie-

sen ist; nimmt aber auch sehr gerne künstliche Nisthöhlen 

an. Brütet auch immer häufiger in Ortschaften, wo eben-

so alle erdenklichen Höhlen, Nischen und Spalten an 

Gebäuden besiedelt werden. Nahrungssuche in teils 

N 
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kurzrasigen Flächen wie Viehweiden oder auch Sportra-

sen, aber auch Obstanlagen, fruchtende Hecken, Gebü-

sche und Weinberg-Anlagen 

Sylvia curruca Klappergrasmücke 

Besiedelt vor allem halboffene, strukturreiche Landschaf-

ten mit Hecken und niedrigen Sträuchern. Auch an Wald-

rändern, an heckenbestandenen Dämmen und Hängen, 

in Gärten, Parks und auf Friedhöfen. Neststand in dorni-

gen Hecken und Sträuchern sowie in kleineren Nadel-

bäumen. Sucht Sträucher und niedere, gelegentlich auch 

höhere Bäume nach Nahrung ab. 

X 

Tyto alba Schleiereule 

Mäusejäger, bevorzugt in offenem strukturreichen Kultur-

land mit Feldgehölzen, Hecken, Gärten und Einzelbäu-

men. Geeignete Flächen zur Nahrungssuche sind Weg-

ränder, Raine, Gräben oder Wiesen am Waldrand. Sie 

brütet meist in störungsarmen Gebäuden mit dunklen 

Räumen wie Dachstühle in Kirchen, Türmen und Scheu-

nen. Die Art meidet geschlossene Waldgebiete 

N 

Vanellus vanellus Kiebitz 

Brutplatz in möglichst flachen und weithin offenen, 

baumarmen, wenig strukturierten Flächen ohne Neigung 

mit fehlender oder kurzer Vegetation zu Beginn der Brut-

zeit. Nahrung hauptsächlich Käfer, Schmetterlingsraupen, 

Spinnen, Würmer und kleine Schnecken sowie zeitweise 

Sämereien und Grünteile von Wiesenpflanzen 

 

 

Von den in der Tabelle 1 aufgeführten Arten können folgende das Plangebiet als Lebens-

raum oder Teillebensraum nutzen (grün eingefärbt): 

Säugetiere: Haselmaus, Großes Mausohr, Fransenfledermaus, Kleiner Abendsegler, 

Zwergfledermaus und Braunes Langohr. 

Vögel: Habicht, Sperber, Baumpieper, Waldohreule, Steinkauz, Uhu, Mäusebussard, Ku-

ckuck, Neuntöter, Mehl- und Rauchschwalbe, Turmfalke, Schwarz- und Rotmilan, Haus- 

und Feldsperling, Turteltaube, Star, Klappergrasmücke und Schleiereule. 

Säugetiere: 

Die genannten Fledermausarten können die Gehölzränder mit dem vorgelagerten Wiesen-

flächen im Rahmen ihrer Jagdaktivitäten nutzen. Der Verlust essenzieller Nahrungshabitate 

ist durch die Planungen nicht zu erwarten. Mögliche Quartierstrukturen (Keller, Höhlen-

bäume) sind im Plangebiet nicht vorhanden bzw. werden nicht überplant. Gehölzbereiche 

bleiben vollumfänglich erhalten. Das Eintreten artenschutzrechtlicher Tatbestände für Fle-

dermäuse ist daher auszuschließen. Die im Plangebiet entstehenden Gartenbereiche kön-

nen später voraussichtlich weiterhin für Fledermaus-Jagdaktivitäten genutzt werden.  

Des Weiteren sind Haselmaus-Vorkommen in der Hecke entlang der „Stroheicher Straße“ 

bzw. des daraus hervorgehenden Wirtschaftswegs wahrscheinlich. Die Lebensraumbedin-

gungen der Haselmaus werden dort erfüllt. 

Entscheidend für eine Besiedlung ist ein abwechslungsreicher Bestand an Gehölzen und 

krautigen Pflanzen. Bestandsränder und Schlagfluren mit fruchttragenden Gehölzen 
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(Brombeere, Himbeere, Hasel, Schlehe) charakterisieren den Lebensraum der Haselmaus. 

Da die Haselmaus sich vornehmlich kletternd fortbewegt, spielt die vorhandene Deckung 

(dichtes Buschwerk als Prädationsschutz) eine wesentliche Rolle.  

Haselmäuse leben ganzjährig im Bestand. Sie bauen ihre Nester in Baumhöhlen, aber 

auch frei in der Strauchschicht oder in Astquirlen. Als Nistmaterial dienen Gräser und Blät-

ter. Von Oktober bis April halten sie Winterschlaf in Erdhöhlen, zwischen Wurzeln oder an 

Baumstümpfen. 

Da die Gehölze entlang des östlichen Wirtschaftswegs vollumfänglich erhalten bleiben, 

sind für die Haselmaus keine Eingriffe zu erwarten.  

Vögel: 

Die Greifvogelarten Habicht Sperber, Mäusebussard, Turmfalke, Schwarz- und Rotmilan 

sowie Steinkauz, Uhu und Schleiereule nutzen die Offenflächen des Plangebiets möglich-

erweise als Streifgebiet bzw. zur Jagd auf Kleinsäuger (v. a. Mäuse) oder Singvögel. Dane-

ben sind Singvogelarten wie Haus- und Feldsperling, Rauch- und Mehlschwalbe sowie 

Stare rastend in den Gehölzen bzw. als Nahrungsgäste auf den Wiesenflächen zu erwar-

ten.  

Für die genannten Greifvogel-, Eulen- und Singvogelarten sind die artenschutzrechtlichen 

Tatbestände „Verletzung bzw. Tötung“, „erhebliche Störung“ (mit Auswirkungen auf die 

lokalen Populationen) und „Beschädigung bzw. Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten“ auszuschließen. Zwar kann ein Nahrungshabitat verloren gehen; aufgrund der 

relativen Strukturarmut bei lediglich kleiner Fläche (ca. 1.254 m²) ist dieses jedoch nicht 

als essenziell für den Erhalt des Populationszustands der Arten anzusehen.  

Als potenzielle Brutvögel in der Hecke am östlichen Plangebietsrand wurden Baumpieper, 

Waldohreule, Kuckuck (Brutschmarotzer), Neuntöter, Turteltaube und Klappergrasmücke 

identifiziert. Darüber hinaus können andere, ubiquitäre europäische Vogelarten als Brut-

vögel auftreten. 

Baumpieper legen ihre Nester am Boden unter Grasbulten oder Büschen an. Ab Ende Ap-

ril bis Mitte Juli erfolgt die Eiablage, Zweitbruten sind möglich. Spätestens im August sind 

die letzten Jungen flügge. 

Die Waldohreule brütet überwiegend in alten Nestern von Elstern und Rabenkrähen, aber 

auch von Greifvögeln, Ringeltauben, Graureihern und gelegentlich in Eichhörnchenko-

beln. Heckenbruten in der Höhe des Plangebiets sind aufgrund fehlender Bäume unwahr-

scheinlich. Südlich des Plangebiets, wo zunehmend Bäume in die Hecke eingestreut sind, 

sind Brutvorkommen der Waldohreule möglich.  

Der Kuckuck ist zwar ein Brutschmarotzer, hält sich aber vorwiegend in Gehölzen auf. Die 

Art besiedelt eine große Bandbreite von busch- und baumbestandenen Arealen, bevorzugt 

jedoch deutlich Laubwälder. Sobald mögliche Wirtsvögel im Bestand vorkommen können, 

sind Vorkommen des Kuckucks in den Gehölzen des Plangebiets ebenfalls möglich.  

Der Neuntöter ist ein Brutvogel reich strukturierter, offener bis halb offener Landschaften in 

thermisch günstiger Lage. Dazu gehören z. B. Heckenlandschaften, Trocken- und Mager-

rasen, frühe Stadien von Sukzessionsflächen, Windwurfflächen, Feldgehölze, Weinberge, 
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Streuobstwiesen, Ödländer, Moore, verwilderte Gärten usw. Die Nester befinden sich 

meist in bis zum Boden Deckung bietenden Hecken oder Gebüschen. In Rheinland-Pfalz ist 

der Neuntöter ein regelmäßiger Brutvogel, der das Brutgebiet im Winter verlässt. Da die 

Lebensraumbedingungen für die Art in der Nachbarschaft des Plangebiets erfüllt werden, 

können Bruten des Neuntöters in der östlichen Hecke an der „Stroheicher Straße“ nicht 

gänzlich ausgeschlossen werden. Sie sind jedoch relativ unwahrscheinlich.  

Als Gebüsch- und Baumbrüter besiedelt die Turteltaube v. a. Kulturland mit Hecken und 

Baumreihen, kommt im Vergleich mit den Sperlingsarten jedoch relativ selten vor. Opti-

malhabitate der Turteltaube sind, auch aufgrund ihrer klimatischen Begünstigung, bra-

chenreiche Weinbergslandschaften. Nisthabitate sind dichte Gebüsche, Feldgehölze, 

Waldränder oder Wälder, wenn Lichtungen vorhanden sind. Oft wird Gewässernähe be-

vorzugt (Auwälder, Ufergehölze; tägliches Trinken notwendig), weiterhin auch große Gär-

ten, Parkanlagen o. ä.. Die Lebensraumbedingungen der Art werden im Plangebiet und 

den angrenzenden Flächen erfüllt. Turteltauben brüten ab Mitte Mai bis Mitte Juli.  

Die Klappergrasmücke ist ein typischer Bewohner halboffener, reich strukturierter Kultur-

landschaften sowie des dörflichen Umfelds. Bevorzugte Lebensräume sind gebüsch- und 

heckenreiche Areale von Waldrändern, Lichtungen und Kahlschlägen sowie Feldgehölze 

und Gebüschkomplexe. Brutvorkommen der Klappergrasmücke im Plangebiet sind daher 

möglich. Die Brutzeit dauert von Anfang Mai bis Anfang Juni.  

Zerstörungen und Beschädigungen von Gelegen bzw. Tötungen und Verletzungen von in 

Gebüschen brütenden Vögeln treten nicht ein, da die Hecke am östlichen Grundstücks-

rand vollständig erhalten bleibt.  

Generell lassen sich Tötungen und Verletzungen von Vögeln vermeiden, wenn Gehölze 

außerhalb der Brutzeiten entfernt werden. Nach § 39 Abs. 5 BNatSchG dürfen Gehölze 

nur im Zeitraum zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar des Folgejahres gerodet 

werden.  

Zum Schutz der am Boden brütenden Arten Baumpieper und Neuntöter ist der Wiesenauf-

wuchs im Randbereich der Hecke im Jahr der Bautätigkeiten bis zum Beginn der Bauarbei-

ten durch regelmäßiges Mähen in einem Abstand von ca. 3 Wochen kurz zu halten, um 

die Anlage von Gelegen zu verhindern. 

Da die Gehölzstrukturen im Plangebiet und in den angrenzenden Bereichen erhalten blei-

ben, werden die Habitatfunktionen der Fortpflanzungs- und Ruhestätten für Gebüschbrüter 

weiterhin erfüllt. Vorhabenbedingte, erhebliche Störungen von Vogelarten mit negativen 

Auswirkungen auf die lokalen Populationen der Arten sind nicht zu erwarten.  

Für am Boden brütende Arten kann von Verlagerungsmöglichkeiten im Bereich des ökolo-

gischen Funktionszusammenhangs der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten, d. h. im Bereich 

der lokalen Populationen der betrachteten Vogelarten ausgegangen werden. 

Fazit: 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass nach Maßgabe der Vorprüfung artenschutzrecht-

lich relevante Tatbestände mit hinreichender Sicherheit auszuschließen sind. 

Traben-Trarbach, im Oktober 2022 
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SITZUNGSVORLAGE 
 
 
Fachbereich: Organisation und Finanzen Datum: 15.02.2023 

Aktenzeichen: 1/11111-37 - fa Vorlage Nr. 1-0110/23/37-001 
 

Beratungsfolge Termin Status Behandlung 

Ortsgemeinderat    öffentlich Entscheidung 

 

Kommunaler Klimapakt Rheinland-Pfalz - Beitritt der Ortsgemeinde 
 
Sachverhalt: 
 
1. Gegenstand und Ziel des Beschlusses …  
… ist der Beitritt zum Kommunalen Klimapakt Rheinland-Pfalz (KKP). Dieses Angebot wurde von den kom-
munalen Verbänden und dem Land ausgearbeitet. Mit dem Beitritt verpflichtet sich eine Kommune, ihre 
Aktivitäten im Bereich des Klimaschutzes (Reduktion der Treibhausgasemissionen bzw. Ausbau von CO2-
Senken) bzw. der Anpassung an die Klimawandelfolgen (Hitze, Dürre, Starkregen usw.) zu forcieren und 

besonders ambitioniert vorzugehen.  
 
Hierzu benennt jede Kommune bis zu fünf Ziele bzw. Maßnahmen, die sie in Angriff zu nehmen beabsich-
tigt. Diese Ziele/Maßnahmen sind Grundlage für eine individuelle Beratung, die für jede beitretende Kom-
mune zur Umsetzung von Maßnahmen zusätzlich über den KKP vom Land angeboten wird. 
 
Die verbandsangehörigen Städte und Gemeinden geben keine eigene Beitrittserklärung ab, sondern sind als 
Anlage zu der Beitrittserklärung der Verbandsgemeinde zu führen (siehe Anlage 4 – Beitrittserklärung – 
letzte Seite).  
 
2. Allgemeiner Hintergrund  
Im Rahmen des Pariser Klimaschutzabkommens hat sich das Land Rheinland-Pfalz zum Ziel gesetzt, die 
Emissionen an Treibhausgasen drastisch zu reduzieren und bis spätestens 2040 (lt. Koalitionsvertrag) kli-
maneutral zu werden – und damit dazu beizutragen, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf 
1,5 Grad Celsius zu begrenzen. Zudem gilt es, die Folgen des Klimawandels durch geeignete und wirksame 
Anpassungsmaßnahmen zu bewältigen. 
 
Dazu bedarf es erheblicher Anstrengungen auf allen politischen und gesellschaftlichen Ebenen, auch und 
insbesondere auf der kommunalen Ebene. Denn auf dieser Ebene werden die konkreten Rahmenbedingun-
gen für die notwendigen Maßnahmen gesetzt, insbesondere in den Bereichen Bauleitplanung, Erzeugung 
erneuerbarer Energien sowie Mobilität / ÖPNV. 
 
Die Kommunalen Spitzenverbände, der Verband kommunaler Unternehmen (VkU), die Energieagentur 
Rheinland-Pfalz und das Land haben sich daher darauf verständigt, den Kommunalen Klimapakt einzurich-
ten. Grundlage hierfür ist die Gemeinsame Erklärung vom 29. November 2022 (Anlage 1). 
 
3. Eckpunkte des Kommunalen Klimapakts 
Der Kommunale Klimapakt besteht im Kern aus einem gegen-
seitigen Leistungsversprechen: Die beitretenden Kommunen 
forcieren ihr Engagement im Klimaschutz und bei der Anpas-
sung an die Klimawandelfolgen und bekennen sich zu den 
Klimaschutzzielen des Landes. Im Gegenzug fördert und be-
gleitet die Landesregierung die Kommunen bei der Umsetzung 
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ihrer Maßnahmen mit passgenauen Angeboten und Leistungen. Der Kommunale Klimapakt wurde zunächst 
für die Jahre 2023 und 2024 vereinbart, ist aber auf Dauer angelegt und soll 2024 für die Folgejahre mit 
allen Beteiligten fortgeschrieben werden. 
 
4. Bisherige Aktivitäten  
Die Verbandsgemeinde Gerolstein hat bereits eine Reihe von Maßnahmen zum Klimaschutz bzw. zur Kli-
mawandelanpassung umgesetzt bzw. deren Umsetzung eingeleitet; hervorzuheben sind insbesondere  
➢ Energetische Sanierung von Gebäuden der VG Gerolstein (beispielhaft seien aufgeführt: Turnhallen 

Jünkerath, Lissendorf, Stadtkyll, Rathaus Hillesheim, Teile der RS+ in Jünkerath und Hillesheim) 
➢ Nutzung von alternativen Energieträgern (z. B. Installation von Hackschnitzelanlagen in verschiedenen 

Gebäuden der VG) 
➢ Teilfortschreibung des FNP Gerolstein für erneuerbare Energien (mit der Ausweisung von weiteren 

Eignungsflächen Windenergie, Steuerungsrahmen im Bereich der FF-PVA) 
➢ Erstellung von Hochwasser- und Starkregenschutzkonzepten - HWSK (für alle Gemeinden der VG Gerol-

stein soll ein HWSK erstellt werden, wobei für ¾ der Gemeinden bereits Aufträge erteilt worden sind) 
➢ Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED 
➢ und vieles mehr… 
 
5. Verstärktes Engagement im Rahmen des Kommunalen Klimapakts 
Mit dem Beitritt zum Kommunalen Klimapakt ist die Selbstverpflichtung verbunden, unsere Aktivitäten 
sowohl im Klimaschutz als auch in der Anpassung an Klimawandelfolgen über das bisherige Maß hinaus zu 
verstärken. Hierzu benennt jede Kommune mit dem Beitritt bis zu fünf Ziele bzw. Maßnahmen, die sie zu 
diesem Zweck zu verfolgen bzw. in Angriff zu nehmen beabsichtigt. Für die Verbandsgemeinde Gerolstein 
kommen folgende Ziele/Maßnahmen in Betracht: 
 

1) Klimaschutzstrategie /-konzept für die VG Gerolstein einschl. Optimierung der verwaltungsinternen 
Abläufe 

2) Einführung / Optimierung eines systematischen Energiemanagements 
3) Realisierung / Beteiligung / Betreibung von Erneuerbare Energien-Anlagen 
4) Unterstützung und Schaffung von attraktiven Maßnahmen im Bereich der Mobilität in der VG Ge-

rolstein  
5) Energetische Sanierung / Optimierung von Gebäuden. 

 
(Die v. g. Ziele / Maßnahmen sind in der Anlage 2 näher beschrieben und erläutert, warum wir gerade diese 
Maßnahmen priorisieren – ein Orientierungsrahmen des Landes ist als Anlage 3 beigefügt). 
 
Diese Ziele bzw. Maßnahmen werden nach dem Beitritt im Zuge des exklusiv für die „KKP-Kommunen“ zur 
Verfügung stehenden Beratungsangebots nochmals im Einzelnen besprochen, dabei im jeweiligen kommu-
nalen Kontext eingeordnet und priorisiert, je nach Bedarf auch modifiziert, revidiert oder ergänzt, um im 
Ergebnis ein Paket an wirksamen, effektiven und auch im Hinblick auf den finanziellen Aufwand effizienten 
Maßnahmen in die Umsetzung zu bringen und so einen bestmöglichen Beitrag zur zeitnahen Reduktion der 
Treibhausgasemissionen bzw. zur Anpassung an Klimawandelfolgen zu leisten.  
 
Das Ergebnis dieser Beratung wird im Nachgang nochmals in den kommunalen Gremien beraten und die 
dann noch erforderlichen Folgebeschlüsse gefasst. 
 
Um diesen Beratungs- und Umsetzungsprozess optimal zu unterstützen, wird die Verwaltung entsprechen-
de personelle Kapazitäten und organisatorische Ressourcen und Infrastruktur bereitstellen sowie in der 
Beitrittserklärung eine zentrale Ansprechperson in der Verwaltung benennen und deren Stellvertretung 
sicherstellen. Dies werden in der Verbandsgemeinde zunächst Arno Fasen und als Vertretung Oliver 
Schwarz sein. 
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Der Bau-, Planungs- und Umweltausschuss hat dem Verbandsgemeinderat in seiner Sitzung am 06.02.2023 
den Beitritt der Verbandsgemeinde Gerolstein zum Kommunalen Klimapakt zu den genannten Rahmenbe-
dingungen empfohlen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ortsgemeinderat fasst folgenden Beschluss: 
 
Die Ortsgemeinde tritt dem Kommunalen Klimapakt bei. Damit verpflichtet sie sich, ihre Aktivitäten sowohl 
im Klimaschutz als auch in der Anpassung an Klimawandelfolgen zu verstärken und dabei ambitioniert vor-
zugehen. Sie benennt dazu folgende Ziele und Maßnahmen und bringt diese in das weitere Verfahren ein: 
 

6) Klimaschutzstrategie /-konzept für die VG Gerolstein einschl. der Städte / Ortsgemeinden 
7) Einführung / Optimierung eines systematischen Energiemanagements für die Gebäude der Ge-

meinde 
8) Realisierung / Beteiligung / Betreibung von Erneuerbare Energien-Anlagen 
9) Unterstützung und Schaffung von attraktiven Maßnahmen im Bereich der Mobilität in der Gemein-

de 
10) Energetische Sanierung / Optimierung von Gebäuden. 

 
(Alternativ: hier Ziele eintragen und gleiche Anzahl oben streichen– Achtung max. 5 Ziele): 
 

 

 

 

 
 
Auf dieser Basis wird die Verwaltung beauftragt, 
➢ die Beitrittserklärung der Gemeinde (letzte Seite – Anlage 4) gemäß diesem Beschluss in der vorgegebe-

nen Form zeitnah an das MKUEM abzugeben, 
➢ zu prüfen, welche der über den KKP zur Verfügung stehenden Beratungsangebote in Anspruch genom-

men werden sollen und diese zeitnah und proaktiv anzufordern sowie  
➢ entsprechende personelle Kapazitäten und organisatorische Ressourcen und Infrastruktur bereitzustel-

len, um den Beratungs- und Umsetzungsprozess zu unterstützen. 
 
 
 
 
Anlage 1 - Gemeinsame Erklärung zum KKP 
Anlage 2 - KKP - Ziele u. Maßnahmen VG 
Anlage 3 - Orientierungshilfe Massnahmen KKP 
Anlage 4 - Beitrittsformular Klimapakt 
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I.	 Ausgangssituation

Die wachsende Zahl und die Intensität der Extremwetterereignisse machen deutlich, dass der glo-
bale Klimawandel bereits drastische Auswirkungen auf Menschen und Umwelt entfaltet. Umso 
größer ist die Notwendigkeit, umfangreiche Maßnahmen zum Klimaschutz und zum Erhalt der Bio-
diversität und der Ökosystemdienstleistungen zu ergreifen, um den weltweiten Temperaturanstieg 
auf unter 2 Grad, wenn möglich 1,5 Grad zu begrenzen und damit die Folgen des Klimawandels 
noch einzudämmen. Zugleich müssen Schritte zur Anpassung an die bereits auftretenden und zu-
künftig zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels eingeleitet werden. Damit stehen alle 
klimawirksamen Emissionen und Anpassungspotenziale im Fokus. Dabei fällt den Kommunen eine 
Schlüsselrolle zu, denn die Maßnahmen müssen lokal umgesetzt werden. 

Zahlreiche Kommunen in Rheinland-Pfalz haben die Notwendigkeit und Dringlichkeit des Handelns 
erkannt und engagieren sich daher bereits seit vielen Jahren bei der Erarbeitung kommunaler Kon-
zepte und der Umsetzung der Maßnahmen. Es fehlt jedoch häufig an den notwendigen Rahmenbe-
dingungen und Ressourcen, an etablierten Prozessen und Strukturen sowie an einer klimaschutzori-
entierten Genehmigungspraxis, um ambitionierten Klimaschutz vor Ort effizient umsetzen zu 
können. Einige Kommunen benötigen bei der Umsetzung einer systematischen Bewältigung der 
anstehenden Probleme im Zusammenhang mit Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfol-
gen mehr Unterstützung.

Die Regierungsparteien haben sich auf Initiative der kommunalen Seite im Koalitionsvertrag 2021–
2026 zum Ziel gesetzt, die Kommunen mit einem Kommunalen Klimapakt (KKP) noch stärker und 
ressortübergreifend zu unterstützen, um gemeinsam das Ziel „Klimaneutrales Rheinland-Pfalz“ 
(2035–2040) zu erreichen. Das Land betrachtet dabei die Finanzierung des kommunalen Klima-
schutzes und der Anpassung an die Klimawandelfolgen als eine Investition in eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung zur Steigerung der regionalen Wertschöpfung und zur Sicherung des Wirt-
schaftsstandortes Rheinland-Pfalz.

Die kommunalen Spitzenverbände (KSV), die Energieagentur RLP (EARLP), der Verband kommunaler 
Unternehmen (VKU) und die Landesregierung einschließlich ihres Kompetenzzentrums für Klima-
wandelfolgen (RLP-KfK) haben sich daher darauf verständigt, gemeinsam einen Kommunalen Kli-
mapakt einzurichten, um die Kommunen bedarfs- und wirkungsorientiert bei der Umsetzung von 
Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Klimawandelfolgen im Sinne einer Quer-
schnittsaufgabe zu unterstützen.
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II.	Kernelemente des Kommunalen Klimapakts

Die unterzeichnenden Parteien haben folgendes gemeinsames Verständnis über die Grundstruktur 
und die Eckpunkte für die Ausgestaltung des Kommunalen Klimapakts:

�� Der Kommunale Klimapakt besteht im Kern aus einem gegenseitigen Leistungsversprechen: Die 
beitretenden Kommunen forcieren ihr Engagement im Klimaschutz und in der Anpassung an 
die Klimawandelfolgen und bekennen sich zu den Klimaschutzzielen des Landes (Landesgesetz 
zur Förderung des Klimaschutzes, Zukunftsvertrag Rheinland-Pfalz 2021-2026, Klimaneutrales 
RLP im Korridor 2035-2040), entlang gemeinsam definierter Handlungsfelder (vgl. Anlage 1). 
Im Gegenzug unterstützt das Land die Kommunen durch konkrete und bezogen auf die jewei-
lige Ausgangslage zugeschnittene zusätzliche Unterstützungsleistungen dabei, ihre Maßnahmen 
effizient umsetzen zu können. 
Davon ausgehend identifizieren die Kommunen anhand ihrer räumlichen Situation und lokalen 
Struktur die für sie geeignetsten Maßnahmen.

�� Der Beitritt zum Kommunalen Klimapakt ist für alle Landkreise, kreisfreien sowie kreisangehö-
rigen Städte, Verbands- und Ortsgemeinden auf freiwilliger Basis möglich und erfolgt durch die 
Abgabe einer entsprechenden Erklärung. Ein Beitritt wird ab dem 1. Quartal des Jahres 2023 
möglich sein. Der Beitritt von Ortsgemeinden muss über die Verbandsgemeindeverwaltung ge-
bündelt erfolgen.

�� Der Kommunale Klimapakt ist kein statisches Gebilde, sondern vielmehr ein kontinuierlicher 
Prozess. Daher wird er stufenweise fortgeschrieben und in Form aufeinander aufbauender Pha-
sen wirksam. Dies immer dem Verständnis folgend, dass Klimaschutz und Anpassung an die Kli-
mawandelfolgen sowohl auf Landesals auch auf kommunaler Ebene Querschnittsaufgaben sind, 
die ein systematisches, mutiges Vorgehen aller staatlichen und gesellschaftlichen Ebenen erfor-
dert. Der Fortschreibungszyklus richtet sich nach dem Unterstützungsbedarf sowie nach der 
Aufstellung des Landeshaushaltes.

�� Noch im Jahr 2022 startet die erste Phase des Kommunalen Klimapakts für die Kommunen mit 
der Vorbereitungsphase für den Beitritt zum Kommunalen Klimapakt zum 1. Quartal 2023. Ab 
2023 soll der Klimapakt auf Basis des Landeshaushalts 2023/24 dann seine unmittelbare Wir-
kung entfalten. Für den Zeitraum ab 2025 setzen sich alle Beteiligten gemeinsam das Ziel, den 
Kommunalen Klimapakt nach einer Evaluierung der ersten beiden Phasen in eine dritte Phase 
zu führen, nach den sich dann ergebenden Erfordernissen.

�� Die konkrete Ausarbeitung der einzelnen Phasen ist Aufgabe einer bereits etablierten Arbeitsge-
meinschaft, die sich aus Vertreterinnen und Vertretern der beteiligten Partner zusammensetzt 
(KKP Arbeitsgruppe). Die Abstimmung zwischen den Ressorts der Landesregierung erfolgt fe-
derführend durch das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität.
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III. Starterphase 2022/2023 (Erste Phase)

Ziel dieser ersten Phase ist der schnellstmögliche Einstieg in den Kommunalen Klimapakt auf Basis 
der für 2022 und für 2023 verfügbaren Ressourcen und Haushaltsmittel. Die Kommunen können ab 
dem 1. Quartal 2023 an dem Klimapakt teilnehmen; die Teilnahme setzt insbesondere einen Rats-
beschluss voraus, mit dem sich die Kommune verpflichtet, ihre Anstrengungen im Hinblick auf die 
Klimaschutzziele des Landes weiter zu verstärken und – je nach individueller Ausgangslage – schritt-
weise weitergehende und über das Bisherige hinausgehende Maßnahmen zur Reduktion von Treibh-
ausgasemissionen und zur Anpassung an die Klimawandelfolgen zu ergreifen.

Bereits für das Haushaltsjahr 2022 stellt das Land für die Ausgestaltung und Umsetzung des Kom-
munalen Klimapaktes Finanzmittel in Höhe von 4 Mio. EUR zur Verfügung, um beispielsweise fol-
gende Maßnahmen vorzubereiten:

�� Entwicklung einer Online-Plattform (inkl. Beratungs- und Förderübersicht).

�� Das Land nimmt eine Evaluation der ordnungspolitischen Rahmenbedingungen für die kommu-
nalen Aktivitäten zu Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen in Bezug auf rele-
vante Hemmnisse und potenzielle Optimierungsansätze vor. Hierfür wird eine systematische 
Analyse der Regelwerke des Landes vorgenommen, um rechtliche Hemmnisse und Zielkonflikte 
bei der Umsetzung der Maßnahmen zu Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen 
identifizieren zu können. Die KSV werden an der Evaluation beteiligt.  
Angestrebt wird unter Einbindung der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD), transpa-
rente Kriterien darzustellen, damit Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Kli-
mawandelfolgen auch von finanzschwachen Kommunen unter Berücksichtigung der Anforde-
rungen der Kommunalaufsicht erfolgreich umgesetzt werden können.

Zum 1. Quartal 2023 entfaltet der Kommunale Klimapakt seine unmittelbare Wirkung:

�� Das Land fördert teilnehmende Kommunen gezielt und baut bedarfsorientierte Beratungsange-
bote (Förderung, Vergabe, Umsetzungsplanung) bei der EARLP und dem RLP-KfK zusätzlich aus- 
bzw. neu auf (Anlage 2). Die teilnehmenden Kommunen werden Schritt für Schritt von diesen 
Beratungs- und Fördermaßnahmen profitieren können.

�� Das Land, die EARLP und das RLP-KfK erstellen standardisierte Instrumente und Hilfestellungen 
wie Leitfäden und Auslegungshilfen mit teilnehmenden Kommunen. Diese werden weiteren 
Kommunen zur Verfügung gestellt.

�� Eine effiziente und transparente Projektsteuerung für den Kommunalen Klimapakt wird aufge-
baut. Ziel ist eine zügige und unbürokratische Umsetzung des KKP.
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Innerhalb des Kommunalen Klimapaktes erfolgt dabei auch eine systematische Bestandsaufnahme, 
Analyse und Evaluierung der bestehenden Landesförderprogramme im Bereich Klimaschutz und 
Anpassung an die Klimawandelfolgen bezüglich der Fördergegenstände, des Fördervolumens und 
der Förderverfahren. Bewertet werden soll u. a. die Effizienz der Maßnahmen in Bezug auf den Mit-
teleinsatz, die Relevanz, die Klimawirkung und der Praxisbezug der Maßnahmen sowie die Praktika-
bilität der Verwaltungsvorschriften. Die Ergebnisse der Evaluation sollen inklusive konkreter Hand-
lungsempfehlungen zeitnah vorliegen. Bei der Weiterentwicklung der Förderangebote des Landes 
soll der Fokus auf einem unbürokratischen und transparenten Mitteleinsatz liegen. Neue Förderge-
genstände sind bedarfsorientiert anzulegen. Die KSV werden in die Prozesse eingebunden.

IV. Fortschreibung 2023/2024 (zweite Phase)

Die zweite Phase hat zum Ziel, die Umsetzung von Maßnahmen mit wirksamem Klimaschutz bzw. 
Anpassung an die Klimawandelfolgen einzuleiten bzw. weiter voranzubringen. Wesentlich ist dabei 
die gezielte Umsetzung von Maßnahmen zu den beschriebenen Handlungsfeldern in den teilneh-
menden Kommunen sowie deren meilensteinbasierte Planung und Steuerung im Rahmen von indi-
viduellen Klimaschutzfahrplänen. Dabei werden die Kommunen fachlich kompetent und umset-
zungsorientiert durch die EARLP sowie das RLP-KfK und deren Kooperationspartner unterstützt.

Ein besonders ambitioniertes Vorgehen von Kommunen wird dabei auch durch verstärkte Unter-
stützungsangebote angereizt bzw. honoriert. Dazu erarbeitet die KKP Arbeitsgruppe Qualitätsstu-
fen, welche die unterschiedlichen Ausgangsniveaus der Kommunen widerspiegeln und pro Stufe 
Beratungs- und Förderleistungen des Landes abbilden. Zusätzlich wird angestrebt, dass zukünftig 
bei ausgewählten Förderprogrammen im Bereich Klimaschutz und Klimawandelfolgenanpassung die 
Klimapakt Kommunen je nach Qualitätsstufe eine erhöhte Förderquote erhalten sollen.

Klimaschutz funktioniert nicht zum Nulltarif. Zahlreiche Maßnahmen sind mit kostenintensiven 
Investitionen verbunden. Viele kommunale Leistungen werden daher durch Fördermittel der EU, des 
Bundes und des Landes flankiert. Über die etablierten Förderprogramme hinaus hat die Landesre-
gierung angekündigt, die Kommunen bei ihren Investitionen in den Klimaschutz und in die Anpas-
sung an die Klimafolgen zu unterstützen. Sie wird für die Haushaltsjahre 2023/24 Fördermittel von 
zusätzlich 250 Millionen Euro zur Verfügung stellen (Kommunales Investitionsprogramm), damit 
Kommunen weitere Klimainvestitionen tätigen können. Die Fördermittel sollen allen Kommunen 

– unabhängig von der Teilnahme am Kommunalen Klimapakt unbürokratisch ausgezahlt werden und 
weiteren Kommunen zusätzlich über ein Wettbewerbsverfahren zugutekommen. Die Klimapakt 
Kommunen erhalten im Rahmen des Investitionsprogramms Unterstützung bei der Initialisierung 
und Planung der Maßnahmen des Klimaschutzes und der Anpassung an die Klimawandelfolgen zum 
effizienten und strukturierten Einsatz der Mittel.
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Der Umsetzungsfortschritt und die Zielerreichung des Kommunalen Klimapaktes wird in regelmä-
ßigen KKP Arbeitsgruppensitzung festgestellt und erörtert. Die Umsetzung der Zuwendungen wird 
wie oben aufgeführt von den am Prozess Beteiligten auf ihre Wirkung bezogen geprüft und nach 
Durchführung der Maßnahmen evaluiert. Die KKP Arbeitsgruppe entwickelt auf dieser Basis die 
Meilensteine, Ziele und Strategien des Kommunalen Klimapaktes kontinuierlich weiter und koordi-
niert sich bezüglich der externen Kommunikation.

Die Eckpunkte für die Fortschreibung 2023/2024 geben die Vereinbarungen der Parteien zum Zeit 
punkt der Unterzeichnung des Kommunalen Klimapakts wieder. Je nach der Entwicklung des Be-
darfs und der aktuellen Situation werden ggf. Maßnahmen angepasst bzw. weitere Maßnahmen 
durch die Partner des Kommunalen Klimapaktes vereinbart. Dazu erfolgen regelmäßige Gespräche 
im Rahmen der KKP Arbeitsgruppe.

V.	Absichtserklärung Fortschreibung 2025

Die ersten beiden Phasen des Kommunalen Klimapakts 2022/23 und 2023/24 sollen als Grundlage 
für eine dritte Fortschreibung evaluiert werden. Die Kriterien hierfür werden kontinuierlich späte-
stens aber Ende 2023 gemeinsam entwickelt.

Die Partner des Kommunalen Klimapaktes werden die Ergebnisse der Evaluation sowie alle weiteren 
Entwicklungen bei der Fortschreibung berücksichtigen, um ein bedarfsgerechtes Angebot erstellen 
zu können.
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VI. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt zum 29. November 2022 in Kraft. Die Partner vereinbaren, dass der 
Kommunale Klimapakt zunächst bis nach Ablauf der zweiten Phase (Ende 2024) gilt. Für die Zeit 
danach wird eine Fortschreibung mit langfristiger Perspektive angestrebt, um die Daueraufgaben 
des Klimapakts kontinuierlich meistern zu können. Zum Ende einer jeden Phase wird der Umset-
zungsstand sowie die Zieler- reichung in der KKP Arbeitsgruppe evaluiert und das weiteren Vorge-
hen sowie die Planungen gemeinsam angepasst.

gez. Katrin Eder

Staatsministerin, Ministerium für  
Klimaschutz, Umwelt, Energie und 
Mobilität Rheinland-Pfalz 
 
 
 
 
gez.Michael Hauer

Staatssekretär, Ministerium für Klima-
schutz, Umwelt, Energie und Mobilität 
Rheinland-Pfalz 
 
 
 
 
gez. Daniela Schmitt

Staatsministerin, Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau Rheinland-Pfalz 
 
 
 
 
gez. Michael Ebling

Staatsminister, Ministerium des Innern 
und für Sport Rheinland-Pfalz

gez. David Langner

Vorsitzender des Vorstands, Städtetag 
Rheinland-Pfalz 
 
 
 
 
 
gez. Aloysius Söhngen

Landesvorsitzender, Gemeinde- und 
Städtebund Rheinland-Pfalz 
 
 
 
 
 
gez. Achim Schwickert

Vorsitzender des Vorstands,  
Landkreistag Rheinland-Pfalz 
 
 
 
 
 
gez. Wolfgang BühringVKU

Vorsitzender des Vorstands, Verband 
kommunaler Unternehmen e. V.,  
Landesgruppe Rheinland Pfalz 
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Anlage 1– Handlungsfelder Kommunaler Klimapakt

Wesentliche Herausforderungen und Handlungsfelder im Rahmen eines Kommunalen Klima-
paktes Rheinland-Pfalz

Vorbemerkung: Viele Kommunen sind bereits aktiv im Bereich Klimaschutz und Anpassung an die 
Klimawandelfolgen und bringen Eigenmittel und eigene Ressourcen ein.

Die Arbeitsgruppe Kommunaler Klimapakt hat für den Klimaschutz und die Anpassung an die 
Klimawandelfolgen Handlungsfelder identifiziert, in denen die Kommunen, das Land, der Bund 
und die EU sukzessive tätig werden müssen, um die Herausforderungen des Klimawandels zu 
meistern (u. a. Klimaschutzziele Land, Bund, EU).

Zur Erreichung der ambitionierten Klimaschutzziele und zur effizienten Gestaltung der nachfol-
gend vorskizzierten Handlungsfelder benötigen die Kommunen zusätzliche und nachhaltige di-
rekte sowie indirekte finanzielle als auch strukturelle Unterstützung durch das Land, die EU, den 
Bund, die Wirtschaft – zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang auch die bestehende 
strukturelle Unterstützung durch die kommunalen Spitzenverbände.	

Handlungsfeld Wichtigste Handlungsbedarfe

1.	 Strukturelle Voraus-
setzungen in den 
Kommunen/den kom-
munalen Verwal-
tungen

Organisatorische Implementierung als kommunale Querschnittsauf-
gabe

Personal: Personelle Verstetigung und Verstärkung auf fachlicher 
und konzeptioneller Ebene, u. a. nach auslaufender Bundesförderung

Konzepte: Erstellung/Fortschreibung kommunaler Klimastrategien/
Klimafahrpläne und dazugehörige Fachberatung

Finanzen: Finanzielle Verstärkung und Entwicklung neuer Finanzie-
rungsmöglichkeiten; Abstimmung Kommunalaufsicht, Flexibilisierung 
der Haushalte an Projektförderung (Bund/EU)

2.	 Instrumente (opera-
tive Ebene)

Implementierung bereits vorhandener Instrumente und deren Wei-
terentwicklung sowie Einführung neuer Instrumente, insbesondere 
ein flächendeckendes kommunales Energiemanagement



GEMEINSAME ERKLÄRUNG

9

Handlungsfeld Wichtigste Handlungsbedarfe

3.	 Organisations- und 
Geschäftsmodelle für 
kommunale Klima-
Projekte

Unterstützung bei Entwicklung und Umsetzung (ggf. neuer) Organi-
sations- und Geschäftsmodelle für Projekte in einzelnen Fokusbe-
reichen (Bsp. Energiegesellschaften, interkommunale Kooperationen, 
AÖR, PPP und Kooperationen v.a. im Bereich EE, Gebäude, Verkehr, 
Wasserstoff etc.)

4.	 Nachhaltige Finanzie-
rungsinstrumente

Verbesserung und Ausbau der Finanzierung kommunaler Klimaschutz- 
und Klimawandelfolgenanpassungsmaßnahmen

Entwicklung neuer Finanzierungsmöglichkeiten (z. B. Intracting, Nah-
verkehrsabgabe)

Schaffung von Finanzierungs-Modellen auf Basis Lebenszykluskosten-
rechnung inklusive Berücksichtigung einheitlicher CO2-Folgekosten

5.	 Klimagerechte Bau-
leitplanung

Unterstützung bei der stärkeren Berücksichtigung von Klimaschutz- 
und Klimawandelfolgenanpassungsaspekten in der kommunalen 
Bauleitplanung (u. a. Flächeninanspruchnahme) im Rahmen der bau-
planungsrechtlichen Abwägung

Aufzeigen von Best-Practice-Beispiele

Überprüfung vorhandener / Vorgabe neuer raumordnerischer Ziele 
und Grundsätze mit Bezug zu (kommunalem) Klimaschutz und An-
passung an die Klimawandelfolgen.

6.	 Klimagerechte Kom-
munalentwicklung

(Fachliche und finanzielle) Unterstützung insbesondere bei den fol-
genden Handlungsfeldern:

Umsetzung einer klimagerechten Verkehrsentwicklung, u. a. Stärkung 
des Umweltverbunds, Aufbau Ladeinfrastruktur, nachhaltige City-Lo-
gistik, klimaorientierte Verkehrsplanung, etc.

Stärkung der grünen, blauen und beigen Infrastruktur

Stärkung der Klimaresilienz der KommunalwälderEtablierung einer 
nachhaltigen und klimafreundlichen Kreislaufwirtschaft/Baumaßnah-
menAnpassung der Ver- und EntsorgungsinfrastrukturHochwasser- 
und Starkregenvorsorge, Erstellung von örtlichen Hochwasser- und 
Starkregenvorsorgekonzepten

Hitzeschutz im öffentlichen Raum und Erarbeitung von Akutmaßnah-
men im Sinne eines Hitzeaktionsplans (unter Berücksichtigung von 
Worst-Case-Szenarien)

Entwicklung konzeptioneller Grundlagen für Maßnahmenplanung

Naturnahe, klimaresiliente Renaturierung
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Handlungsfeld Wichtigste Handlungsbedarfe

7.	 Klimafreundliche 
kommunale Beschaf-
fung

„Klimafreundliche“ Rahmenverträge für kommunale Beschaffungen 
sowie Musterausschreibungen jeweils für branchenspezifische Liefe-
rungen und Leistungen, die zugleich praxisgerecht und rechtssicher 
sind

Entwicklung von Kriterien für eine klimagerechte Vergabe (Leistungs-
beschreibung) Beratung/Schulung der Vergabestellen 

Standardisierung von Verwaltungsvorschriften und Handlungsleitfä-
den

8.	 Prozessoptimierung 
Klimaförderung

Ausbau der auf Klimamaßnahmen spezialisierten strukturellen und 
bedarfsgerechten Förder- und Vergabeberatung und Prozessbeglei-
tung

Aufbau einer ressortübergreifenden digitalen Förderdatenbank

Erleichterung des Zugangs zur Förderung durch Bürokratieabbau/
unkomplizierte Förderprogramme

Verbesserung des Fördermittelmanagements (z. B. „Lotsenstellen“)

9.	 Klimagerechte Kom-
munalhaushalte

Kommunale Haushalte „fit machen“ für die Bewältigung der Anforde-
rungen aus Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen 
u. a. durch gezielte Schulungsprogramme und Haushaltstools

Schaffung und Ausweitung finanzieller Handlungsspielräume Identifi-
zierung und Behebung haushälterischer Hindernisse

Unterstützung bei der Entwicklung und Umsetzung von Divestment-
strategien

10.	Strukturierte Aus-, 
Fort- und Weiterbil-
dungen zu Klima-
schutz und Klima-
wandelfolgenanpas-
sung

Zielgerichtete und qualifizierte Aus-, Fort- und Weiterbildung (u. A. 
der Hauptamtlichen; Sensibilisierung des Ehrenamts in Räten und 
Ausschüssen sowie Aus- und Fortbildung von Dienstleistern für Kom-
munen, wie z. B. Planungsbüros und Handwerksbetriebe)
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Handlungsfeld Wichtigste Handlungsbedarfe

11.	 Unterstützung bei der 
Klimakommunikation 
auf allen Ebenen

Motivation von Bürger*innen und Unternehmen zum Klimaschutz 
und Klimawandelfolgenanpassung; Unterstützung der Kommunen 
bei der Akzeptanzsteigerung

Intensivierung und Fortentwicklung der Öffentlichkeitsarbeit, inklusi-
ve öffentlicher Beteiligungsprozesse, wie z. B. Einbindung in Fachforen 
zur Erarbeitung und Umsetzung von entsprechenden Maßnahmen

12.	Monitoring, Steue-
rungsinstrumente

Fortschritte im Klimaschutz und bei der Klimawandelfolgenanpas-
sung transparent machen und evaluieren

Indikatorensystem (Impact- und Response-Indikatoren)/Checklisten 
erarbeiten

13.	Bündelung der klima-
bezogenen Aktivi-
täten aller relevanten 
Akteure

Optimierung der Vernetzung der klimabezogenen Aktivitäten aller 
relevanten Akteure: „effizientes Netzwerken“; Bündelung der Aktivi-
täten, Vermeidung von Doppelstrukturen, Nutzung von Synergieef-
fekten

Etablierung einer operativen KKP RLP Koordinationsplattform
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Anlage 2

Bedarfsorientierte Beratungsleistungen für KKP-Kommunen:

�� Die teilnehmenden KKP-Kommunen1 erhalten eine substantielle und intensive (Umsetzungs-)
Beratung im Bereich Klimaschutz und Klimawandelfolgenanpassung

�� Je nach Bedarf zur Verfügung stellen von Instrumenten und Tools (bspw. für Energiemanage-
ment etc.)

�� Konkrete Unterstützung beim Beantragen und Abrufen von Bundes- und Landesfördermit-
teln im Bereich Klimaschutz und Klimawandelfolgenanpassung

�� Gemeinsame Erarbeitung von Klimaschutz- und Klimawandelfolgenanpassungsstrategien 
für teilnehmende KKP-Kommunen

�� Individuelle Unterstützung bei der Initialisierung und Planung der Maßnahmen des Klimaschutzes 
und der Anpassung an die Klimawandelfolgen zum effizienten und strukturierten Einsatz der 
Mittel des angekündigten kommunalen Investitionsprogramms.

1	 Abhängig von den personellen und organisatorischen Kapazitäten sowie den vorhandenen Haushaltsmitteln.



 

Kommunaler Klimapakt RLP (KKP) 
Beitritt der Verbandsgemeinde Gerolstein 

 
-Vorschläge für Ziele und Maßnahmen der VG Gerolstein - 

 
 
Die folgenden Ziele & Maßnahmen haben wir aus der Orientierungshilfe, welche den Kommunen zum 
KKP zur Verfügung gestellt werden, entnommen, teilweise an die VG angepasst und begründet. Diese 
Orientierungshilfe ist dieser Vorschlagsliste als Anlage beigefügt.  
 
Im Rahmen des Kommunalen Klimapaktes Rheinland-Pfalz (KKP) soll die Verbandsgemeinde sich auf 
fünf wesentliche Ziele / Maßnahmen konzentrieren, welche in der Beschlussfassung des Verbandsge-
meinderates benannt werden sollen und in der Beitrittserklärung aufzuführen sind. Die Umsetzung der 
Maßnahmen soll in der ersten Stufe in den Jahren 2023 und 2024 erfolgen. Das Land beabsichtigt im 
Jahre 2024 eine Fortschreibung des KKP. 
 
Aus Sicht der Verwaltung könnte die Verbandsgemeinde Gerolstein folgende Ziele und Maßnahmen 
im Rahmen der ersten Stufe des Kommunalen Klimapaktes RLP auf den Weg bringen bzw. durchführen. 
 
 
1) Klimaschutzstrategie /-konzept für die VG Gerolstein einschl. Optimierung der 

verwaltungsinternen Abläufe: 
 Erstellung eines Leitbildes für die klimagerechte Weiterentwicklung der Verbandsgemeinde 

Gerolstein sowie Berücksichtigung des Klimaschutzes als auch der Anpassung an Klimawan-
delfolgen bei allen relevanten kommunalen Entscheidungen und Planungsprozessen 

 Erarbeitung von Strategien, Fahrplänen oder Konzepten im Bereich Klimaschutz / Anpassung 
an Klimawandelfolgen 

 Etablierung von Verfahrensweisen zum Schutz der Prioritäten für die Anpassung an Klima-
wandelfolgen. 

 Integration der im eigenen Leitbild / in der eigenen Strategie entwickelten Prioritäten in allen 
betroffen kommunalen Verwaltungsaufgaben (Aufbau- und Ablauforganisation) 

 Etablierung ressortübergreifender Arbeitsgruppen, Lenkungskreisen, Expertengremien zur 
Bearbeitung von Schwerpunktthemen 

 Schulung aller Mitarbeiter:innen in Sachen Klimaschutz (Etablierung Klimaschutz als eigene 
ständige Aufgabe der VG durch externe Anbieter per Inhouse Seminaren und Workshops) 

 
Erläuterungen: 
Es ist notwendig, dass man sich auf politischer Ebene klar zum Klimaschutz / Anpassung an Klima-
wandelfolgen bekennt und zukünftige Entscheidungen unter Berücksichtigung dieser Punkte 
trifft.  
Es sollte eine Strategie entwickelt werden, welche Maßnahmen als nächstes angegangen werden 
und wie die Festlegung von Prioritäten bei den in Aufstellung befindlichen Konzepten (Hochwas-
ser- und Starkregenschutzkonzept, Radverkehrskonzept, pp) aussehen soll.  
Diese politischen Entscheidungen müssen sodann in der bestehenden Verbandsgemeindeverwal-
tung integriert werden und zwar als eine dauerhafte Aufgabe der Verwaltung. Dies muss in allen 
Sachgebieten der Verwaltung integriert und etabliert werden.  
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2) Einführung / Optimierung eines systematischen Energiemanagements  

 Optimierung des bereits vorhandenen Energiemanagements (z.B. durch Automatisierung 
einzelner Abläufe wie Verbrauchserfassung oder Auswertung durch neue Software)  

 Intensivierung der Schulungen aller verantwortlichen Personen / Nutzern zu einem klimage-
rechten Verhalten. 

 
Erläuterungen: 
In der Verbandsgemeinde werden eine Vielzahl von kommunalen Gebäuden vorgehalten. Ein sys-
tematisches und möglichst automatisiertes Energiemanagement sollte zeitnah aufgebaut wer-
den, um Klimaschutzmaßnahmen messbar zu machen bzw. entsprechende Abweichungen / Un-
regelmäßigkeiten zeitnah zu erkennen. 
Vor allem aber das Nutzerverhalten in den vielseitigen Einrichtungen wird entscheidend auf den 
Energieverbrauch Einfluss haben, so dass die Nutzer auch in öffentlichen Gebäuden sensibilisiert 
werden.  

 
 
3) Realisierung / Beteiligung / Betreibung von Erneuerbare Energien -Anlagen: 

 Vollständige systematische Erfassung der Potenzialflächen für Dach-PV-Anlagen auf den 
kommunalen Liegenschaften 

 Forcierte schrittweise Realisierung von PV-Anlagen auf den gemeindeeigenen kommunalen 
Dachflächen 

 Kommunale Beteiligung an einem WEA- oder PV-Projekt im Gebiet der VG Gerolstein 
 Analyse der Potenziale für Biomasse-Energieerzeugung mit Wald(rest)holz aus dem eigenen 

Gemeindegebiet 
 
Erläuterungen: 
Den eingeschlagenen Weg durch die Errichtung einer eignen Sparte „Energie“ im Bereich der Ver-
bandsgemeindewerke sollte konsequent fortgeführt werden. Gebäude und Anlagen der gesam-
ten Verbandsgemeinde sollten bewertet werden und sukzessiv mit PV-Anlagen ausgestattet wer-
den. 
Mit der in Aufstellung befindlichen Fortschreibung des Flächennutzungsplanes für erneuerbare 
Energien werden derzeit die Voraussetzungen für die Realisierung von Windenergieprojekten und 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen geschaffen. Es sollte intensiv geprüft werden, ob eine kommu-
nale Beteiligung ins Auge gefasst werden kann.  
Unter Berücksichtigung der hohen Waldanteile sollte die Verbandsgemeinde sich Gedanken ma-
chen, ob und inwiefern eine eigene Energieerzeugung möglich ist. 

 
 
4) Unterstützung u. Schaffung von attraktiven Maßnahmen im Bereich der Mobilität 

in der VG Gerolstein 
 Schaffung von attraktiven Gemeinschaftsverkehr-Maßnahmen durch z. B. Mitfahrerbänke, 

Mitfahrer-Plattformen, Schaffung und Unterstützung von Carsharing-Angeboten, Schaffung 
eines Systems von öffentlich verfügbaren Leihfahrrädern 

 Verbesserung des Angebotes von Fahrradabstellanlagen an Bahnhöfen und ÖPNV-Haltestel-
len 

 Ausbau des Radwegenetzes für den Alltagsverkehrs 
 Ausbau der Ladeinfrastruktur   



 

 
Erläuterungen: 
Der ÖPNV ist Aufgabe des Landkreises und kann daher von der Verbandsgemeinde nur bedingt 
beeinflusst werden. Die anderen Verkehre sollten aber von uns in den Blick genommen werden, 
um Möglichkeiten zu schaffen, Mobilität auch in unserer ländlich geprägten Region anders zu den-
ken.  
Die v. g. Maßnahmen sind bereits in Teilen in der Umsetzung. Diese sollten fortgeführt werden 
und in Abstimmung mit der Bevölkerung geklärt werden, welche weiteren Angebote nachgefragt 
und genutzt werden könnten. 

 
 
5) Energetische Sanierung / Optimierung von Gebäuden: 

 Energetische Grundsanierung kommunaler Liegenschaften;  
 Geringinvestive Maßnahmen zur Reduzierung der Heizlasten (z.B. Heizungsoptimierung, 

Dichtigkeit von Türen und Fenstern u.ä.)  
 Umstellung der Gebäudebeheizung / Warmwasserbereitung auf Erneuerbare Energien in 

einzelnen kommunalen Liegenschaften;  
 
Erläuterungen: 
Leider befinden sich immer noch eine Vielzahl von Gebäuden in der VG Gerolstein in einem Zu-
stand, der energetisch alles andere als optimal bezeichnet werden kann. Es sollte insofern eine 
grundsätzliche Entscheidung getroffen werden, welche energetischen Sanierungen in naher Zu-
kunft angegangen werden.  
Hierbei sollten nicht nur sehr kostenintensive Generalsanierungen in den Blick genommen wer-
den, sondern auch kleine Maßnahmen, die eine schnelle Verbesserung mit sich bringen.  

 
 
Im Rahmen der politischen Willensbildung stehen wir anderen alternativen Zielen / Maßnahmen offen 
gegenüber. Wir haben uns bei der Entscheidung für diese Ziele / Maßnahmen von den verschiedenen 
politischen Beratungen und Entscheidungen leiten lassen. Diese Ziele / Maßnahmen waren in vergan-
genen Sitzungen der VG Gerolstein bereits Gegenstand einer Beratung gewesen.  
 
Im Rahmen der Sitzung des BPU werden wir auch darstellen, warum wir die anderen Themen im ersten 
Schritt nicht enger in den Blick genommen haben.  
 
 





 

 

1 

 

Die nachfolgende Zusammenstellung dient ausschließlich dazu, Ihnen die Auswahl und kurze Beschreibung Ihrer individuell angestreb-
ten Ziele und Maßnahmen in der Beitrittserklärung zu erleichtern. Sie enthält eine Vielzahl möglicher und oft gewählter Maßnahmen zum 
Klimaschutz bzw. zur Klimawandelanpassung. Selbstverständlich können Sie auch andere, selbst gewählte Maßnahmen nennen, die 
hier nicht aufgeführt sind. 

Ob und wie eine der hier genannten oder von Ihnen ausgewählten Maßnahmen unter das KIPKI fällt bzw. über die einschlägigen Förder-
programme finanziert werden kann, richtet sich ausschließlich nach der KIPKI-Positivliste bzw. den jeweiligen Förderrichtlinien. 

 

Beispielhafte Maßnahmen zur kommunalen Anpassung an Klimawandelfolgen  

 Ziele Maßnahmen 

Weitere 

Informa-

tionen 

Strukturen und Zusammenarbeit schaffen 

 Etablierung des politi-
schen Willens und der 
Handlungsmotivation in 
der Verwaltung zur An-
passung an Klimawandel-
folgen 

 Formulierung eines Leitbildes zur klimagerechten Kommunalplanung (nachhaltige Planung unter 

Berücksichtigung von (Klimaschutz und) Anpassung an Klimawandelfolgen) 

 Berücksichtigung der Anpassung an Klimawandelfolgen bei allen relevanten kommunalen  

Planungsprozessen, Strategien, Strukturen und Zielen 

 Etablierung von Verfahrensweisen zum Schutz der Prioritäten für die Anpassung an Klimawandel-

folgen  
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 Institutionalisierung eines 
Klimawandelanpassungs-
managements 

 Zuständigkeit mind. einer Person für die Bearbeitung des Themas „Anpassung an Klimawandelfol-

gen“ (z. B. Klimawandel-Anpassungsmanager*in) 

 Etablierung von ressortübergreifenden Arbeitsgruppen, Lenkungskreisen, Expertengremien o. Ä. 

zur Bearbeitung von Schwerpunktthemen, wie bspw. Erarbeitung und Umsetzung Hitzeaktionsplan, 

Wassermanagement, etc. 

 Schulung von Verwaltungsmitarbeiter*innen zum Thema Klimawandel und Anpassung an Folgen 

 

 Ausbau der Öffentlich-
keitsarbeit und  
Partizipation  

 Identifikation von relevanten Stakeholdern sowie Zielgruppen und Einbindung in die Erarbeitung der 

Klimaanpassungsstrategie 

 Erarbeitung und Umsetzung einer Kommunikationsstrategie zur klimagerechten Stadtentwicklung; 

Festlegung von Zielen, Beteiligten und Motivationspotentialen der Öffentlichkeitsarbeit und Partizi-

pation 

 Implementierung und kontinuierliche Pflege einer expliziten Klimawandelseite auf der kommunalen 

Homepage, die (Klimaschutz und) Anpassung an Klimawandelfolgen adressiert und über Aktivitä-

ten zum Thema sowie Fortschritt von Prozessen berichtet (bspw. Sachstandsberichte der Strategie 

zur Anpassung an Klimawandelfolgen)  

 Durchführung von Aushandlungs- und Beteiligungsformaten zur Partizipation unterschiedlicher Ak-

teur*innengruppen (Kommunen, Umwelt- und Wirtschaftsverbände, Vereine, Initiativen, Unterneh-

men, Bürger*innenforen / -räte etc.)  

 Umsetzung eines Projektes zur Anpassung an Klimawandelfolgen (z. B. Begrünung, Entsiegelung, 

Hitzeminderung, Starkregenvorsorge) zwischen Kommunalverwaltung und Bürger*innen 

 Umgestaltung eines öffentlichen Gebäudes / Platzes. Nutzung der modellhaften klimagerechten 

Umgestaltung zur Sensibilisierung der Bevölkerung  

 Kriteriengeleitete Evaluation und ggf. Nachjustierung der Öffentlichkeitsarbeit und Partizipation 
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Klimawandelfolgen erfassen  

 Durchführung von Betrof-
fenheits- und Vulnerabili-
tätsanalysen zu einzelnen 
Sektoren bzw. Klimarisi-
ken (Starkregen, Hitze, 
Dürre) 

 Verwendung von Hochwasser- und Starkregengefährdungskarten zur Identifikation von Entste-

hungsgebieten und Abflussbahnen sowie Ableitung von Betroffenheiten  

 Erstellung von Karten zur Visualisierung der Wohn- und Aufenthaltsorte besonders vulnerabler  

Bevölkerungsgruppen und kritischer Infrastrukturen in Bezug auf Hitze- und/oder Starkregenereig-

nisse sowie Ableitung von Betroffenheiten  

 Identifikation von Gewässerstrecken, die Defizite in Strukturen, Engstellen, Gefahrenpunkte und 

Notabflusswege aufweisen sowie Ableitung von Betroffenheiten 

 Ableitung von Maßnahmen in der Fläche sowie an Gewässern, zur Berücksichtigung bei Planungen 

in Land- und Forstwirtschaft, der regionalen und kommunalen Planung sowie der Straßenbaupla-

nung  

 Erstellung von Stadtklimagutachten und Kaltluftsimulationen zur Identifikation und Beschreibung 

von lokal und regional relevanten hitzebedingten Risiken 

 Nutzung interaktiver Unterstützungstools zur Bewertung individueller Vulnerabilität und Effektivität 

geplanter Maßnahmen  

 

[1] 

 

[2,3] 

 

 

 

 

 

 

 

 

[4–6] 

 Erstellung einer ganzheit-
lichen Klimarisikoanalyse 
(Starkregen, Hitze, Dürre) 

 Erstellung einer Klimarisikoanalyse nach DIN EN ISO 14091: 2021 unter Berücksichtigung der  

folgenden Schritte: 

 Vorbereitung: Definition von Zielen und Ergebnissen, Bestandsaufnahme (Festlegung des Kon-

textes), Zusammenstellung des Projektteams, Festlegung des Anwendungsbereiches und der 

Methodik, Planung der Durchführung 

 Durchführung: Screening der Klimawandelfolgen, Erstellung von Wirkungsketten, Zusammen-

stellung von Daten und Ermittlung von Indikatoren, Analyse und Bewertung der Auswirkungen, 

Bewertung der Anpassungskapazität, Interpretation der Ergebnisse 

 Nachbereitung: Zusammenstellung zentraler Ergebnisse, zielgruppenspezifische Kommunika-

tion der Ergebnisse 

 

[7,8] 
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 Integration der Anpas-
sung an Klimawandelfol-
gen in Planungsinstru-
mente (Bauleit- und  
Flächennutzungsplanung) 

 Beschluss zur Durchführung eines „Climate Proofing“ bei jeder Planung auf Basis vorliegender  

Planungsgrundlagen oder neu zu erstellender Gutachten (bspw. Auswirkungen der Maßnahme auf 

Temperaturen, Niederschlagsabfluss, Versickerung, Biodiversität im Stadtgebiet). Eine Verschlech-

terung ist nicht zulässig 

 Integration von Maßnahmen zur Anpassung an Klimawandelfolgen in Bebauungsplänen (z. B. Be-

grünungsmaßnahmen (Dach-, Fassadenbegrünung), Schottergarten-Verbot, Vorgaben zur Regen-

wasserversickerung, etc.) 

 Erstellung eines Fachkatasters für Maßnahmen zur Anpassung an Klimawandelfolgen zur Anwen-

dung in GIS. Berücksichtigung des Fachkatasters bei allen zukünftigen Planungen  

 Sicherung von Kaltluftentstehungsgebieten und Kaltluftschneisen als langfristige Vorbehaltsflächen 

 

[9,10] 

Anpassungsmaßnahmen ausarbeiten 

 Etablierung bzw. Erhö-
hung der Starkregenvor-
sorge  

 

 Erstellung eines örtlichen Hochwasservorsorgekonzeptes 

 Organisation in einer Hochwasserpartnerschaft  

 Umsetzung von Vorsorgemaßnahmen im Außenbereich: Umsetzung von Maßnahmen zum natürli-

chen Hochwasserrückhalt (z. B. durch Renaturierung von Gewässern), Flächensicherung für den 

Hochwasserschutz, Umsetzung der Empfehlungen des Informationspaketes zur Hochwasservor-

sorge des Landesamtes für Umwelt RLP 

 Veränderung oder Entfernung von Engstellen innerörtlicher Gewässer (abflussbehindernde Einbau-

ten wie Brücken, Stege, Mauern, etc.)  

 Umsetzung von Maßnahmen zum Erhalt und Ausbau des dezentralen Regenwasserrückhaltes 

(Versickerung, Retention und Ableitung großer Niederschlagsmengen)  

 Umsetzung von Vorsorgemaßnahmen zum Schutz kommunaler Liegenschaften (im Gebäude, am 

Gebäude und um das Gebäude herum) 

 Optimierung Katastrophenschutz: Verbesserung der Feuerwehreinsätze (z. B. Darstellung speziell 

zu überwachender Einsatzstellen), Verbesserung der Warnung der Bevölkerung (Einführung eines 

Sirenensignaltons für Hochwasser/Starkregen, Festlegung einer Meldekette zwischen Ortschaften, 

[11,12] 
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Installation örtlicher Pegel zur Präzisierung der Kommunikation), Ergänzung eines gemeindlichen 

Notfallkonzeptes im Alarm- und Einsatzplan Hochwasser 

 

 Etablierung bzw. Erhö-
hung der Hitze- und  
Dürrevorsorge 

 Etablierung eines Bereitschaftsdienstes für hitzevulnerable Personen, welcher während Hitzewellen 

telefonische und persönliche Betreuung und Einkaufshilfe leistet; Mobilisierung von Hilfsorganisati-

onen zur Unterstützung im Akutfall 

 Etablierung eines Warnsystems der Bevölkerung vor extremer Hitze  

 Erstellung eines Akut- und Vorsorgeplans zur Bewältigung extremer Dürre: Bewässerungskonzept, 

Akutplan für Landwirtschaft- und Gewässerschutz, Waldbrandschutz, Akut-Maßnahmen zum 

Schutz des Grund-/Trinkwassers, stehender und Fließgewässer 

 Umsetzung von Elementen eines Schwammstadtkonzeptes zur Erhöhung des Regenwasserrück-

halts, der Verdunstungsleistung, der Grundwasserneubildung und der Wasserverfügbarkeit - auch 

unter Nutzung von Grauwasser (z. B. Anlage von Tiefbeeten, begrünten Mulden, Baumrigolen) 

 Umwandlung von grauer in eine grün-blaue Infrastruktur (Entsiegelung und Begrünung von Ver-

kehrsflächen, Stadtplätzen, Brachflächen, Quartieren sowie Anlage von Wasserflächen) 

 Errichtung von Trinkwasserbrunnen 

 Erarbeitung eines Hitzeaktionsplans und Beschluss zur Umsetzung: Festsetzung von Akutmaßnah-

men mind. bei Eingang der Warnstufe 2 des Deutschen Wetterdienstes und Formulierung mittel-

/langfristiger Maßnahmen zur Minderung der Erwärmung des Siedlungsgebietes  

 

[13] 

 Erarbeitung spezifischer 
Anpassungsstrategien 

 Bewahrung und Erhöhung der grünen Infrastruktur: Erstellung eines Baum- und Grünflächenkatas-

ters, Erarbeitung und Beschluss einer Grünflächen-Strategie zum Erhalt, zur klimagerechten Pflege 

und Anpassung sowie zum Ausbau der kommunalen Grünflächen, Vernetzung bestehender Grün- 

und Freiräume  

 Erarbeitung einer Strategie zum Wassermanagement: Berücksichtigung des veränderten Nieder-

schlagsregimes, Installation von Speichersystemen für Niederschlagswasser, Bewahrung der Trink-

wasserneubildung, Schutz von Wasserorganismen, Ableit-, Retentions- und Versickerungsplan zur 

Starkregenvorsorge, Bewässerungsplan für Grünflächen 
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 Berücksichtigung des Klimawandels und Integration entsprechender Maßnahmen zur Anpassung in 

Tourismus-, Wald-, Einzelhandelsstrategien etc. 

 

 Erarbeitung einer ganz-
heitlichen Anpassungs-
strategie 

 Erstellung und Beschluss einer ganzheitlichen Strategie zur Anpassung an Klimawandelfolgen, die 

integrativ mit anderen Politiken, Strategien und Planungen harmonisiert ist: Qualitative und quanti-

tative Zielsetzungen, z. B. Minimierung von Umweltrisiken, Schutz der Bevölkerung, Steigerung der 

Anpassungsfähigkeit von Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt. Multikriterielle Prüfung der Maßnah-

men hinsichtlich Wirksamkeit, Robustheit, Nachhaltigkeit, finanzielle Tragbarkeit, Flexibilität, positi-

ver Nebeneffekte. Erarbeitung eines Fahrplans mit festgelegten Zeithorizonten für die Umsetzung 

der geplanten Maßnahmen. 

 

[8,14] 

 

Monitoring, Evaluation und Nachsteuerung etablieren 

 Überwachung von Klima-
wandelfolgen und Nach-
justierung von Anpas-
sungsmaßnahmen  

 Dokumentation und Auswertung von Schäden, die durch extreme Witterungsereignisse und andere 

Klimawandelfolgen entstanden sind sowie Veränderungen durch umgesetzte Maßnahmen  

 Einführung eines Monitorings zur Erfassung der Erkrankungen durch Hitze  

 Festlegung von Zielpunkten, die eine Bewertung und Nachjustierung der Anpassungsmaßnahmen 

erlauben (Regelmäßige Erfassung von Erfolgen / Misserfolgen) 

 Überprüfung der Maßnahmen zur Anpassung (z. B. Klimaberichte, Nachsteuerung) 

 

 

 

  



 

 

7 

 

1.  Starkregengefahrenkarten Landesamt für Umwelt RLP; https://lfu.rlp.de/de/startseite/2021/starkregenkarten/. 
2.  Anforderungen an Die Berücksichtigung Klimarelevanter Belange in Kommunalen Planungsprozessen. Leitfaden Für Kommunen. 

3.  Mergner, S.; Platz, F.; Hofstetter, Dr. W.; Kleber, Dr. A.; Blättner, B.; Grewe, Prof. Dr. H.A.; Rosin, V.; Schoierer, Dr. J.; Mertes, H. Hitzevul-
nerable Stadtgebiete in Worms 2022. 

4.  Future Cities Adaptation Compass Available online: http://www.future-cities.eu/project/adaptation-compass/. 
5.  Klimalotse Available online: https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-anpassung/werkzeuge-der-anpassung/klima-

lotse. 
6.  Urban Adaptation Support Tool Available online: https://climate-adapt.eea.europa.eu/en/knowledge/tools/urban-ast/step-0-0. 
7.  Prost, L.; Voß, M.; Kahlenborn, W.; Schnauser, I. Klimarisikoanalysen auf kommunaler Ebene. Handlungsempfehlungen zur Umsetzung der ISO 

14091; DIN Deutsches Institut für Normung e. V., UBA, Eds.; 2022; 
8.  Anpassung an die Folgen des Klimawandels – Anforderungen Und Leitlinien Zur Anpassungsplanung Für Kommunale Verwaltungen Und Ge-

meinden (ISO/TS 14092:2020); DIN Deutsches Institut für Normung e. V., Ed.; Beuth Verlag, 2020; 
9.  Witte, H.A. Klima-Check in der Bauleitplanung. 53. 
10.  Jacoby, C.; Beutler, K. Konzeptioneller-Leitfaden-Klimafolgenabschaetzung-Zum-Fn-Stand-06-13.Pdf 2013. 
11.  Leitfaden. Der Weg zum örtlichen Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept [ÖHSVK]; Kompetenzzentrum Hochwasservorsorge und Hoch-

wasserrisikomanagement, Ed.; 2022; 
12.  Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität (MKUEM); Informations- und Beratungszentrum Hochwasservorsorge(IBH) Leitfaden 

zur Erstellung örtlicher Hochwasservorsorgekonzepte für Starkregenereignisse in ländlichen Mittelgebirgslagen; 2017; 
13.  Janson, D.; Rosin, V.; Jordan, H.A. Arbeitshilfe zur Entwicklung und Implementierung eines Hitzeaktionsplans für Städte und Kommunen. 44. 
14.  DAS Merkblatt Nachhaltiges Anpassungsmanagement. 



 

 

8 

 

Beispielhafte Maßnahmen zum kommunalen Klimaschutz  

 

Ziele Maßnahmen Weitere 

Informa-

tionen 

Willensbildung, Leitbilder, Öffentlichkeitsarbeit, Partizipation 

 Leitbilder und Klima-
schutzstrategie/-konzept 
für die Kommune 

 Erstellung eines Leitbildes für die klimagerechte Weiterentwicklung der Stadt/Gemeinde/des Land-

kreises (mit Zielen wie Nachhaltige Entwicklung im Sinne der SDG21 - Teilziel Klimaschutz, THG-

Reduzierung) sowie Berücksichtigung des Klimaschutzes bei allen relevanten kommunalen  

Entscheidungen und Planungsprozessen; 

 Erarbeitung, Aktualisierung oder Fortschreibung von Strategien, Fahrplänen oder Konzepten im  

Bereich Klimaschutz (beispielsweise Klimaschutzkonzept mit konkreten THG-Einsparzielen nach  

Sektoren unter Einbindung relevanter Interessen-, Akteur- und Zielgruppen;  

 Fortschreibung eines bereits erstellten Klimaschutzkonzepts unter Einbindung relevanter Interes-

sen-, Akteur- und Zielgruppen; insbesondere Aktualisierung der sektoralen THG-Einsparziele; 

 

 

 Sensibilisierung und Moti-
vation aller unterschiedli-
chen Akteursgruppen zum 
Ergreifen eigener (priva-
ter) Anstrengungen zur 
THG-Reduktion  

 Zielgruppengerechte Angebote für Einwohner/innen, Vereine, örtliche Initiativen, Unternehmen,  

lokale Verbände usw. beispielsweise in Form von Anliegerversammlungen, Foren, jährlicher Klima-

schutztag o.ä.; 

 Unterstützung von Veranstaltungen Dritter mit dem gleichen Ziel (z.B. zur privaten Gebäudebehei-

zung, zu Fahrzeugen mit alternativen Antrieben, zur privaten Dach-PV o.ä.); 

 Hinwirken auf monatliches Angebot einer Energieberatung der Verbraucherzentrale in kommunalen 

Räumlichkeiten;  

 Fortlaufende Verbesserung der Information und Sensibilisierung der Rats- und Ausschussmitglieder 

in allen Klimathemen, z.B. Inhouse-Veranstaltungen; 
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 Information über die Kli-
maschutzaktivitäten der 
Kommune  

 Schaffung spezieller Klimaschutz-Themenseiten auf der eigenen Homepage zur Information,  

Motivation bzw. zur Darstellung aller kommunalen Aktivitäten; 

 Regelmäßige Durchführung entsprechender Bürgerversammlungen; 

 

 

Kommunale Verwaltung: Aufgaben und Funktionen, Organisation, know-how 

 Klimaschutzorientierte 
Optimierung der verwal-
tungsinternen Abläufe;  
Klimaschutz als Quer-
schnittsaufgabe 

 Integration der im eigenen Leitbild / in der eigenen Strategie entwickelten Prioritäten in alle betroffe-

nen kommunalen Verwaltungsaufgaben (Aufbau- und Ablauforganisation); 

 Integration von Funktionen wie "Klimaschutzmanagement" oder "Klimalotse" in die Organisation 

(z.B. Schaffung einer entsprechenden Stabstelle); 

 Künftig Prüfung aller Kommunalbeschlüsse im Hinblick auf die Klimarelevanz ("Klimacheck", wie 

u.a. für Bauleitplanung, Verkehrsplanung, Gebäudeplanungen, Vergaben, ÖPNV usw.) 

 Etablierung ressortübergreifender Arbeitsgruppen, Lenkungskreisen, Expertengremien o.ä. zur  

Bearbeitung von Schwerpunktthemen; 

 Schulung aller Verwaltungsmitarbeiter/innen in Sachen Klimaschutz (z.B. Schulungsangebote exter-

ner Anbieter, Inhouse-Seminaren oder workshops mit externer Unterstützung) 

 

 

 Klimafreundliche  
Beschaffung 

 Integration der Lebenszykluskosten in das Beschaffungswesen; 

 Beschaffung nur noch hocheffizienter elektrischer Geräte; 

 Entsprechende Schulung der Verwaltungsmitarbeiter/innen bzw. der Vergabestellen; 

 

 

Energiemanagement 

 Einführung / Optimierung 
eines systematischen 
Energiemanagements 

 Erstmalige Einführung eines systematischen Energiemanagements  

 Optimierung des bereits vorhandenen Energiemanagements (z.B. durch Automatisierung einzelner 

Abläufe wie Verbrauchserfassung oder Auswertung durch neue Software); 
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 Verbesserung des "Ener-
getischen know-hows" im 
Haupt- und Ehrenamt 

 Schulung aller verantwortlichen Personen (Hausmeister, Liegenschaftsverwaltung) 

 Schulung auch der ehrenamtlich Verantwortlichen (z.B. für Dorfgemeinschaftshäuser) 

 Schulung aller Beschäftigten in klimagerechtem Verhalten: Heiz- und Lüftungsverhalten, Stand-by-

Stromverbrauch usw.; Einführung verbindlicher Regelungen dazu (z.B. Dienstanweisung); 

 

 

Ausbau der Erneuerbaren Energien 

 Weitere Potenziale für er-
neuerbare Energien syste-
matisch herausarbeiten 

 Systematische Erfassung der Potenzialflächen für Dach-PV-Anlagen auf den kommunalen Liegen-

schaften;  

 Systematische Erfassung der Potenzialflächen für Freiflächen-PV-Anlagen und Schaffung der pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen; 

 Zeitnahe Fortschreibung der F-Plans zur Schaffung zusätzlicher Potenziale / Flächen für Windkraft 

und/oder Freiflächen-PV; 

 

 

 Eigene EE-Anlagen bauen 
und betreiben oder sich 
daran beteiligen 

 Forcierte schrittweise Realisierung von PV-Anlagen auf allen geeigneten kommunalen Dachflächen; 

 Kommunale Beteiligung an einem WEA- oder PV-Projekt im Stadt-/Gemeindegebiet; 

 Analyse der Potenziale für Biomasse-Energieerzeugung mit Wald(rest)holz aus dem eigenen  

Gemeindewald; ggf. in Kooperation mit privaten Unternehmen oder einer Bürgergenossenschaft; 

 

 

 Unterstützung Dritter 
beim Ausbau der Erneuer-
baren Energien 

 Umsetzung eines Gemeinschaftsprojekts zwischen Kommunalverwaltung und Bürger/innen; 

 Unterstützung der Gründung einer Bürgerenergiegenossenschaft o.ä. mit dem Ziel, z.B. private 

Dachflächen für PV zu gewinnen; 

 

 

 Wasserstoff  Initiierung und Umsetzung von Wasserstoffprojekten 
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Bauleitplanung und Stadt-/Gemeindeentwicklung 

 Klimafreundliche  
Bauleitplanung 

 Konsequente Priorisierung der Planungsleitsätze (§ 1 und § 1a BauGB) zum Themenfeld Klima-

schutz; 

 Künftig entsprechende Festsetzungen in den B-Plänen (z.B. Pflicht zur Solarnutzung, Kompakte 

Bauweisen; THG-minimierte Wärmeerzeugung usw.); 

 Verstärkte Integration klimaschutzrelevanter Maßnahmen in die städtebaulichen Verträge bzw.  

Erschließungsverträge; 

 Verstärkte Innenbereichsentwicklung anstelle von Neubaugebieten; 

 

 

 Kommunale Wärmeleitpla-
nung in Angriffe nehmen; 
Wärmewende 

 Einarbeitung der Verwaltung in die Ziele, Konzepte und Instrumente für eine kommunale Wärmeleit-

planung (durch Schulungen usw.); 

 Einstieg in die Erstellung einer kommunalen Wärmeleitplanung unter Nutzung der (neuen) Förder-

möglichkeiten; 

 Systematische Prüfung auf Potentiale für kalte Nahwärmenetze in Rahmen einer Wärmeleitplanung; 

Mitverlegung zukunftsfähiger Infrastruktur bei Straßenbauvorhaben (z.B. Leitungen / Leerrohre für 

Nahwärmenetze); 

 

 

Mobilität, ÖPNV, Fuhrpark und Dienstreisen 

 Klimagerechter kommu-
naler Fuhrpark 

 Systematische Erfassung der Potenziale für Umstellung des ÖPNV auf THG-minimierte Antriebe; 

 Erstellung von Leitlinien für die Beschaffung klimagerechter Fahrzeuge bezogen auf die jeweiligen 

Einsatzbereiche (Dienst-PkW, Einsatzfahrzeuge, ÖPNV, Baumaschinen usw.); 

 

 

 Klimagerechte Dienst- 
und Pendlermobilität 

 Einführung eines klimagerechten betrieblichen Mobilitätsmanagements für die Kommune; 

auch im Zusammenhang mit der Einführung des Deutschland-Tickets; 

 Beschaffung von Dienstfahr-/-lastenrädern für lokale Dienstwege; 
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 Attraktivere Gemein-
schaftsverkehre 

 Ausbau des ÖPNV-Angebots (ggf. näher erläutern) 

 Schaffung neuer Mitfahrerparkplätze bzw. von P+R - Parkplätzen; 

 Einrichtung von Mitfahrerbänke im Stadt-/Gemeindegebiet 

 Schaffung oder Unterstützung eines öffentlichen Carsharing-Angebots; öffentlichkeitswirksames Be-

werben von Sharing-Angeboten; 

 Bevorrechtigung des ÖPNV an Lichtsignalanlagen 

 

 

 Mehr Fahrradmobilität in 
der Kommune 

 Digitale Erfassung und Ausbau des Radwegenetzes; 

 Schaffung oder Unterstützung eines Systems von öffentlich verfügbaren Leihfahrrädern; Nutzung 

auch für Dienstfahrten; 

 Verbesserung des Angebots von Fahrradabstellanlagen, vor allem an Bahnhöfen 

 

 

 Unterstützung klimage-
rechter privater Mobilität 

 Systematische Ermittlung von Standorten für den Ausbau der Ladeinfrastruktur; 

 Systematische Ermittlung der Potenziale für die Privilegierung von ÖPNV und Radverkehr;  

ggf. auch für Elektrofahrzeuge;  

 Schaffung öffentlicher Parkmöglichkeiten, die für klimagerechte Fahrzeuge vorbehalten sind; 

 Freigabe spezieller vorteilhafter Spuren (z.B. Busspuren) für klimagerechte Fahrzeuge; 

 Aufbau eines schulischen Mobilitätsmanagements 

 

 

 Logistik  Erarbeitung von nachhaltigen Logistik-Konzepten für die sog. „letzte Meile“ 
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Gebäude / Liegenschaften / Innen- und Außenbeleuchtung 

 Energetische Sanierung 
bzw. Optimierung 

 Erstellung energetischer Leitlinien für die Sanierung und den Neubau kommunaler Liegenschaften; 

 Energetische Grundsanierung kommunaler Liegenschaften; 

 Geringinvestive Maßnahmen zur Reduzierung der Heizlasten (z.B. Heizungsoptimierung, Dichtigkeit 

von Türen und Fenstern u.ä.) 

 Umstellung der Gebäudebeheizung / Warmwasserbereitung auf Erneuerbare Energien in einzelnen 

kommunalen Liegenschaften; 

 

 

 Klimafreundliches Bauen  Einführung von Gebäude-Materialpässe 

 Einsatz von wiederverwertbaren und neuartigen Baumaterialien 

 

 

 Stromverbrauch  
reduzieren 

 Forcierte Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED-Beleuchtung; 

 Vermeidung jeglichen stand-by Verbrauchs durch schaltbare Steckerleisten; 
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BEITRITTSERKLÄRUNG

Landkreistag Rheinland Pfalz

Die Landesregierung hat sich das Ziel gesetzt, in Rheinland-Pfalz Treibhausgasneutralität in 
einem Korridor zwischen 2035 und 2040 zu erreichen. Das Pariser Klimaschutzabkommen gibt 
vor, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur möglichst auf 1,5 Grad Celsius zu be-
grenzen, um die verheerenden Folgen der globalen Erwärmung abzuschwächen.

Das Erreichen dieser Klimaschutzziele bedarf erheblicher Anstrengungen auf allen politischen und 
gesellschaftlichen Ebenen. International, bundes- und landesweit müssen die Treibhausgasemissi-
onen auf ein neutrales Niveau abgesenkt, der Ausbau der Erneuerbaren Energien sowie Energieef-
fizienz und Energieeinsparung entsprechend intensiviert und unsere wertvollen natürlichen Treib-
hausgassenken geschützt werden. Das erfordert die Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen 
sowie von Maßnahmen zur Anpassung an die nunmehr unvermeidbaren, bereits spürbaren und 
zukünftig zu erwartenden Klimawandelfolgen. Beides geschieht insbesondere auf der kommu-
nalen Ebene. Die zwischen der Landesregierung mit den kommunalen Spitzenverbänden und dem 
Verband der Kommunalen Unternehmen-Landesgruppe Rheinland-Pfalz getroffene Vereinba-
rung  trägt dieser Tatsache Rechnung. Darüber hinaus sind alle gesellschaftlichen Akteure aufge-
rufen, beim Klimaschutz und der Anpassung an die Klimawandelfolgen aktiv zu werden. 

Unsere Verbandsgemeinde/Stadt/unser Landkreis 

möchte einen Beitrag hierzu leisten, indem wir klimagerechtes Handeln (Klimaschutz und Anpas-
sung an die Klimawandelfolgen) verstärken und gegenüber kommunalen Akteuren sowie Bürge-
rinnen und Bürgern kommunizieren. Wir forcieren daher unser Engagement im Klimaschutz und 
bei der Anpassung an die Klimawandelfolgen und bekennen uns zu den Klimaschutzzielen des 
Landes.  

Des Weiteren streben wir an (bitte zutreffendes anzukreuzen)

	 eine Klimaschutzstrategie und Strategie zur Anpassung an die Klimawandelfolgen zu entwi-
ckeln/die Ortsgemeinden bei der Entwicklung zu unterstützen oder

	 vorhandene Strategien (Klimaschutzkonzept, Konzept zur Anpassung an Klimawandelfolgen, 
etc.) kontinuierlich anzupassen und weiterzuentwickeln/die Ortsgemeinden dahingehend zu 
unterstützen.

arno.fasen
Linien

arno.fasen
Linien



BEITRITTSERKLÄRUNG

Landkreistag Rheinland Pfalz

Die Verbandsgemeinde/Stadt/der Landkreis  
nimmt ihre/seine Rolle in den Bereichen Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen 
ernst und möchte die unten aufgeführten Maßnahmen in Angriff nehmen. 

Zu Ihrer Orientierung steht Ihnen hier eine Liste von beispielhaften Maßnahmen zur Verfügung. 

Die beitretenden Ortsgemeinden führen ihre Maßnahmen separat in Anlage 1 auf und fügen die-
se der Beitrittserklärung bei.

Maßnahmen im Klimaschutz* 

* verpflichtend auszufüllen (maximal vier Zeilen)

Maßnahmen zur Anpassung an die Klimawandelfolgen*

* verpflichtend auszufüllen (maximal vier Zeilen)

Der Verbandsgemeinderat/Stadtrat/Kreistag hat in seiner Sitzung am 				
über den Beitritt zum Kommunalen Klimapakt Rheinland-Pfalz beraten und dem Beitritt sowie 
den Ausführungen der Beitrittserklärung zugestimmt. Der Ratsbeschluss ist der Beitrittserklärung 
zum Kommunalen Klimapakt beigefügt. 

Die Ansprechperson für den Kommunalen Klimapakt ist:

Name: 

E-Mail: Tel.:	

Ort, Datum			    Bürgermeister/-in, Oberbürgermeister/-in, Landrat/-rätin

https://mueef.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Kommunalen_Klimapakt/Orientierungshilfe-Massnahmen.pdf


BEITRITTSERKLÄRUNG

Landkreistag Rheinland Pfalz

Hinweis: Diese Seite ist nur von Verbandsgemeinden auszufüllen.

Die Verbandsgemeinde  
tritt gemeinsam mit folgenden Ortsgemeinden auf Grundlage der jeweiligen Ratsbeschlüsse, die 
der Verbandsgemeindeverwaltung vorliegen, dem Kommunalen Klimapakt bei: 



BEITRITTSERKLÄRUNG

Landkreistag Rheinland Pfalz

Anlage 1

Hinweis: Diese Seite ist von den beitretenden Ortsgemeinden auszufüllen.

Die Ortsgemeinde    
nimmt ihre/seine Rolle in den Bereichen Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen 
ernst und möchte die unten aufgeführten Maßnahmen in Angriff nehmen:

Zu Ihrer Orientierung steht Ihnen hier eine Liste von beispielhaften Maßnahmen zur Verfügung. 

Maßnahmen im Klimaschutz* 

* verpflichtend auszufüllen (maximal vier Zeilen)

Maßnahmen zur Anpassung an die Klimawandelfolgen*

* verpflichtend auszufüllen (maximal vier Zeilen)

https://mueef.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Kommunalen_Klimapakt/Orientierungshilfe-Massnahmen.pdf
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	Name Verbandsgemeinde/Stadt/Landkreis 2: Gerolstein
	Name VG/Stadt/Landkreis: Gerolstein
	Maßnahmen 1: - zu ergänzen nach Beschlussfassung - 
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	Name VG/Stadt/Landkreis 2: Gerolstein
	Name VG: Gerolstein
	Namen Ortsgemeinden: Die Beratung in den Gremien der Städte und Ortsgemeinden steht aktuell noch aus. Sobald entsprechende Entscheidungen vorliegen, werden wir diese nachreichen.
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